
Schon zu Zeiten des Königrei-
ches Hannover gehörten die
Albrechts zu den sogenannten

hübschen Familien, einer Schicht
von Patriziern, die hohe Beamten-
stellen bekleideten und im sozialen
Gefüge knapp unter dem Adel ran-
gierten. Viel Wert wurde auf eine
akademische Ausbildung und Stan-
desbewusstsein gelegt. 

Auch Ursula von der Leyen stu-
dierte. Mehrfach wechselte die
Tochter des niedersächsischen
CDU-Ministerpräsidenten Ernst Al-
brecht die Studiengänge, bis sie
sich schließlich für das Fach Medi-
zin entschied. Nach über 20 Hoch-
schulsemestern legte sie schließlich
das Staatsexamen ab. Gearbeitet hat
sie als Ärztin nur einige Jahre. Trotz

späterem Abbruch der Facharztaus-
bildung bezeichnete sich von der
Leyen gerne als Gynäkologin. Auch
ansonsten ließ sie es bei ihrer
Selbstdarstellung häufiger an Red-
lichkeit fehlen. In einem auf ihrer
Internetseite hochgeladenen Le-
benslauf erweckte sie den Ein-
druck, als habe sie an der
US-Universität Stanford gelehrt.
Tatsächlich hat sie dort nur einige
Seminare besucht. Ihre Promoti-
onsarbeit wies zahlreiche Fehler
auf, sodass sie 2015 nur knapp dem
Entzug ihres Doktortitels entging. 

Mit ihrer politischen Karriere star-
tete von der Leyen erst spät. 2001
begann sie mit einer kurzen Stippvi-
site in der Kommunalpolitik, doch
die übliche Ochsentour blieb ihr er-

spart. Da die Abstammung von
einem prominenten ehemaligen Par-
teiführer in der CDU nach wie vor
als Ausweis eigener Qualifikation
gelten kann und Albrecht im Hinter-
grund die Strippen für sein „Rös-
chen“, so der Kosename der
Ministerin, zog, konnte sich von der
Leyen im ehemaligen Wahlkreis des
Vaters gegen den langjährigen Land-
tagsabgeordneten Lutz von der
Heide in einer innerparteilichen
Kampfabstimmung mit einer
Stimme Mehrheit unter dubiosen
Umständen durchsetzen. 

Doch diese Stimme war manipu-
liert. Von der Heide focht die Nomi-
nierung in dem für die CDU
sicheren Wahlkreis erfolgreich vor
einem Schiedsgericht an. Bis zu dem

dann notwendigen erneuten Wahl-
parteitag wurde er von den Unter-
stützern von der Leyens systema-
tisch demontiert und galt schließlich
als Nestbeschmutzer. Die wieder-
holte Abstimmung wurde von ihr
deutlich gewonnen und der Weg in
den niedersächsischen Landtag war
damit eröffnet. Der neue Minister-
präsident Christian Wulff machte sie
direkt zu seiner Sozialministerin.
Eng begleitet wurde der Aufstieg von
der Leyens von der Springer-Presse.
In der „Bild“-Zeitung erhielt sie
sogar eine eigene Kolumne. 

Nur zwei Jahre später wurde sie
von Kanzlerin Angela Merkel an den
Berliner Kabinettstisch geholt. Bis
heute übernahm sie drei verschie-
dene Bundesministerämter. Beson-

ders erfolgreich war sie nirgends. In
den ihr unterstellten Dienststellen
witzelte man gerne über fehlende
Fachkompetenz der Chefin. Diese
bediente sich denn auch lieber ex-
ternen Sachverstandes und enga-
gierte – meist unter Umgehung der
gesetzlich vorgeschriebenen Verga-
beverfahren – internationale Bera-
terfirmen, wie das Consulting-
Unternehmen McKinsey. Nachdem
zuletzt Strafanzeigen gegen von der
Leyen gestellt wurden und eine Un-
tersuchung ihrer Amtsführung ein-
geleitet wurde, ist sie innenpolitisch
angezählt. 

Ihre jetzige Kandidatur für das
Amt der Kommissionspräsidentin
wirkt daher wie eine Flucht, kann
Kenner der Materie aber nicht über-

raschen, denn sie ist gut vernetzt
und gilt als willige Erfüllungsgehil-
fin westlicher Eliten. Noch Anfang
Juni war sie Gast auf der Bilderberg-
Konferenz in Montreux. Mit dabei
waren Springer-Chef Mathias Döpf-
ner und McKinsey-Manager Domi-
nic Barton. Schon früh sprach sie
gerne von den „Vereinigten Staaten
von Europa“. 2017 wirkte sie am
Pesco-Abkommen mit, das eine ge-
meinsame Entwicklung von Rü-
stungsgütern der EU-Staaten vor-
sieht und den Grundstein für eine
künftige europäische Armee legte.
Von Ursula von der Leyen als Kom-
missionspräsidentin wäre nicht das
Streben nach einem Staatenbund,
sondern nach einem Bundesstaat zu
erwarten. Dirk Pelster

Es ist die Frage nach der Henne
oder dem Ei: Was war zuerst

da? Oder um es weniger sprich-
wörtlich zu formulieren: Was ist
Ursache und was Wirkung? 
Fakt ist, dass Nichtregierungs-

organisationen mit hochsee-
tauglichen Schiffen Afrikaner,
die illegal nach Europa einrei-
sen wollen, von nicht hochsee-
tauglichen Booten vor der
afrikanischen Küste aufsam-
meln. Sie könnten sie an die
afrikanische Küste zurückbrin-
gen, was buchstäblich nahelie-
gend wäre und abschreckend
wirken würde. Stattdessen wer-
den die Migranten nach Europa
gebracht und damit für den ris-
kanten Versuch einer illegalen
Einwanderung belohnt. 
Kritiker sagen, dass die Afrika-

ner von ihrem Kontinent aus mit
Booten in See stechen, weil sie
davon ausgehen, vor der Küste
aufgesammelt und nach Europa
gebracht zu werden. Die soge-
nannten Seenotretter und deren
Lobby hingegen behaupten, die
sogenannten Bootsflüchtlinge
würden dieses auch so tun. 
Fakt ist, dass selbst die Leitme-

dien nicht bestreiten, dass die
Schlepper die Methode „Mut-
terschiff“ entwickelt haben für
den Fall, dass Italien erfolgreich
Widerstand leistet gegen die il-
legale Einwanderung nach
Europa mittels sogenannter See-
notrettungsschiffe. Gemäß die-
ser Methode werden die
Migranten eben nicht mehr von
Afrikas Küste aus mit Nussscha-
len auf das Meer geschickt, son-
dern von den Schleppern selbst
mit hochseetüchtige Schiffen
über das Mittelmeer gebracht,
um sie dann vor der europäi-
schen Küste auszubooten. Aber
warum sollen die Schlepper den
Transfer vornehmen, solange
Nicht regierungsorganisationen
oder – wie jetzt sogar gefordert
– EU-Staaten dieses kostenlos
für sie machen?

MANUEL RUOFF:

Henne oder Ei?

Zu weit gegangen
Sachsen, EU: Die Glaubwürdigkeit unserer Demokratie erleidet schwere Schläge
Einmal wird der Wählerwille
übergangen, ein anderes Mal soll
er gar nicht erst zum Zuge kom-
men − ein Spiel mit dem Feuer.

Die Glaubwürdigkeit unseres
demokratischen Systems hat die-
ser Tage Schläge zu verkraften, die
befürchten lassen, dass nachhal-
tige Schäden zurückbleiben. Der
jüngste Schlag war die Verkürzung
der AfD-Kandidatenliste zur säch-
sischen Landtagswahl am 1. Sep-
tember wegen eines angeblichen
Formfehlers. Die Partei, so der
Landeswahlleiter, habe ihre Kan-
didaten nicht in einem, sondern in
zwei Parteitagen aufgestellt, was
unzulässig sei (siehe Seite 8).

Ob der Vorwurf trifft, ist um-
stritten. Die PAZ-Autorin Vera
Lengsfeld, von 1990 bis 2005 im
Bundestag, erst für Bündnis
90/Die Grünen, dann für die CDU,
erinnert an einen anderen Fall:

Zur Bundestagswahl im Jahr 1990
hätten die Grünen in Nordrhein-
Westfalen zwei Kandidaten aus
der ehemaligen DDR erst nach-
träglich auf ihre Liste gehievt für
den Fall, dass das Bündnis 90 in
den Neuen Ländern die Fünf-Pro-
zent-Hürde verfehlen könnte. Alte
Bundes- republik
und Ex-DDR bil-
deten damals
noch zwei ge-
trennte Wahlge-
biete. Obwohl
dieser Vorgang
weit über alles
hinausgeht, was man der AfD der-
zeit vorwirft, sei kein Anstoß
daran genommen worden, so
Lengsfeld.

Es bleibt also der drückende
Verdacht, dass das Recht aus par-
teipolitischen Gründen mal so,
mal anders ausgelegt wird. Dies ist
Gift für das Vertrauen der Bürger.

Kurz zuvor hatte Bundestagsvize-
präsidentin Claudia Roth für einen
Skandal im Reichstag gesorgt.
Zudem hat der Umgang mit den
vermeintlichen Spitzenkandidaten
zur EU-Wahl für beträchtlichen
Unmut bei den Wählern gesorgt.
So hatte es geheißen, über das Spit-

zenkandidaten-
Modell könnten
die Wahlbürger
mitbestimmen,
wer EU-Kommis-
sionspräsident
wird. Nach dem
Urnengang scher-

ten sich die alten Kungelrunden
einen Dreck um diese Zusage und
kürten, wen sie wollten.

Kungelrunden-Favoritin Ursula
von der Leyen hat nun beteuert,
dass sie das System der demokra-
tischen Teilhabe über das Spitzen-
kandidaten-Modell befürworte
und bei der nächsten EU-Wahl in

fünf Jahren wieder einführen
wolle. Meint sie im Ernst, dass ihr
das nach diesen Erfahrungen noch
irgendwer glauben wird?

Bei den Bürgern entsteht der
Eindruck einer Politikerkaste, die
ihre Macht notfalls mit Tricks und
Kniffen verteidigt, sobald ihr
der demokratische Rückhalt
schrumpft. Das aber bestärkt jene,
die unser demokratisches System
als scheindemokratisches Blend-
werk verurteilen.

Es droht ein verhängnisvoller
Abwärtsstrudel: Weil der etablier-
ten Politik-Elite die demokratische
Basis von der Fahne läuft, greift sie
zu immer dreisteren Winkelzügen.
Dies wiederum verschärft Groll
und Misstrauen im Volk nur wei-
ter, was von oben mit noch trick-
reicheren Manövern pariert wird
− und so weiter. Dieser Strudel
muss gestoppt werden, bevor es zu
spät ist. Hans Heckel
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Doch strenge Auflagen 
könnten Investoren 
abschrecken
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Das Ostpreußenblatt

Nicht Staatenbund, sondern Bundesstaat
Was von der Ministerpräsidententochter Ursula von der Leyen zu erwarten ist, sollte sie zur EU-Kommissionspräsidentin gewählt werden



Die Nominierung einer deutschen
Kandidatin für den Chefposten
der EU-Kommission wurde hier-
zulande von einigen Leitmedien
als „Geniestreich“ und „Husaren-
stück“ der Bundeskanzlerin ge-
feiert. Als eigentlichen Gewinner
des Pokers um die EU-Spitzenpo-
sitionen kann sich jedoch Frank-
reichs Präsident fühlen.

Mit gutem Grund feiert die fran-
zösische Presse Emmanuel Ma-
cron für seinen Erfolg bei den Ver-
handlungen. Verzichten musste
der französische Staatspräsident
zwar auf das Vorhaben, den Bre-
xit-Chefverhandler Michel Bar-
nier zum Nachfolger von Jean-
Claude Juncker zu machen. Auf
der Haben-Seite stehen dafür
allerdings gleich mehrere Punkte.
Erfolgreich verhindert hat Ma-

cron, dass der von ihm abgelehnte
Chef der EVP-Fraktion im Europa-
parlament, Manfred Weber (CSU),
an die Spitze der EU-Kommission
rückt. Damit verbunden war Ma-
crons Torpedierung des Spitzen-
kandidatenmodells. Fast alle gro-
ßen Fraktionen im Europaparla-
ment und auch die Bundesregie-
rung hatten sich dafür ausgespro-
chen, dass der Wahlsieger der Eu-
ropawahl an die Spitze der EU-
Kommission rücken soll.
Mit seiner Blockade des Spit-

zenkandidatenmodells hat Ma-
cron die Macht des Europäischen
Rats gestärkt. Im Rat der Mit-
gliedsstaaten kann Frankreich
sein Gewicht wesentlich effekti-
ver einsetzen als im EU-Parla-
ment. Nach dem Brexit wird die
Bedeutung der Grande Nation
unter den dann 27 EU-Staaten
sogar noch weiter wachsen.
Frankreich wird dann das einzige
Mitgliedsland der EU sein, das
ständig im UN-Sicherheitsrat
sitzt und dort über ein Vetorecht
verfügt. Nach dem britischen
Ausstieg wird Frankreich zudem
auch das EU-Land mit den stärk-
sten Streitkräften sein. Vor die-
sem Hintergrund muss die Nomi-
nierung der deutschen Bundes-
verteidigungsministerin als di-
plomatischer Coup des Élysée-
Palasts gesehen werden.

Wie kaum ein anderer Politiker
steht Ursula von der Leyen für
die Idee einer gemeinsamen „Ar-
mee der Europäer“. Sehr deut-
lich hat sich die Deutsche auch
für gemeinsame Rüstungsprojek-

te und europäische Militärein-
sätze ausgesprochen. Mit diesen
Ideen befindet sich von der Ley-
en in Übereinstimmung mit Ma-
cron. Mit einiger Berechtigung
bewertet die niederländische
Zeitung „De Volkskrant“ die No-
minierung von der Leyens als
EU-Kommissionspräsidentin als
„eine bittere Pille, ein ,Ge-

schenkchen‘ von Macron“ für
Merkel.
Teil des ausgehandelten Perso-

nalpakets ist auch die Nominie-
rung von Christine Lagarde für
den Spitzenposten bei der Euro-

päischen Zentralbank. Das Antre-
ten der bisherigen Chefin des
Internationalen Währungsfonds
(IWF) verhindert nicht nur, dass
Bundesbankchef Jens Weidmann
an die Spitze der EZB rückt. Mit
der Nominierung von Lagarde ist
Macron sogar ein besonderer
Coup gelungen. Die Wirtschaftsju-
ristin hat noch nie bei einer No-

tenbank gearbeitet, sie verfügt
nicht einmal über ein volkswirt-
schaftliches Studium. Mit ihrer
Berufung ist nicht nur eine bloße
Fortsetzung der ultralockeren
Geldpolitik des bisherigen EZB-

Chefs Mario Draghi wahrschein-
lich. Als Nicht-Ökonomin und
ehemalige Politikerin könnte La-
garde auch weniger Bedenken ha-
ben, wenn es um Fragen wie die
einer Staatsfinanzierung über die
EZB geht.
Tatsächlich sehen Beobachter in

der Nominierung der ehemaligen
französischen Finanzministerin

ein Zeichen der Politisierung der
Europäischen Zentralbank. Die
„Neue Zürcher Zeitung“ kommen-
tierte: „Wenn nun eine Ex-Finanz-
ministerin ohne geldpolitische Ex-
pertise an die Spitze der formell
unabhängigen Währungsbehörde
stößt, erhält diese Politisierung
des Euro gleichsam ein Gesicht.“
Auch Steen Jakobsen, der Chef-
volkswirt der dänischen Saxo-
bank, bezeichnet Lagarde als eine
„politische Kandidatin“. Aus Sicht
des Volkswirts Jakobsen wird La-
gardes Wahl zur EZB-Chefin „den
Club Med stützen, vor allem Ita-
lien“.
Schon jetzt kann die Regierung

in Rom einen Erfolg verbuchen.
Zeitnah zum jüngsten EU-Gipfel
entschied die EU-Kommission,
auf ein Defizitverfahren gegen Ita-
lien zu verzichten. Der aus Frank-
reich stammende Währungskom-
missar Pierre Moscovic führte als
Begründung an, die Regierung in
Rom habe zusätzliche Sparmaß-
nahmen zugesagt. Moscovic be-
stritt, dass es bei der Entscheidung
einen Zusammenhang mit der Ei-
nigung des EU-Rats über die Neu-
besetzung der Spitzenposten ge-
geben hat.
Gut leben kann Macron vermut-

lich auch mit dem wallonischen
Liberalen Charles Michel, der als
Nachfolger für Donald Tusk als
künftiger EU-Ratspräsidenten vor-
gesehen ist. Nach dem flämischen
Christdemokraten Herman Van
Rompuy soll damit zum zweiten
Mal ein Belgier auf diesem Posten
zum Zuge kommen. Das Amt des
ständigen EU-Ratspräsidenten ist
erst vor zehn Jahren geschaffen
worden. Der 43-jährige Michel
kommt aus dem französischspra-
chigen Teil Belgiens. Seine Partei
„Mouvement Réformateur“, (MR,
Reformbewegung) gehört ebenso
wie Macrons Partei „La Républi-
que en Marche!“ (Die Republik in
Bewegung!) in der 9. Wahlperiode
des Europäischen Parlaments zur
liberalen und zentrischen Fraktion
„Renew Europe“ (Europa erneu-
ern). Auf der europäischen Ebene
hat sich Michel bislang als ge-
schickter Netzwerker gezeigt.

Norman Hanert
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Visa-Warndatei
ausgewertet 

Berlin – Die Bundesregierung hat
im Zeitraum vom 1. Juni 2013 bis
31. Juli 2016 Daten in einer soge-
nannten Visa-Warndatei (VWD)
erhoben. In ihrem jüngst vorge-
legten Bericht hat sie die Ergeb-
nisse der Auswertung der VWD
veröffentlicht. In erster Linie sol-
len die erhobenen Daten der Ver-
meidung von Visummissbrauch
dienen, sie macht darüber hinaus
aber auch auf Personen aufmerk-
sam, die mit rechtswidrigem Ver-
halten im Zusammenhang mit ei-
nem Visumverfahren oder be-
stimmten Straftaten mit Aus-
landsbezug auffällig geworden
sind. Die Einrichtung und der
Betrieb der VWD sollen nicht zu
Verzögerungen des Visabetriebs
geführt haben. Das Abfragever-
fahren gilt als unkompliziert und
zeitnah. Dennoch dürfen Staats-
anwaltschaften nicht unmittelbar
in das Register einspeichern,
sondern müssen den Bedarf erst
bei der Registerbehörde an-
melden. MRK

Sieg Macrons über Merkel
Frankreichs Präsident war bei der Neubesetzung der EU-Spitzenposten erfolgreich

Datenbank für
Zwangsadoption

Berlin – Betroffene von Zwangs-
adoptionen in der ehemaligen
Sowjetischen Besatzungszone
und der DDR sollen nach Vor-
schlägen der CDU/CSU- und
SPD-Koalition die Möglichkeit
bekommen, sich in einer noch zu
schaffenden Datenbank registrie-
ren zu lassen. Die Bundesregie-
rung beabsichtigt, eine zentrale
Vermittlungsstelle einzurichten,
an die sich die betroffenen Eltern
und zwangsadoptierte Kinder
wenden können. Unter Einbezie-
hung des Bundesbeauftragten für
Datenschutz soll eine DNA-Da-
tenbank eingerichtet werden, in
der sich leibliche Eltern, deren
Kind zwischen 1945 und 1990
zwangsadoptiert wurden, auf
freiwilliger Basis registrieren las-
sen können. Auch diejenigen El-
tern, deren Kind angeblich ver-
storben ist, könnten auf diese
Weise Klarheit darüber erhalten,
ob ihnen ihr Kind nicht einfach
entzogen und zur Adoption frei-
gegeben wurde.  MRK Washington setzt Ankara massiv unter Druck

Die USA stören der Kauf des sowjetischen Raketenabwehrsystems S-400 durch den NATO-Partner Türkei

Das Verhältnis der beiden
NATO-Partner USA und
Türkei ist seit Monaten von

einem heftigen Streit geprägt. Es
geht um die Entscheidung Ankaras,
in Russ land das Raketenabwehr -
system S-400 zu kaufen. Washing-
ton übt einen enor men Druck aus,
damit der Handel unter bleibt.
Doch die türkische Regierung

zeigt sich gegenüber den amerika-
nischen Drohun gen völlig unbeein-
druckt. Außenminister Mevlüt Ca-
vusoglu erklärte vor der Pres se,
auch ein Brief des noch amtieren-
den Chefs des Pentagon, Patrick
Shanahan, könne sei ne Regierung
nicht dazu bewe gen, auf den Er-
werb des russischen Sys tems zu
verzichten. „Wir sagen nicht, dass
wir die S-400 kaufen wollen“, so
Ca  vusoglu, „wir haben sie schon
gekauft.“
Die türkische Entscheidung

muss nicht nur als Anerkennung
der Leistungs fähigkeit der russi-
schen Wehrtechnik verstanden
werden, sondern könnte auch eine
Geringschätzung der NATO und
damit der gemeinsamen Politik
gegen über Russland be deuten.
Kein Wunder, dass die USA unfroh
reagieren.
In dieser Sache hat daher die Re-

gierung Trump, was nicht immer
der Fall ist, die Unterstütz ung des

Repräsentanten hau ses. Dieses ver-
abschiedete Mitte Juni eine Resolu -
tion, in der die Türkei auf gefordert
wur de, auf die S-400 zu ver zichten.
Doch den Türken scheint der Ton
nicht gefal len zu haben, denn der
Außenminister erklärte daraufhin:
„Nie mand darf mit der Türkei in ei-
ner ulti mativen Sprache reden.“ 
In einer Verlautbarung des türki-

schen Außenministeriums heißt
es: „Die Re solution des Reprä sen -
tantenhauses des US-Kongresses
ist ein Schlag gegen das Vertrauen
zwischen unseren Ländern. Die in
dem Dokument enthaltenen sowie
unbegründeten und ungerechten
Angriffe auf die Außenpolitik der
Türkei sind in ak zeptabel. Unzuläs-
sig sind auch die Er klärungen in
Bezug auf die Bereit schaft, Sank-
tionen einzuführen, sowie
Drohun gen und die Schaffung von
Hindernissen für die bilateralen
Beziehungen.“
Was die Sanktionen angeht, so

hatten die USA schon im Vorfeld
betont, dass sie im Falle einer rus-
sisch-türkischen Einigung einen
verabredeten Verkauf von Tarn-
kappen-Mehrzweckkampfflugzeu-
gen des Typs Lockheed Martin F-
35 „Lightning II“ an die Türkei
verzö gern oder ganz einstellen
könnten. Jetzt erklärte Sha nahan,
die Ausbildung türki scher Pi loten

an diesen Flugzeugen werde ein-
ge stellt und es würden auch keine
neuen Piloten mehr zur Ausbil -
dung zugelassen.
Folgeschwerer allerdings wäre es,

wenn die USA die Drohung wahr-
machten, an die Türkei keine F-35
mehr zu verkau fen. Die Ausliefe-
rung ist derzeit bereits gestoppt.
Doch die Türkei lässt sich auch da-
von nicht beeindrucken. Schließ-
lich ist sie nicht nur Kunde, son-
dern Co-Produ zent, weil sie meh-
rere Komponenten der F-35 im
Auftrag des US-Rüstungskonzerns
Lockheed Martin herstellt.
Doch nicht nur deswegen ist die

Droh ung der USA mit dem F-35-
Embargo ei ne zweischneidige Sa-
che. Die Tür kei könnte sehr schnell
Ersatz bekom men, und zwar in
Form von russischen Kampfflug-
zeugen, von denen jedenfalls die
Suchoi Su-35 und die Su-57 der
US-Kon kurrenz ebenso überlegen
sind wie die S-400 dem bodenge-
stützten Kurzstreckenflugabwehr-
raketensystem zur Abwehr von
Flugzeugen, Marschflugkörpern
und taktischen ballistischen Mittel-
streckenraketen MIM-104 Patriot. 
Dennoch brachten als letztes Ar-

gument die USA ihr Flugabwehrra-
ketensystem ins Spiel. Washington
sei bereit, es an die Türkei zu lie-
fern, wenn diese dafür auf die S-

400 verzichte. Die türkische Ant-
wort lässt ein gewisses Miss trauen
in die Verlässlichkeit des US-Sys -
tems erkennen: „Diese Lieferungen
wer den den Bedarf der Türkei im
Bereich der Luftverteidigung nicht
decken kön nen“, so der ehemalige
Generalleutnant Erdogan Karakus.
„Aus diesem Grund besteht Ankara
darauf, die S-400-Kom plexe zu er-
halten.“ Außerdem setzte er noch
eines drauf: „Diese Situation zeigt
noch einmal, dass die Zusammen-
arbeit zwischen der Türkei und
Russland in diesem Bereich weiter
gestärkt werden muss.“
Eine solche Ent wick  lung können

die USA nicht ernst haft wollen.
Das wissen auch die Türken. Des-
halb können sie auf die Dro hungen
der USA gelassen reagieren.
Gleichwohl haben die USA neue
Sank tionen vorbereitet. Der Natio-
nale Sich erheitsrat, das Außenmi-
nisterium und das Finanzministe-
rium erörtern derzeit Möglichkei-
ten, welche „die Wirt schaft der
Türkei erschüttern, die oh nehin
schwere Zeiten durchmacht“. Im
We sentlichen soll dadurch der Zu-
gang der Türkei zum US-Finanzsy-
stem ge kappt werden. 
Der türkische Außenminister

aber warnt vor Vergeltungsmaß-
nahmen. „Ein Land kann einem an-
deren nicht Anweisungen dafür ge-

ben, wie es zu handeln hat“, so Ca-
vusoglu, wohl wissend, dass er so
den Kern der US-Außenpolitik be-
schrieben hat. „Die USA sollten
von diesem Ver halten Abstand
nehmen. Es bereitet allen Sorgen.
Wie weit kann das noch gehen?
Wenn die USA Schritte gegen uns
unter nehmen, müssen wir dasselbe
tun. Natür lich wird niemand ein-
fach tatenlos zuse hen.“
In Moskau ist Sergej Tscheme-

sow, Dir ektor der Konzerns Rostec,
der die S-400 entwickelt hat und
baut, sehr zufrieden. „Alles ist in
Ordnung, ich denke, unge fähr in
zwei Monaten beginnen wir mit
den Lieferungen“, sagte er am Ran-
de des diesjährigen Wirtschaftsfo-
rums in St. Petersburg. Die Finan-
zierung ste he, und außerdem habe
man „die Schu lung aller Militärs
bereits durch geführt“.
Die S-400 kann bis zu 300 Ziele

gleich zeitig erfassen und in einer
Entfernung von bis zu 400 Kilome-
tern und einer Flughöhe von 27 Ki-
lometern bekämpfen. Die Türkei
soll vier S-400 Divisionen erhalten,
was einem Gesamtwert von
2,5 Milliarden US-Dollar ent-
spricht. Auch hier können die Rus-
sen ein gutes Argu ment für ihr Pro-
dukt anführen. Es ist nur halb so
teuer wie das amerikanische Kon-
kurrenzsystem. Florian Stumfall

Stasi-Akten 
bleiben offen

Berlin – Der Kulturausschuss des
deutschen Bundestags hat ver-
gangene Woche einen Entschlie-
ßungsantrag zur Zukunft der Sta-
si-Unterlagen beschlossen. Diese
sollen künftig in die Verantwor-
tung des Bundesarchivs über-
führt werden. Dabei soll das Sta-
si-Unterlagengesetz als eigen-
ständiges Gesetz erhalten blei-
ben und der Zugang zu den Ak-
ten für Bürger und Gesellschaft
sowie die politische Bildung wie
bisher erhalten bleiben. Das Amt
des Bundesbeauftragten für die
Stasi-Unterlagen soll zu einem
Bundesbeauftragten für die Op-
fer der SED-Diktatur weiterent-
wickelt werden. Dafür müssen
notwendige Änderungen im Sta-
si-Unterlagengesetz und im
Bundesarchivgesetz, das die „be-
sondere Sensibilität der Stasi-Ak-
ten“ berücksichtigt, vorgenom-
men werden. Die ehemalige Sta-
si-Zentrale in Berlin-Lichtenberg
soll zu einem „Ort der Diktatur
und Demokratiegeschichte“ mit
Bildungs- und Informationsange-
boten ausgebaut werden. Noch
heute leiden viele Menschen un-
ter den Folgen von erlittener
Willkür, Repression, Haft und
Verfolgung in der DDR. MRK

MELDUNGEN

AKTUELL

Mit ihrer Nominierung ist ihm ein besonderer Coup gelungen: Lagarde und Macron (v.l.)
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Länder in die
Pflicht nehmen

Berlin – Die Bundesregierung will
die Länder beim sozialen Woh-
nungsbau stärker in die Pflicht neh-
men. Laut Marco Wanderwitz
(CDU), Parlamentarischer Staatsse-
kretär im Bundesbauministerium,
sollen die Länder nachweisen, dass
sie mit den Bundesmitteln auch „das
tun, was sie sollen“. Zwar wurden
2018 mit 27040 neuen geförderten
Mietwohnungen 809 mehr gebaut
als im Vorjahr, doch ist die Zahl der
Sozialwohnungen laut dem Bauaus-
schuss weiter gesunken. Laut der
Fraktion Die Linke reichen die anbe-
raumten Mittel von 1,5 Milliarden
Euro jährlich nicht aus, um den Be-
darf an Wohnungen zu decken, wäh-
rend die FDP-Fraktion darauf hin-
wies, dass die Kosten pro geförder-
ter Einheit gestiegen seien und ein
ständiges Erhöhen der Mittel wir-
kungslos sei, wenn man die Bauko-
sten nicht begrenze. MRK

Schimmel, kaputte Fenster, Was-
serschäden – unzählige Schulen
im Land sind marode. Lehrer be-
klagen einen riesigen Investitions-
stau, am Ende scheitern die Reno-
vierungen auch an der Bürokratie.

Wie sich die Bilder gleichen: Die
Gebäude sind marode, die Toilet-
ten heruntergekommen, es gibt
Schimmel in Klassenräumen, Ris-
se in Fassaden und Hohlräume in
Wänden. Die Förderbank KfW hat
bereits 2018 berechnet, dass den
Städten und Gemeinden fast 48
Milliarden Euro für die Sanierung
von Schulen fehlen. Das ist ange-
sichts der Tatsache, dass in Zeiten
von Ganztagsschulen immer mehr
Zeit in den Lehranstalten ver-
bracht wird, ein Problem. 
Aktuelle Zahlen zeigen, dass

mittlerweile zwar etwas mehr
Geld im Umlauf ist, aber die gro-
ßen Probleme nicht gelöst sind.
Laut dem KfW-Kommunalpanel
2019, einer hochgerechneten Be-
fragung von Stadtkämmerern, lag
der Investitionsrückstand in Bezug
auf Schulen bundesweit im Vor-
jahr bei 42,8 Milliarden Euro. Vie-
le Gebäude stammten aus den
70er Jahren und seien sanierungs-
bedürftig, sagt der Kommunalex-
perte der KfW, Stephan Brand.
Auch neue Herausforderungen
wie der Ausbau von Ganztags-
schulen sowie wachsende Städte
machten Investitionen notwendig.
Vor allem in größeren Kommunen
gebe es Nachholbedarf. Für Kin-
dertagesstätten fehlen den Kom-
munen bundesweit demnach wei-
tere 7,6 Milliarden Euro. 
Der Hauptgeschäftsführer des

Deutschen Landkreistages, Hans-
Günter Henneke, erklärte im
„Spiegel“, der Investitionsrück -
stand liege auch darin begründet,
dass an die Kommunen immer
neue Aufgaben gestellt würden:
„Die Kommunen tragen fast ein
Viertel der gesamtstaatlichen Aus-
gaben, während ihr Steueranteil
nur gut halb so groß ist.“ 
Die Aufgaben sind dabei vielfäl-

tig. Einerseits müssen bestehende
Gebäude renoviert oder saniert
werden. Gleichzeitig müssen viele
Schulgebäude erweitert werden.

Denn zum einen brauchen Schu-
len mehr Platz, um neue Lehrkon-
zepte wie Inklusion umzusetzen.
Andererseits hat die massive Ein-
wanderung seit 2015 ebenfalls zu
Engpässen beigetragen. 
Zwar investieren Städte und Ge-

meinden seit einigen Jahren all-
mählich wieder mehr in Schulen
und Kitas, jedoch werde ein Groß-
teil der Ausgaben durch steigende
Baupreise regelrecht „aufgefres-

sen“, erklärte KfW-Chefvolkswirt
Jörg Zeuner im „Handelsblatt“:
„Darüber hinaus behindern Kapa-
zitätsengpässe in der Kommunal-
verwaltung und besonders der
Bauwirtschaft die Planung und
Umsetzung weiterer Investitio-
nen.“ 
Um die Problematik zu behe-

ben, fordern die Experten, dass
Förderprogramme entfristet wer-
den. Dies würde dazu führen, dass
man konjunkturellen Besonder-
heiten wie dem „Bauboom“ aus
dem Weg gehen könnte. Vor allem

aber sollten die Finanzbeziehun-
gen zwischen Bund und Kommu-
nen neu geregelt werden, fordert
die KfW-Bank. Kommunen sollten
finanziell besser ausgestattet wer-
den, um Aufgaben wie Schulsanie-
rungen dauerhaft vorantreiben zu
können.
Recherchen der Tageszeitung

„Die Welt“ haben kürzlich zutage
gebracht, dass teilweise auch ab-
surde bürokratische Vorgänge die

Probleme noch verschärfen. Als
klassisches Beispiel dient dazu die
Hauptstadt Berlin. Vor rund einem
Jahr kündigte der Senat den Bau
von bis zu 35 sogenannten
Schnellbau-Kitas an, um der
wachsenden Zahl von betreuungs-
bedürftigen Kindern gerecht zu
werden. Schon im Frühjahr 2019
sollten die ersten der insgesamt
3000 Plätze zur Verfügung stehen.
Vor drei Monaten folgte dann das
bittere Eingeständnis, dass sich
das Projekt verzögern werde. Es
habe sich keine Baufirma gefun-

den. Schuld sei offenbar der Bau-
boom. 
Öffentliche Ausschreibungen

sind hochkomplex und in Zeiten, in
denen die Nachfrage groß ist, unat-
traktiv. „Wir hätten die Kitas gerne
errichtet“, sagt Klaus Dieter Fischer
von der Fachgemeinschaft Bau Ber-
lin und Brandenburg: „Aber die
Ausschreibung war so kompliziert,
dass es kein Unternehmen aus un-
serer Region durchführen konnte.“

Die Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW) ist alar-
miert. Bereits vor einem Jahr hat
sie ihre Mitglieder befragt. Das
Resultat ist erschreckend. „Die
Lehrkräfte sind sehr unzufrieden
mit dem Zustand der Schulge-
bäude, den räumlichen Möglich-
keiten, insbesondere für Ganz-
tagsangebote, und der Hygiene“,
erklärte die GEW-Vorsitzende
Marlis Tepe. „Es braucht einen
Schulterschluss von Bund,
Ländern und Kommunen.“ Die
3,5 Milliar den Euro für die

Schulsanierung, die der Koali-
tionsvertrag von CDU, CSU und
SPD vorsehe, seien nur ein Trop-
fen auf den heißen Stein.
Kontrolleure haben bundesweit

erhebliche Mängel in Sachen Hy-
giene festgestellt. In mehr als der
Hälfte der kontrollierten Schulen
seien die sanitären Anlagen man-
gelhaft und renovierungsbedürf-
tig. „Wir dürfen die Kommunen
nicht alleine lassen“, sagt KfW-

Experte Zöllner. Denn zu den Ko-
sten für die Renovierungen kä-
men immer mehr Schäden durch
mutwillige Zerstörung. Dies gilt
besonders für die Metropolen.
Für die Beseitigung von Schäden
durch mutwillige Zerstörung an
Schulen musste Hamburg im ver-
gangenen Jahr rund 2,1 Millionen
Euro ausgegeben. In Berlin lag
die Zahl sogar noch höher: „Wir
dürfen die Probleme nicht mehr
auf die lange Bank schieben“, for-
dert die Gewerkschaft GEW.

Peter Entinger

Probleme machen Schule
Lehreinrichtungen verfallen zusehends – Städte und Kommunen kriegen Schulsanierungen nicht gemeistert

Kosten der
Volkszählung

Berlin – Bund und Länder streiten
über das vom Bundestag verab-
schiedete „Gesetz zur Durchfür-
hung des Zensus im Jahr 2021“.
Laut dem Gesetzestext soll der
Bund 238,4 Millionen Euro über-
nehmen, während die Länder mit
722 Millionen Euro den Großteil
der Kosten tragen sollen. Dagegen
wehren diese sich und wollen das
Gesetz über den Bundesrat stop-
pen. Der hat inzwischen den Ver-
mittlungsausschuss angerufen. In
der Volkszählung werden neben
einer Bevölkerungs- eine Gebäu-
de- und Wohnungszählung sowie
eine Haushaltsbefragung auf
Stichprobenbasis durchgeführt.
Die Ergebnisse werden für politi-
sche Planungen und Entscheidun-
gen genutzt, etwa wo Schulen,
Studienplätze oder Altersheime
benötigt werden. Mit geplanten
Kosten in Höhe von insgesamt
994 Millionen Euro würde die
Volkszählung deutlich teurer als
die letzte von 2011 mit 667 Millio-
nen Euro. MRK

DEUTSCHLAND

Kein schöner Ort: Diese Umkleidekabine einer deutschen Schulturnhalle ist schlimmer als in einem Entwicklungsland Bild: pa
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Nach den insgesamt sechs Spreng-
stoffanschlägen auf Tanker vor der
Küste der Vereinigten Arabischen
Emirate und im Golf von Oman im
Mai/Juni dieses Jahres, für welche
die USA die Iranische Revolu-
tionsgarde verantwortlich mach-
ten, war oft von „False-Flag-Opera-
tionen“ die Rede. Und tatsächlich
gehören solche Unternehmen zum
üblichen Instrumentarium vieler
Geheimdienste.

Wie der Name schon sagt, agie-
ren die Angreifer bei einer False-
Flag-Aktion „unter falscher Flag-
ge“. Das heißt, sie tarnen sich als
Vertreter einer dritten Partei, die
dann vor aller Welt als der Schul-
dige dasteht. Das ist zwar völker-
rechtswidrig, aber im höchsten
Maße effektiv – wenn das Ganze
geheim bleibt. 
Besonders gerne greifen Staaten

auf diesen schmutzigen Trick zu-
rück, die nach einem Kriegsgrund
suchen. In der Vergangenheit
nutzten dabei jedoch keineswegs
nur die USA, welche nun im Falle
der Tankerattentate als der wahr-

scheinlichste alternative Draht-
zieher dastehen, die False-Flag-
Methode. Davon zeugen zahlrei-
che Beispiele aus den letzten
100 Jahren, in denen solche Ope-
rationen besonders häufig statt-
fanden.
So verübten japanische Offizie-

re 1931 einen Sprengstoffanschlag
auf die von ihrem Land betriebene
Südmandschuri-
sche Eisenbahn,
der dann den
Chinesen angela-
stet wurde und
als Vorwand für
die Annexion der
Mandschurei und
die Errichtung des Marionetten-
staates Mandschukuo diente. 
Ganz ähnlich agierte 1939 die

stalinistische UdSSR. Um einen
Vorwand zu haben, trotz eines be-
stehenden Nichtangriffsvertrages
Krieg mit seinem Nachbarn Finn-
land vom Zaun zu brechen, tarn-
ten sich Artilleristen der Roten Ar-
mee als finnische Soldaten und
nahmen den sowjetischen Grenz-
ort Mainila unter Beschuss.

Vergleichbar hinterhältig agierte
die britische Regierung 1947/48,
als sie den Geheimdienst MI6
Bombenanschläge auf Schiffe verü-
ben ließ, mit denen vom Holocaust
verschont gebliebene Juden von
Italien nach Palästina übersetzen
wollten. Denn anschließend mach-
te London eine komplett erfunde-
ne Gruppe namens „Verteidiger des

arabischen Palä-
stina“ für diese
Taten verantwort-
lich.
Aber auch die

Israelis kämpften
später oft mit har-
ten Bandagen,

wenn es um ihre Interessen ging.
Beispielsweise führten Agenten
des Militärgeheimdienstes Aman
1954 terroristische Aktionen gegen
öffentliche Einrichtungen und bri-
tisch-amerikanische Ziele in Ägyp-
ten durch, die den Muslimbrüdern
und Kommunisten in die Schuhe
geschoben werden sollten. Ziel
dieser – letztlich aufgeflogenen –
Operation „Susannah“ war die Sa-
botage der Verhandlungen zwi-

schen London und Kairo über den
Abzug der Briten vom Suezkanal.
Ebenso startete die Türkei diver-

se False-Flag-Aktionen, um den
verhassten Kontrahenten Grie-
chenland zu diskreditieren und
Muslime gegen Christen aufzuhet-
zen. So zündeten Agenten Ankaras
1955 einen Sprengsatz im Geburts-
haus des türkischen Nationalhel-
den Kemal Atatürk in Thessaloniki.
Und während des Zypernkonfliktes
1974 brannten Sondereinheiten
der Türken Moscheen auf der Insel
nieder.
Zu Unternehmen unter falscher

Flagge kam es zudem auch im al-
gerischen Bürgerkrieg von 1991
bis 2002. Hinter vielen Übergrif-
fen auf die Zivilbevölkerung steck -
ten nicht, wie von der Regierung
in Algier behauptet, islamische
Terrorgruppen, sondern das eige-
ne Militär.
Diese Liste von False-Flag-Ope-

rationen ließe sich noch um zahl-
reiche ähnlich skrupellose Aktio-
nen verlängern, denn sie gehören
quasi zum „Tagesgeschäft“ der Ge-
heimdienste. Wolfgang Kaufmann

Im Verlauf seiner über 70-jähri-
gen Geschichte führte der US-
Auslandsgeheimdienst Central

Intelligence Agency (CIA) eine
Vielzahl von False-Flag-Unterneh-
men durch. So beispielsweise
1954 in Nicaragua, als er im Rah-
men der Operation „Washtub“ De-
pots voller Waffen anlegte, die den
Anschein erwecken sollten, aus
der UdSSR zu stammen. 
Oder in Indonesien – dort kam

es 1958 zur San-Flaviano-Affäre,
die Parallelen zu den aktuellen
Vorgängen im Golf von Oman auf-
weist. Um die den USA nicht ge-
nehme Regierung Sukarno zu de-
stabilisieren und neutrale Han-
delsschiffe vom Befahren in -
donesischer Gewässer abzuhalten,
bombardierte eine angeblich von
„Rebellen“ gesteuerte CIA-Ma-
schine zwei britische Tanker im
Hafen von Balikpapan an der Ost-
küste Borneos. 

Dabei folgte die CIA stets dem in
den 1950er Jahren in den USA ent-
wickeltes Prinzip der „Plausible De-
niability“ (Glaubhaften Abstreitbar-
keit). Alle ihre False-Flag-Operatio-
nen hat die CIA so konzipiert und
durchgeführt, dass sie ihre Urhe-
berschaft problemlos abstreiten

konnte. Dabei setzte sie insbesonde-
re auf informelle Führungsstruktu-
ren und Befehlsketten, die es schwer
machten, den Beteiligten eine Ver-
strickung, Beteiligung oder Verant-
wortung nachzuweisen. Das erklärt
dann auch die Skrupellosigkeit vie-
ler Aktionen, die nicht selten Men-
schenleben kosteten.

Letztlich nicht realisiert wurden
die von führenden US-Militärs
eingebrachten Vorschläge aus dem
Jahr 1962, den Abschuss einer
US-amerikanischen Zivilmaschi-
ne durch ein kubanisches Kampf-
flugzeug vorzutäuschen sowie Ter-
rorakte auf dem Boden der Ver-
einigten Staaten zu inszenieren
und diese Agenten des Castro-Re-
gimes in die Schuhe zu schieben.
Ziel dieser sogenannten Opera-
tion „Northwoods“ war es, eine
Rechtfertigung für einen Angriff
auf Kuba zu erhalten. Wie
1997/98 freigegebene Geheimdo-
kumente zeigen, war im Falle des
Passagierflugzeuges vorgesehen,
die Originalmaschine durch ein
unbemanntes ferngesteuertes
Fluggerät auszutauschen – genau
so sehen die alternativen Szena-
rien derer aus, die nicht an die of-
fizielle Version der Ereignisse des
11. September 2001 glauben. W.K.

Zeitzeugen

Auch die bundesdeutschen
Geheim- und Sicherheits-

dienste haben bereits False-Flag-
Operationen durchgeführt. Dabei
sind diejenigen, die aufflogen,
wahrscheinlich nur die Spitze
des Eisbergs. Die bisher bekannt
gewordenen Aktionen richteten
sich stets gegen politisch misslie-
bige Parteien oder links- oder
rechtsterroristische Gruppierun-
gen im Inland. Diese wurden sys-
tematisch von V-Leuten der
Staatsorgane unterwandert, die
sich dann verfassungsfeindlich
äußerten oder gar Straftaten be-
gingen.
Da das ein Agieren unter fal-

scher Flagge ist, scheiterte das
Verbotsverfahren gegen die Na-
tionaldemokratische Partei
Deutschlands (NPD). Das Bun -
desverfassungsgericht gelangte
im März 2003 zu der Überzeu-
gung, dass die Führungsebene
der NPD von V-Leuten des Ver-
fassungsschutzes durchsetzt sei,
was auf „fehlende Staatsferne“
hindeute. 
Eine weitere bekannt geworde-

ne False-Flag-Operation ist das
Wirken des Agent Provocateur

des Berliner Verfassungsschutzes
Peter Urbach. „S-Bahn-Peter“ gab
sich als Sympathisant der links-
terroristischen Rote Armee Frak-
tion (RAF) aus und belieferte die-
se mit Sprengstoff und Waffen.
1986 wurde zudem noch die

„Aktion Feuerzauber“ des
niedersächsischen Verfassungs-
schutzes publik. Zwei Kriminelle
namens Klaus-Dieter Loudil und
Manfred Berger sollten einen
Bombenanschlag zur Befreiung
des verurteilten RAF-Terroristen
Sigurd Debus vortäuschen, der
im Hochsicherheitstrakt der Ju-
stizvollzugsanstalt Celle einsaß.
Das Ganze diente dem Zweck,
die beiden V-Leute als „Infor-
manten“ in die Terrororganisa-
tion einzuschleusen. Bei der De-
tonation des heimlich von Ange-
hörigen der GSG 9 gezündeten
Sprengsatzes entstand am 25. Ju-
li 1978 ein 40 mal 40 Zentimeter
großes Loch in der Außenmauer
des Gefängnisses. Dieses blieb
bis heute erhalten – und ist das
wohl markanteste Symbol für
den False-Flag-Staatsterrorismus
à la Bundesrepublik Deutsch -
land. W.K.

Gustav III. – Um seinen lange ge-
planten Krieg gegen Russland zu
bekommen, befahl der König von
Schweden eine klassische False-
Flag-Operation. Schwedische Sol-
daten in eigens von der Stockhol-
mer Oper geschneiderten russi-
schen Uniformen mussten am
28. Juni 1788 den schwedischen
Stützpunkt Puumala beschießen.
Kurz darauf griffen die Russen
wirklich an. Damit war der Krieg
da.

Sabri Yirmibesoglu – Wie der tür-
kische General und ehemalige
Kommandeur der Spezialeinheiten
seines Landes 2010 in einem Inter-
view mit dem Fernsehsender Ha-
bertürk TV zugab, führte die tür-
kische Armee 1974 während der In-
vasion auf Zypern mehrere False-
Flag-Operationen zur Diskreditie-
rung der griechischen Zyprioten
durch. Ob darunter auch die Er -
mordung von Zyperntürken in Ma-
ratha, Santalaris und Aloda fällt,
ließ er dabei aber offen.

Tan Daoji – Die früheste Erwäh-
nung von False-Flag-Operationen
findet sich in den „36 Strategemen“
des Generals der südlichen Song-
Dynastie im China der ersten Hälf-
te des 5. Jahrhunderts n. Chr.: „Töte
mit dem Messer eines anderen!“
Dabei war Daoji offenbar von dem
Philosophen Sunzi inspiriert wor-
den, der schon 1000 Jahre früher
gelehrt hatte: „Alle Kriegshandlung
beruht auf Täuschung.“

Habib Souaïdia – Der frühere Fall-
schirmjägeroffizier der algerischen
Armee enthüllte 2001 in seinem
Buch „La sale guerre“ (Der schmut-
zige Krieg), dass Geheimagenten
der Regierung während des algeri-
schen Bürgerkrieges in den 1990er
Jahren Terroranschläge gegen Sol-
daten und Zivilisten verübten, für
die dann die radikalen Moslems
verantwortlich gemacht wurden.

John F. Kennedy – Im März 1962
untersagte der US-Präsident die
Durchführung der False-Flag-Ope-
ration „Northwoods“. In deren Rah-
men waren auch Terroranschläge
gegen Ziele in den USA vorgese-
hen, die dann Kuba angelastet wer-
den sollten. Damit stellte er sich ge-
gen die Vereinigten Stabschefs der
US-Teilstreitkräfte, die auf eine
Umsetzung der Planungen dräng-
ten. Für manche Kritiker der Ein-
zeltäter-These liegt hier das Motiv
für den späteren Mord an dem Prä-
sidenten.

»Glaubhafte Abstreitbarkeit«
Die USA perfektionierten die False-Flag-Methode

Opfer einer False-Flag-Aktion?
Der Iran wäre nicht der erste, dem ein anderer dessen Tat in die Schuhe schiebt

Selbst die
GSG 9 hat 
mitgemacht

Stecken hinter den
Anschlägen auf die
Tanker die USA?

Die Schuldfrage ist ungeklärt: Einer der brennenden Öltanker im Golf von Oman Bild: pa

Die »Plausible 
Deniability« fördert
Skrupellosigkeit

Ein Loch kann 
ein Symbol sein

UNTER FALSCHER FLAGGE
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Prügelsommer
Von VERA LENGSFELD

Pack die Badehose ein, nimm dein
kleines Schwesterlein − und dann
nischt wie raus nach Wannsee … lautet

der Refrain eines Berliner Ohrwurms. Bis
in die 2000er Jahre hinein bot Berlin jede
Menge unbeschwertes Badevergnügen.
Getrübt wurde es höchstens etwas, wenn das
Becken, das Ufer oder die Liegewiese zu voll
war. In der Regel rückte man aber zusammen,
nahm Rücksicht aufeinander − und alle
hatten ihren Spaß.

Diese Zeiten sind vorbei und kommen wohl
nicht so schnell wieder. Der öffentliche Raum
wird immer mehr zur Kampfzone − und das
auch am helllichten Tag. Mein Freibad
Pankow, in den 70er Jahren von einer Bürger-
initiative der SED-Bezirksleitung abgerungen,
war jahrzehntelang an jedem schönen
Sommermorgen mein Ziel. Ab 8 Uhr konnte
ich hier meine Bahnen schwimmen, anschlie-
ßend eine Tasse Kaffee auf der Terrasse trin-
ken, ehe ich in den Tag startete. Nachmittags
konnte ich mit den Kindern, später den
Enkeln, zurückkehren, um dem Nachwuchs
beim nassen Vergnügen zuzuschauen. Das
Nichtschwimmerbecken blieb selbstverständ-
lich den Kindern vorbehalten. Belästigungen
von Kindern, Mädchen, Erwachsenen waren
unbekannt, Prügeleien gab es keine, Messer
dienten höchstens dem Aufschneiden von
Obst.

Seit drei Jahren wird das Bad von jungen
Männern mit dem bekannten Hintergrund
aufgesucht. Nun gibt es strenge Einlasskon-
trollen. Selbstverständlich wird die Oma mit
ihren Enkeln genauso gründlich unter die Lu-
pe genommen, wie die Jungmänner aus dem
Wedding. Alles andere wäre ja Diskriminie-
rung. Trotzdem kommt es immer wieder zu
unliebsamen Vorfällen. Die jungen Männer
sind unangemessen laut, aggressiv und lassen
sich weder vom Bademeister noch von der
Security oder der Polizei etwas sagen. Immer
wieder muss das Bad geräumt werden, weil
die Ordnung nicht mehr hergestellt werden
kann. 

Pankow ist kein Einzelfall, sondern typisch
dafür, was sich in den Bädern und an den
Stränden Berlins mittlerweile abspielt. In den
Medien werden nur noch die krassesten Fälle
gemeldet, so weit reicht die schleichende Ge-
wöhnung schon. Manche Kommentatoren be-
haupten gar, Prügeleien hätte es schon immer
gegeben, sexuelle Belästigungen auch. Das
stimmt schon, aber jetzt beherrscht es unse-
ren Alltag. Oft enden die Auseinandersetzun-
gen für die Angegriffenen im Krankenhaus.
Wie kürzlich nach einem Vorfall an einem
Badesee. Weil eine Gruppe Erwachsener eine
kleine Gruppe Jugendlicher um etwas mehr
Ruhe gebeten hatte, eskalierte die Situation
sofort. Die Jugendlichen fingen an, loszuprü-
geln. Auch Messer und Glasflaschen wurden
eingesetzt. Mehrere Menschen, darunter
Frauen und Kinder, wurden verletzt. Berlin
will ein sicherer Hafen für Flüchtlinge sein. 

Gemessen an anderen Millionenme-
tropolen sind Hochhäuser in Berlin
bislang noch immer Einzelfälle. Aller-
dings planen Investoren derzeit mehr
als 20 solcher Gebäude in der Stadt.
Schon im Frühjahr 2017 hatte das Ber-
liner Abgeordnetenhaus den Senat be-
auftragt, einen Hochhausentwick -
lungsplan zu entwickeln.

Nach mehr als zwei Jahren hat Se-
natsbaudirektorin Regula Lüscher ei-
nen Entwurf für ein Hochhaus-Leit-
bild vorgelegt. Dabei handelt es sich
um Kernpunkte, die aus Sicht des Ber-
liner Senats Mindestanforderungen
bei künftigen Hochhausprojekten dar-
stellen. 

Offiziell gilt ein Gebäude ab einer
Höhe von 35 Metern als Hochhaus. In
Berlin ragen nur 1300 der insgesamt
370000 Gebäude im Stadtgebiet so
hoch hinauf. Standard für die meisten
Gebäude in der deutschen Hauptstadt
ist die „Berliner Traufhöhe“ von
22 Metern. 

In ihrem Hochhauskonzept hat Lü-
scher auf die Nennung einer maximal
zulässigen Höhe verzichtet. Um die
Bodenspekulation nicht noch zu be-
feuern, verzichtet die Senatsbaudirek-
torin in ihrem Konzept auch ganz be-
wusst auf die Festlegung von einzelnen
Standorten für Hochhäuser. Grund-
sätzlich sollen neue Hochhäuser im
gesamten Stadtgebiet gebaut werden
dürfen, wenn bestimmte Kriterien ein-
gehalten werden. Lüscher machte

allerdings deutlich, dass Gebiete wie
etwa Naturschutzflächen, denkmalge-
schützte Siedlungen oder Einfamilien-
haussiedlungen per se für den Hoch-
hausbau ungeeignet seien.

Auch müssen sich Investoren bei ih-
ren Projekten auf recht rigide Vorga-
ben und Einschränkungen gefasst ma-
chen. Jedes Vorhaben für ein Hoch-
haus soll nur mit einem Bebauungs-
planverfahren und einem Architektur-
Wettbewerb genehmigt werden. Ab ei-
ner Gebäudehöhe von 60 Metern will
der Senat künftig zudem eine        Mi-
schnutzung vorschreiben. Dabei sollen
maximal 70 Prozent
der Fläche der Haupt-
nutzung, etwa als Bü-
rogebäude, dienen. 

Sollten in Berlin
Wolkenkratzer gebaut
werden, dann werden
dies also künftig kei-
ne reinen Bürotürme oder Wohnhoch-
häuser sein. Der Anspruch auf Mi-
schung geht allerdings noch weiter.
Die Senatsbaudirektorin sagte bei der
Präsentation des Leitbildentwurfs:
„Wir wollen die gemischte Stadt auch
vertikal.“ 

Vorschreiben will der Senat bei
Hochhäusern eine öffentliche Nutzung
des obersten Geschosses, etwa für Ga-
stronomie oder Aussichtsplattformen.
Ziel dieser Auflage ist es offenbar, ex-
klusive und hochpreisige Wohnungen
auf den Dächern, so genannte Pent -
häuser, zu verhindern. Auch die Erd-

geschosszonen von Wolkenkratzern
will die Senatsbaudirektorin künftig
generell der Öffentlichkeit zugäng-
lich machen. Gemäß dem Berliner
Modell will der Senat überdies bei
Hochhäusern einen Anteil von 30
Prozent geförderter Sozialwohnun-
gen durchsetzen.

Der von der Senatsbaudirektorin Lü-
scher vorgelegte Entwurf für ein Hoch-
haus-Leitbild wird in den kommenden
Wochen noch in den Bezirken, aber
auch von Verbänden diskutiert wer-
den. Ende des Jahres wird sich dann
auch das Berliner Abgeordnetenhaus

mit dem Entwurf be-
schäftigen.

Welche Konsequen-
zen Investoren aus
den  angedach ten
Auflagen zu einer
Mischnutzung oder
zum Anteil an Sozial-

wohnungen ziehen werden, muss ab-
gewartet werden. Der Bau und auch
der laufende Unterhalt von Hochhäu-
sern ist im Vergleich zu herkömm-
lichen Gebäuden relativ kostspiel. 

Rigorose Auflagen könnten daher
dazu führen, dass Investoren von Pro-
jekten wieder Abstand nehmen, oder
aber die Kalkulation ändern. Dies
könnte am Ende noch höhere Büro-
und Gewerbemieten bedeuten. Denk-
bar ist aber ebenso, dass die Projekt-
entwickler verstärkt echte Wolkenkrat-
zer, also extrem hohe Gebäude, bauen.
Diese sind in Berlin bislang kaum vor-

handen. Die damit einhergehende hö-
here Bebauungsdichte würde aller-
dings die Infrastruktur Berlins vor
neue Herausforderungen stellen.
Schon jetzt müssen sich viele Autofah-
rer durch permanent überfüllte Stra-
ßen quälen. 

Umsteigen auf den öffentlichen Per-
sonennahverkehr wäre keine wirkliche
Lösung. Denn auch Berlins öffentliche
Verkehrsmittel sind oft überlastet. Dem
gegenüber steht ein starkes Interesse
von Investoren, die in Berlin Hochhäu-
ser bauen wollen. Derzeit sind bereits
mehr als 20 Hochhausprojekte in der
Planung. 

Schwerpunkte sind die City West
und der Alexanderplatz. Für den
„Alex“ hat der französische Baukon-
zern Covivio bereits einen Bauantrag
für ein 130 Meter hohes Haus gestellt.
Das Gebäude wird das benachbarte
Park-Inn-Hotel mit seinen 125 Metern
nur knapp an Höhe übertreffen. Die
russische Monarch-Gruppe plant ne-
ben dem Alexa-Einkaufszentrum ein
Haus, das sogar 150 Meter hoch wer-
den soll. Ebenfalls direkt neben dem
Alexa wurde vor Kurzem bereits Richt-
fest beim Wohnhochhaus „Grandaire“
gefeiert. 

Relativ weit fortgeschritten ist auch
das Vorhaben eines Anbaus am
Estrel-Hotel in Neukölln. Das geplan-
te Hochhaus mit 175 Metern wird bei
seiner Fertigstellung das höchste Ho-
telgebäude Deutschlands sein.

Norman Hanert

In den Himmel
über Berlin:
Hochhäuser in
der Kantstraße

Bild: Mauritius

Berlin will für Arbeitslosen-
geldempfänger spätestens
ab 2020 ein „Solidarisches

Grundeinkommen“ einführen. Ei-
gentlich sollte das Projekt schon
im zweiten Quartal 2019 starten,
aber die Finanzierung ist noch
nicht gesichert. Der Senat hofft
und erwartet, dass der Bund fünf
Jahre lang 88 Prozent der Kosten
trägt. Eine Zustimmung der
Bundesregierung will das Land
erreichen, indem es Druck über
den Bundesrat ausübt. Bisher
zeigte der Bundessozialminister
aber wenig Neigung, das Vorha-
ben zu unterstützen. 

Das „Solidarische Grundein-
kommen“ ist eine Variante des
„Bedingungslosen Grundeinkom-
mens“, das vom linken Lager seit
Jahren propagiert wird, nur eben
mit anderer Bezeichnung. Profitie-
ren würden diesmal aber nur
Menschen, die tatsächlich einer
Beschäftigung nachgehen. 

Es soll längerfristige Jobs für
Langzeitarbeitslose schaffen und

ist an bestimmte Bedingungen ge-
knüpft. Pro Person kostet das im
Jahr etwa 30000 Euro. Ein Teil da-
von fließt als Einkommensteuer
und in Form von Sozialversiche-
rungsbeiträgen zurück in öffentli-
che Haushalte. Von 28000 gemel-
deten Langzeitarbeitslosen sollen

zunächst 250, später 1000 geför-
dert werden. 

Die Oppositionsparteien halten
nichts von dem Vorhaben. Jürn Ja-
kob Schultze-Berndt, arbeits-
marktpolitischer Sprecher der
CDU-Fraktion im Abgeordneten-
haus, spricht von „Etiketten-
schwindel“. Schon jetzt gebe es in
Berlin öffentlich geförderte Be-
schäftigung: „Sogar die jetzt vor-
geschlagenen Tätigkeitsfelder

entsprechen der seit Jahren gülti-
gen ,Positivliste‘ in Berlin.“

Florian Swyter (FDP) bemän-
gelte, das sogenannte solidarische
Grundeinkommen sei nur ein
neue Bezeichnung für eine bereits
bestehende Maßnahme: „Anson-
sten handelt es sich bei diesem
Test schlicht um öffentlich bezahl-
te Beschäftigungen im zweiten
Arbeitsmarkt, die aus guten
Gründen 2011 abgeschafft wur-
den.“ Berlin solle eher „alles dar-
ansetzen, Menschen ohne Job für
den ersten Arbeitsmarkt zu quali-
fizieren. Unsere Stadt braucht ei-
ne Bildungsoffensive, die jeden
dazu befähigt, sein Leben selbst
zu gestalten, statt ihn einfach mit
Ersatzbeschäftigungen ruhig zu
stellen.“ 

Auch von der AfD gab es Kritik.
Die haushaltspolitische Spreche-
rin Kristin Brinker: „Offensicht-
lich hat der Senat nicht einmal
mehr den Anspruch, Langzeitar-
beitslose wieder in Lohn und Brot
zu bringen.“ Frank Bücker

Kritik an Senatsplänen
»Soldarisches Grundeinkommen«: Lösung oder Etikettenschwindel? 

Berlin setzt auf Hochhäuser
Senat will höher hinaus − Doch strenge Auflagen könnten Investoren abschrecken

Mäzen gestorben
Unternehmer Hans Wall wurde 77 Jahre alt 

Hans Wall, prominenter Unter-
nehmer, Mäzen und zeitwei-

liges AfD-Mitglied, ist in Berlin
im Alter von 77 Jahren gestorben.
Mit öffentlichen Toilettenhäus-
chen und Außenwerbung wurde
er reich. 

1984 verlagerte der gebürtige
Süddeutsche seinen Wohnsitz
nach Berlin. Der
Durchbruch kam
in Zusammenar-
beit mit dem
städtischen Nah-
verkehrsanbieter
BVG. Er bezahlte die Aufstellung
von Wartehäuschen und durfte
dort Werbeflächen vermieten. 

Nach dem Zusammenbruch des
Sowjetimperiums expandierte
seine Firma nach Osteuropa. In-
zwischen ist Wall in 50 europäi-
schen Städten vertreten. Er war
Vorsitzender des Vereins „Denk
mal an Berlin“ und finanzierte die
Sanierung des Mahnmals unter
dem Bebelplatz (Mitte), das an die
Bücherverbrennung während der

NS-Zeit erinnert. Im Jahr 2000 er-
hielt Wall das Bundesverdienst-
kreuz und 2004 eine Auszeich-
nung der Jüdischen Gemeinde
Berlin. Wall beobachtete tragische
Unglücksfälle und bot bedürftigen
Eltern an, die Beisetzungskosten
von Kindern zu übernehmen. 

Zufällig wurde er auf die ver-
gammelte Grab-
stelle von Ernst
Litfaß auf dem
Dorotheenstädti-
schen Friedhof
a u f m e r k s a m .

Kurzerhand stellte er damals
180000 Mark, die zur Wiederher-
stellung des Grabes nötig waren,
zur Verfügung.

Bis 2013 gehörte Wall der FDP
an und trat dann der AfD bei, die
er aber später wieder verließ. Ber-
lins Regierender Bürgermeister
Michael Müller: „Mit seinem
Werdegang vom Schlosser zum
Unternehmer und großen Mäzen
hat er vorgelebt, dass ein Aufstieg
gelingen kann.“   F.B.

Der Bund soll den
Großteil des Projekts

finanzieren

Caritativ und
kulturell engagiert

Politik diskutiert
marode Brücken

Noch vor der parlamentari-
schen Sommerpause hat sich

das Berliner Abgeordnetenhaus
in einer Aktuellen Stunde mit
dem Zustand der Infrastruktur in
der Hauptstadt beschäftigt. Einer
der Schwerpunkte war dabei der
Sanierungsbedarf an Brücken.
Ber l in  ver füg t  über  rund
830 Brücken. Lediglich bei einem
Viertel wird der Zustand als gut
oder sehr gut eingeschätzt. Etwa
100 Bauwerke weisen Mängel auf,
in sieben Fällen gilt der Zustand
als kritisch. Wegen Einsturzgefahr
mussten einige Brücken inzwi-
schen sogar teilweise oder kom-
plett gesperrt werden. Bereits seit
Januar ist in Köpenick die Salva-
dor-Allende-Brücke wegen star-
ker Schäden für Autos nicht mehr
befahrbar. Bei der verkehrswichti-
gen Elsenbrücke zwischen Trep-
tow und Friedrichshain sind die
Schäden so stark, dass sie sogar
abgerissen werden muss. Ein völ-
liger Neubau steht auch bei der
Mühlendammbrücke in Mitte und
bei der Rudolf-Wissel-Brücke in
Charlottenburg an.  N.H.

Exklusive Wohnungen
in der Endetage sollen

verhindert werden

PREUSSEN / BERL IN
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Vorgehen wie
bei »Kursk«

Porto – Die Proteste der französi-
schen Gelbwesten haben sich flä-
chendeckend auch nach Portugal
ausgedehnt. In der rund
238000 Einwohner zählenden ga-
lizischen Metropole Porto, der
nach der Haptstadt Lissabon zweit-
größten Stadt des Landes, blockier-
ten Einheimische die Hauptver-
kehrsstraßen und die wichtigste
Nord-Süd-Autobahn. Hauptforde-
rungen der Demonstranten waren
Maßnahmen gegen die seit jeher
im Lande wuchernde Korruption
sowie Steuersenkungen, aber auch
eine Anhebung des Mindestlohns
auf 700 Euro und damit eine An-
passung an die durch die EU-An-
gleichung zuletzt rapide gestiege-
nen Lebenshaltungskosten. T.W.W.

Sidiki Abass, ein Bandenführer
aus Nigeria, der für einen Groß-
teil des Terrors in Zentralafrika
verantwortlich ist, wurde durch
das Friedensabkommen von
Khartum vom Februar dieses Jah-
res Berater des Premierministers
der Zentralafrikanische Republik.
Jetzt kann er dort nach Belieben
morden.

Als am 21. Mai in den zentral-
afrikanischen Dörfern Koundjili,
Lémouna, Djoumdjoum et Bo-
hong in Sichtweite der UN-Trup-
pen der „Multidimensionalen In-
tegrierten Stabilisierungsmission
der Vereinten Nationen in der
Zentralafrikanischen Republik“
(MINUSCA) mehr als 50 christ -
liche Dorfbewohner massakriert
und 2700 Menschen obdachlos
wurden, schworen sich viele Zen-
tralafrikaner, dass dieses Verbre-
chen nicht ungesühnt bleiben
sollte. Verantwortlich für das
Massaker war eine berüchtigte is-
lamistische Terrorgruppe, die
„3R“, deren Chef Sidiki Abass seit
dem Friedensvertrag von Khar-
tum vom Februar dieses Jahres als
Berater des Premierministers fun-
giert.
Die drei „R“ stehen für die fran-

zösischen Wörter „Retour“ (Rück -
kehr), „Reclamation“ (Protest) und
„Rehabilitation“ (Wiedergutma -
chung). Abass war einer der 
14 Rebellenführer, die sich in der
sudanesischen Hauptstadt unter
der Federführung des mittlerweile
gestürzten sudanesischen Präsi-
denten Omar el Bechir auf einen
Friedensplan geeinigt hatten, der
das Papier nicht wert war, auf
dem er stand. Denn nach diesem
Vertrag können vor allem die
muslimischen Terrorgruppen jetzt
offiziell ihr Herrschaftsgebiet aus-
weiten, weil die christlichen Anti-
Balaka-Milizen in Khartum nicht
anwesend waren, da zwei ihrer
Führer kurze Zeit vorher verhaf-
tet worden waren. Dadurch kön-
nen die Terroristen schalten und
walten, wie sie wollen. 
Die Regierung des Landes ist ih-

nen auf Gedeih und Verderb aus-

geliefert. Die 3R-Terroristen gelten
als mit die schlimmsten des Lan-
des, sie haben ihren Schwerpunkt
in der nordwestlichen Region der
Zentralafrikanischen Republik,
die an Kamerun angrenzt. Ihr
Chef Sidiki Abass darf jetzt unge-
straft seine eigenen Gesetze im
Land diktieren, sogar Regierungs-
truppen müssen ihm gehorchen. 
Auch der Präsident der Zentral-

afrikanischen Republik, Faustin
Archange Touadéra, der vor Kur-
zem in Frankreich war und dort
von Reportern des Fernsehsen-
ders France24 interviewt wurde,
wagt es nicht, Abass von seinem

Regierungsposten abzusetzen
oder gar zur Verantwortung zu
ziehen für das Massaker. Der Prä-
sident steht auf Kriegsfuß mit der
einstigen Schutzmacht Frank-
reich. Er wird beschützt von 140
russischen Söldnern und einer
von diesen ausgebildeten Präsidi-
algarde. Im Rest des Landes sollen
etwa 15000 UN-Soldaten für Ord-
nung sorgen. Aber da diese zu-
meist aus muslimischen Ländern
stammen, sehen diese auch nicht
ein, warum sie gegen ihre Glau-
bensbrüder in Zentralafrika agie-
ren sollen. 
Deshalb hatte sich Erzbischof

Juan-José Aguirre Muñoz vom
Bistum Bangassou, wie er bei ei-
nem Kongress von Kirche in Not
im Januar in Köln sagte, schon an

UN-Generalsekretär António Gu -
terres gewandt, der ihm geant-
wortet hatte, dass es ohne die MI-
NUSCA noch schlimmer wäre.
Schon vor dem Friedensschluss
von Khartum gab es lokale Frie-
densabkommen, an denen auch
die dörflichen Selbstverteidi-
gungsmilizen der Anti-Balaka –
der Name steht für „Anti-Mache-
te“ – beteiligt waren. Aber auch
an diese hält sich die 3R-Miliz
nicht.
Aufgetaucht war die islamische

3R-Miliz im Jahre 2015, als nach
einer vorwiegend französischen
Militärintervention die muslimi-

sche Séléka-Miliz aufgelöst wor-
den war, nur um nach Abzug der
Franzosen noch schlimmeren Mi-
lizen als Nachfolgemilizen zu die-
nen. Zentralafrika wird immer
mehr einbezogen in den großen
Dschihad, der sich von Westafrika
– Mali, Burkina Faso – über Nige-
ria und Kamerun bis nach Zen-
tralafrika ausgeweitet hat und von
muslimischer Seite immer mehr
generalstabsmässig geplant und
organisiert wird. 
Im Unterschied zu den anderen

Ländern und Regionen, in denen
die Moslems die große Mehrheit
bilden, leben in Zentralafrika nur
zehn Prozent Muslime,
80 Prozent der Bevölkerung sind
Christen, die jetzt zumeist eine
muslimische Terrorherrschaft er-

tragen müssen. Träger dieses
Dschihad ist vor allem die noma-
dische Fulbe-Bevölkerung, die in
anderen Ländern auch als „Ful-
ani“ oder „Peul“ bezeichnet wird.
Dieses Hirtenvolk, das als erstes
der Region schon von der An-
kunft der europäischen Kolonial-
mächte islamisiert worden war, ist
eine berberisch-afrikanische
Mischbevölkerung, deren Haut-
farbe wesentlich heller ist als die
der eingeborenen sesshaften afri-
kanischen Völker, von denen vie-
le nach der Ankunft europäischer
Missionare das Christentum an-
genommen haben.

Da es in Zentralafrika kaum Ful-
be-Angehörige gibt, bestehen die
verschiedenen muslimischen Mili-
zen in Zentralafrika zum großen
Teil aus Ausländern, vor allem aus
dem Tschad, Kamerun und Nord-
nigeria, wo die Terrorgruppe Boko
Haram seit Jahrzehnten ihr Unwe-
sen treibt. 
Milizenchef Abass, der zuweilen

behauptet, ein Halbbruder von
Präsident Touadéra zu sein, gilt als
Beschützer der Gemeinschaft der
Fulbe. Er soll dafür sorgen, dass
die Fulbe in Zukunft ihre Herden
in der Trockenheit von Westafrika
aus über Nordnigeria, das von Bo-
ko Haram kontrolliert wird, durch
den von radikalen Moslems verun-
sicherten Norden Kameruns bis
nach Zentralafrika treiben können. 

Seine Waffenlieferungen erhält
Abass aus dem muslimischen
Tschad. Schon oft wurden an den
Grenzen des Tschad nach Zentral-
afrika, die allesamt von radikal-is-
lamischen Milizen beherrscht
werden, große Waffenkonvois ge-
sichtet.
Präsident Touadéra beherrscht

kaum noch mehr als die Haupt-
stadt Bangui, in der es in letzter
Zeit öfters zu Protesten der Bevöl-
kerung gegen ihn und seine Kom-
plizenschaft mit den radikalen
Moslems kam. Zwei französische
Reporter wurden bei solchen Pro-
testen letzte Woche blutig zu-
sammengeschlagen. 
Der Oppositionsplattform „E

Zingo Biani“ , was so viel heißt
wie „Wacht auf – endlich“, haben
sich jetzt Oppositionsparteien, Ju-
gend- und Frauenorganisationen,
Journalisten sowie Menschen-
rechtsaktivisten angeschlossen.
Alle fordern sie vom Präsidenten
die Verhaftung von Abass und sei-
ner Komplizen. Der versteckt sich
jedoch weiterhin hinter dem Frie-
densabkommen von Khartum.
Erzbischof Aguirre Muñoz sagte

im Januar: „Zentralafrika ist ein
fruchtbares, aber sehr verwund-
bares Land, das zweitärmste der
Welt, ohne Armee, deshalb haben
einige politische Schwergewichte
in den arabischen Ländern wohl
entschieden, die Peul im Osten
Zentralafrikas anzusiedeln, sie
sollen das bereits christliche Land
islamisieren.“ 
Die UN scheinen diesem Trei-

ben nicht nur nichts entgegenzu-
setzen, sondern es sogar zu unter-
stützen. Nach dem Zusammen-
bruch aller staatlichen Ordnun-
gen und der öffentlichen Sicher-
heit ist die katholische Kirche oft
an die Stelle der staatlichen Ein-
richtungen getreten. Die Kirche
betreibt im Lande große Flücht-
lingslager, Gesundheitsstationen
und Schulen, nur eine Armee
kann die Kirche nicht bilden, aber
ohne Sicherheit kann es keine
Entwicklung in diesem geschun-
denen Land an der Grenze zum
Islam geben. Bodo Bost

Legitimierter Terror
Zentralafrikanische Republik – Friedensabkommen als Quelle neuer islamischer Gewalt gegen ChristenGelbwesten in

Portugal

Seweromorsk – Nach der Havarie
eines Tiefsee-U-Boots der
russischen Nordflotte mit 14 Toten
setzt die russische Regierung wie
vor 19 Jah ren beim Unglück der
„Kursk“ auf Geheimhaltung. Erst
einen Tag nach dem Unfall wurde
bekannt, dass die Seeleute an
Rauchvergiftung infolge eines
Brands starben. Gerüchten zufolge
handelt es sich um ein „Loschik“
genanntes Spezial-U-Boot des
Typs AS-12, das für spezielle Mis-
sionen wie dem Aufspüren von
Abhörsensoren, aber auch dem
Einsammeln von Teilen abgestürz-
ter Flugzeuge oder Satelliten vom
Meeresgrund eingesetzt wird. Sie-
ben der Toten sollen hochrangige
Kapitäne gewesen sein. Bekannt
wurde das Unglück nur durch
Internetblogger. Vom Katastro-
phenschutzministerium kamen
keinerlei Informationen. Jewgenij
Karpow, der auf seiner Netzseite
als Erster von der Katastrophe mit
Toten berichtet hatte, erhielt einen
Anruf, bei dem er aufgefordert
wurde, die Information wieder von
seiner Seite zu entfernen. MRK

Die Augen der Weltöffent-
lichkeit richten sich zu-
nehmend gen USA. Im

kommenden Jahr stellt sich Präsi-
dent Donald Trump zur Wider-
wahl. Seine Nominierung durch
die Republikaner gilt als Formsa-
che. Bei den Demokraten hat der
Vorwahlkampf dagegen gerade
erst Fahrt aufgenommen. 
Bisher galt Joe Biden als Favorit.

„Kann dieser Routinier des politi-
schen Betriebs, der engste Wegge-
fährte von Präsident Barack Ob-
ama, im kommenden Jahr tatsäch-
lich gewinnen?“, frohlockte der
„Spiegel“, als der Ex-Vizepräsident
seine Kandidatur bekannt gab. 
Doch nun kam der erste Rück -

schlag. Nach der TV-Debatte der
demokratischen US-Präsident-
schaftsbewerber hat der 76-Jähri-
ge einer Umfrage zufolge stark an
Beliebtheit eingebüßt. Nur noch
22 Prozent der Anhänger der De-
mokraten unterstützen eine Kan-
didatur Bidens gegen Trump. Das
sind zehn Punkte weniger als ei-
nen Monat zuvor und sogar 17
Punkte weniger als noch im April.
Dreimal hat Biden bereits für

das Präsidentenamt kandidiert,
bis zur Nominierung durch den
Parteitag der Demokraten hat er
es nie geschafft. Sein Wahlkampf -
auftakt im TV bezeichneten US-
Kommentatoren gelinde gesagt
„als Katastrophe“. Vor allem in ei-

ner Szene hinterließ Biden einen
äußerst schlechten Eindruck. Als
ihn die afroamerikanische Sena-
torin Kamala Harris scharf für
seine Positionen zur Integration
und die Diskriminierung von
Schwarzen angriff, hatte er keine
Antwort parat, geriet ins Stottern
und versuchte das Thema abzu-
würgen. Harris Umfragewerte gin-
gen daraufhin nach oben. 
Plötzlich gilt sie als Außenseite-

rin mit echten Chancen. Sollte sie
sich im parteiinternen Wahlkampf
durchsetzen, hätte Harris die

Chance, als erste Frau US-Präsi-
dentin zu werden. Von 2004 bis
2011 war sie Bezirksstaatsanwäl-
tin in San Francisco, von 2011 bis
2017 übernahm sie den Posten
der Justizministerin in dem bevöl-
kerungsreichsten Bundesstaat. Sie
war die erste Frau und die erste
Schwarze in diesem Amt. 
Seit 2017 sitzt sie für Kalifor-

nien im Senat. Neben Harris gibt
es mittlerweile eine weitere Frau,
die Biden gefährlich werden
könnte. Die linke Senatorin Eli -
zabeth Warren hatte bereits im er-

sten TV-Duell einen überzeugen-
den Auftritt hingelegt. Sie liefert
sich mit dem Linksaußen Bernie
Sanders einen Schlagabtausch um
die Deutungshoheit im sozialisti-
schen Spektrum. In den Umfra-
gen legt sie bereits seit einiger
Zeit zu, während Sanders abbaut. 
Noch ist es allerdings zu früh,

um eine Prognose abzugeben, wer
im übernächsten Oktober gegen
Trump antritt. Die demokrati-
schen Vorwahlen beginnen erst
im Januar, bis dahin muss die
Kriegskasse gefüllt werden. Denn
die Kandidaten brauchen vor al-
lem Geld. Sanders hat bereits vie-
le Millionen von Kleinspendern
eingesammelt, die seine Kandida-
tur unterstützen. 
Biden weiß das demokratische

Establishment hinter sich, zudem
könnte sich seine Nähe zu Obama
positiv auswirken. Doch Elizabeth
Warren, von Trump konsequent
„Pocahontas“ genannt, gibt ihr
Wahlkampfmotto vor: „Das beste
Mittel gegen einen alten, weißen
Mann ist eine Frau.“ 
Ihre Ansichten haben es in sich.

Sie ist dagegen, die Regulierung
für Banken zu lockern, fordert hö-
here Steuern für reiche Amerika-
ner und nimmt keine Großspen-
den für ihren Wahlkampf an. Das
schafft Sympathien, könnte aber
für den anstehenden Marathon zu
wenig sein. Peter Entinger

Die Chefärztin der Geburts-
klinik in Königsberg, Jelena
Belaja, und eine Kollegin

stehen unter Hausarrest. Sie wer-
den beschuldigt, ein zu früh gebo-
renes Kind mit einer Überdosis
Magnesiumsulfat getötet zu haben,
um die Geburtenstatistik der Klinik
zu schönen und die Kosten für die
Behandlung des Kindes zu sparen.
Anschließend sollen sie dokumen-
tiert haben, das Kind sei bei der
Geburt verstorben.
Was war passiert? Eine Immi-

grantin aus Aserbaidschan, die be-
reits zwei Fehlgeburten hatte,
brachte in der 23. Schwan ger -
schafts woche einen Jungen in der
Klinik zur Welt, der nur
700 Gramm wog. Nach Ansicht
führender Perinatal-Spezialisten
besteht erst ab der 24. (Deutsch-
land) oder ab der 25. Woche
(Frankreich) die Möglichkeit, le-
benserhaltende Maßnahmen zu er-
greifen. Selbst dann liegt die Über-
lebensrate nur bei sechs Prozent.
Ähnlich wie im Fall des bis vor

Kurzem unter Hausarrest gestellten
Journalisten Iwan Golunow, der ei-
ne Solidaritätswelle in ganz Russ-
land auslöste, die schließlich zu
seiner Freilassung führte, stellt sich
nun russlandweit die Ärzteschaft
hinter die Medizinerinnen. Auf der
Internetplattform „change.org“
starteten sie eine Petition mit der
Forderung, den Fall objektiv zu

untersuchen. In einer bislang nie
dagewesenen Solidarität posten sie
in den sozialen Netzwerken unter
#jaelinasuschkewisch (Ich bin Eli-
na Suschkewitsch) Unterstützung
für die Kollegin, die beschuldigt
wird, Belajas Komplizin zu sein.
Da die Ermittlungsbehörden we-

der Ross noch Reiter nennen, also
nicht klar ist, wer den Fall zur An-
zeige gebracht hat und aus wel-
chen Gründen in Wirklichkeit er-
mittelt wird, vermuten viele, dass
es sich um einen fingierten Fall
handelt, weil jemand die Chefärz-

tin aus ihrem Amt verdrängen
wollte. 
Der Fall verdeutliche, wie fragil

die Sicherheit russischer Ärzte sei,
wenn, wie bei der 28-jährigen Eli-
na Suschkewitsch, eine engagierte
und renommierte Spezialistin, die
dem Rat der Perinatal-Gesellschaft
angehört, wegen eines nicht nach-
gewiesenen Fehlverhaltens festge-
nommen werde, so Kollegen, deren
Stellungnahmen das online-Portal
„Lenta“ zum Teil mit voller Na-
mensnennung veröffentlicht hat. In
ihren Kommentaren kritisieren sie

das Vorgehen der Ermittler scharf.
Seien diese selbst überzeugt, dass
ein Mordfall vorliege, hätten sie die
Ärztinnen nicht unter Hausarrest
gestellt, sondern gleich dem Haft-
richter vorgeführt. Zudem sei die
Anschuldigung völlig absurd: „Wie
kann man denn die Sterblichkeits-
rate senken, indem man mordet?“,
fragt ein Kollege. 
Mit dem Königsberger Fall könn-

ten die Behörden unbeabsichtigt in
ein Wespennest gestochen haben,
verdeutlicht er doch die prekäre
Lage russischer Mediziner im Ver-
gleich zu ihren Kollegen im Wes-
ten. Schlecht bezahlt, ein niedriges
Ansehen, der Mangel an Autorität
sowie fehlende Achtung machen
den Beruf unattraktiv. 
Aus den Kommentaren wird

deutlich, dass russische Klinikärzte
nach dem Königsberger Fall nun
eine Welle von Entlassungen be-
fürchten. Eine Berufshaftpflicht-
versicherung, wie sie in Deutsch-
land Pflicht ist, gibt es in Russland
nicht. Dort müssen Ärzte bei nach-
gewiesenen Fehlern die Patienten
aus eigener Tasche entschädigen.
Sie wollen sich Willkür und Mis-
sachtung nicht länger gefallen las-
sen. Zwar werden sie nicht strei-
ken, aber andere Mittel finden, um
sich gegen Willkür zur Wehr zu set-
zen: Unterschriften sammeln, Peti-
tionen schreiben und das Internet
nutzen. MRK

Der Fall verdeutlicht
die riskante

Lage russischer Ärzte

Mediziner wehren sich
Königsberger Perinatal-Spezialistin des Mordes beschuldigt

»Pocahontas« prescht vor
US-Demokraten stottern sich zur Präsidentschaftskandidatur

Schwarze Frau 
gegen alten, 
weißen Mann

AUSLAND

Geht ohne 
bewaffnete 
Bewacher 
nirgendwohin:
Sidiki Abass, 
der Chef der 
islamischen 
Terrororganisa-
tion „3R“ 
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Mehr Fusionen
in Deutschland

Lada stoppt 
Produktion

Berlin – Das Bundeskartellamt hat
einen Bericht veröffentlicht, dem-
zufolge es 2017 und 2018 zehn Pro-
zent mehr Firmenzusammen-
schlüsse gegeben hat als in den
Vorjahren. Auch die Zahl der ver-
hängten Bußgelder wegen unzuläs-
siger Kartellabsprachen ist laut der
Behörde gestiegen. Wurden 2017
etwa 127,3 Millionen Euro an Buß-
geldern eingenommen, waren es
2017 zirka 459,2 Millionen. Eine
besondere Herausforderung sieht
das Bundeskartellamt zudem in der
Digitalisierung und dem Schutz der
Verbraucher vor Missbrauch sei-
tens der Technologieunternehmen
und Internet-Plattformen. MRK

Toljatti– Weil ein Zulieferer aus Ni-
schnij Nowgorod seine Lieferpflich-
ten verletzt habe, musste der russi-
sche Autokonzern AvtoVAZ, der
Fahrzeuge der Marke Lada her-
stellt, in seinen Produktionsstätten
Toljatti und Ischewsk die Produk-
tion vorübergehend einstellen.
Trotz des Produktionsstillstands
sollen Fahrzeuge der Marke Lada
im Händlernetz weiterhin erhält-
lich sein. Seit der Allianz mit Re-
nault-Nissan-Mitsubishi konnte der
Konzern sich konsolidieren. Der
Nettogewinn betrug 2018 umge-
rechnet 82 Millionen Euro. MRK

Im deutschen Stromnetz ist es in
den vergangenen Wochen mehr-
mals zu schweren Krisen mit eu-
ropaweiten Folgen gekommen. Ex-
perten sagen, dass sogar die Sy-
stemsicherheit gefährdet war. 

In einer Erklärung teilten die
vier Netzbetreiber Amprion, Ten-
net, 50Hertz und TransnetBW mit,
dass die Situation mit Unterstüt-
zung europäischer Partner gemei-
stert wurde. Den Angaben zufolge
habe die zu geringe Stromeinspei-
sung in das deutsche Netz zu ei-
nem Absinken der Frequenz im
gesamten europäischen Verbund-
netz geführt. Um das Ungleichge-
wicht zwischen Stromerzeugung
und Stromverbrauch zu schlie-
ßen, mussten die Netzbetreiber
kurzfristig zusätzliche Kapazitä-
ten beschaffen. 

„Es bestand keine Gefahr für
die sichere Stromversorgung in
Deutschland“, teilte ein Sprecher
der Netzagentur mit. Die Gründe
für das starke Ungleichgewicht
zwischen Erzeugung und Ver-
brauch seien noch nicht eindeutig
geklärt, selbst stärkere Schwan-
kungen bei der Einspeisung von
Strom seien „nicht unnormal“. 

Die Darstellung von Netzbetrei-
ber Amprion liest sich dagegen
weitaus dramatischer. „Die starke
Unterspeisung ist im sogenannten
Markt für Regelenergie aufgetre-
ten“, sagte ein Amprion-Sprecher:
„Dieser dient dazu, kurzfristige
Schwankungen auszugleichen, die
teils binnen Minuten auftreten.
Die Vermeidung solcher Unregel-
mäßigkeiten ist für die Versor-
gungsstabilität essenziell wichtig.“
Gerate das System aus dem
Gleichgewicht, schwanke auch die
Stromfrequenz, was erhebliche
Auswirkungen auf die Wirtschaft
haben könnte. „Die Lage war sehr
angespannt und konnte nur mit
Unterstützung der europäischen
Partner gemeistert werden“, sagte
der Amprion-Sprecher. 

Co-Betreiber Tennet bestätigte
diese Darstellung: „Um das Un-
gleichgewicht zwischen Erzeu-
gung und Verbrauch zu schließen,
mussten die Netzbetreiber zusätz-

liche Kapazitäten organisieren.
Neben Lieferungen aus dem Aus-
land ist zusätzlicher Strom an der
Börse beschafft worden.“ Auch
auf Angebote von Unternehmen,
ihren Stromverbrauch gegen Be-
zahlung abzuschalten, habe man
zurückgegriffen, teilte das Unter-
nehmen mit. Das seien festgelegte
Prozesse, die gegriffen hätten.

Branchenexperten sehen in den
ungenauen Verbrauchs- und Er-
zeugungsprognosen einen Grund
für die Probleme. Die Stromhänd-
ler hätten deshalb zu wenig Strom
geordert, heißt es. Der „Spiegel“
bringt unter Berufung auf Wirt-
schaftskreise allerdings auch eine
weitere Variante ins Spiel. Markt-
teilnehmer würden hinter den
Engpässen das Werk von Speku-
lanten vermuten. Es bestehe dem-
nach der Verdacht, dass Händler
Versorgungslücken im Regelener-
giemarkt zunächst bewusst nicht
ausgeglichen hätten, um später
höhere Gewinne einzustreichen.

Möglicherweise hätten sich in
den aktuellen Fällen aber auch
Stromanbieter und Netzbetreiber
verspekuliert, heißt es. 

Mit Blick auf Wind- und Solar-
energie könnten auch ungenaue
Wettervorhersagen der Grund für
die aktuellen Engpässe gewesen
sein. Die Netzbetreiber teilten
hingegen mit, sie wollten sich zu
den Ursachen erst nach einer um-
fassenden Analyse äußern, die sie
zusammen mit der Bundesnetz -
agentur erstellen würden. Dies
könne bis zu acht Wochen in An-
spruch nehmen, hieß es. „Ob es
Konsequenzen für Marktteilneh-
mer geben wird, wäre zu diesem
Zeitpunkt Spekulation.“

Klar ist auf jeden Fall, dass auf
den Kosten die Verbraucher sit-
zen bleiben werden. „Die Kosten
werden von allen Stromkunden
getragen. Als wir die Mengen er-
höht haben, musste sich der
Markt erst mal darauf einstellen,
dadurch ist es – Angebot und

Nachfrage regeln den Markt –
kurzzeitig zu einer Erhöhung der
Preise gekommen. Wir beobach-
ten aber, dass sich die Preise wie-
der auf Marktniveau einpendeln“,
teilte Tennet mit. 

Wie komplex das Geschäft mit
der Stromversorgung mittlerweile
geworden ist, zeigt der Umgang
der Europäischen Union mit der
Schweiz. Seit Jahren streiten sich
die EU-Kommission und die Re-
gierung in Bern um einem Strom-
kompromiss. Denn die Leitungen
machen eben nicht an den EU-
Außengrenzen halt. „Die Situation
ist heute ernst – und sie verschärft
sich weiter“, teilt der Schweizer
Netzbetreiber Swissgrid mit. Man
werde immer öfter von der Markt-
entwicklung ausgeschlossen. Und
der drohende Brexit, der Austritt
der Briten aus der EU, verschärfe
die Lage eher noch. 

Alles was die Engländer jetzt
nicht bekommen würden, würden
später auch die Schweizer nicht

bekommen. Der Ausschluss der
Schweiz werde dazu führen, dass
die Stromtarife steigen und die
Netzsicherheit zurückgehe. „Nur
mit der Integration in den europä-
ischen Strommarkt können nach-
haltige Lösungen für die Versor-
gungssicherheit gefunden wer-
den“, heißt es in einer Pressemit-
teilung. 

Das Strommarktabkommen mit
der EU ist für die Drehscheibe
Schweiz äußerst wichtig, aber seit
Jahren ein richtiger Zankapfel.
Die EU hatte den Abschluss die-
ses Abkommens, das den gleich-
berechtigten Zugang zum europä-
ischen Strombinnenmarkt regelt,
von weitreichenden Schweizer
Zugeständnissen in infrastruktu-
rellen Fragen abhängig gemacht.
Das Nicht-EU-Land Schweiz ver-
weist dagegen auf die Tatsache,
dass es in Baden-Württemberg
ohne Zugriff auf das Schweizer
Netz jederzeit zu Engpässen kom-
men könnte. Peter Entinger

Als Ende Juni der G20-Gipfel
im japanischen Osaka statt-
fand, einigten sich in Brüs-

sel Vertreter der EU und ihres süd-
amerikanischen Pendants Merco-
sur (Mercado Común del Sur, ge-
meinsamer Markt des Südens)
über strittige Eckpunkte des bilate-
ralen Freihandelsabkommens. Die
Verhandlungen endeten damit
zwei Jahrzehnte nach ihrem Be-
ginn. Noch in Osaka wurde der
Durchbruch verkündet. Zuletzt
hatten neben Angela Merkel sechs
weitere EU-Regierungschefs dar-
auf gedrängt, das Zeitfenster für ei-
nen Abschluss zu nutzen. 

Dementsprechend äußerten sich
Vertreter aus Politik und Wirt-
schaft dieser Länder hocherfreut
über den laut dem EU-Kommis-
sionspräsidenten Jean-Claude
Juncker „größten Deal in der Ge-
schichte der EU“. Damit stellten
sie sich gegen diejenigen EU-Län-
der, deren Forderungen zum
Schutz der europäischen Landwir-
te nicht erfüllt wurden, darunter
die Regierungen von Irland, Polen,
Belgien und Frankreich. Geflügel-
fleisch, Zucker, Ethanol und Rind-
fleisch aus den Mercosur-Ländern
soll in noch größeren Mengen
nach Europa geliefert werden als
von ihnen befürchtet. In der EU
droht somit ein weiterer Spaltpilz
aufzuwachsen. 

Das Abkommen tritt erst in Kraft,
wenn es von den 28 nationalen Par-
lamenten und vom EU-Parlament
gebilligt worden ist. Der Ausgang
erscheint derzeit ungewiss. Frank-
reichs Präsident Emmanuel Ma-
cron hat bereits seine Ablehnung
des ausgehandelten Vertrags er-
klärt. Sein Land verlangt zusätzli-
che Garantien, so für den Schutz
des Amazonas-Regenwalds und die
französischen Rinderzüchter.

Durch den Handelsvertrag ent-
stünde ein gemeinsamer Markt mit

rund 780 Millionen Einwohnern.
Begünstigt würden vorrangig euro-
päische Industriekonzerne und la-
teinamerikanische Agrarproduzen-
ten. So sollen in den Mercosur-
Staaten binnen zehn bis 15 Jahren
Zölle in Höhe von bis zu 35 Prozent
auf Autos, Maschinen, Medizin und
Chemikalien aus der EU abge-
schafft werden. Zudem öffnen die
Mercosur-Länder ihre öffentlichen
Ausschreibungen für europäische
Wettbewerber. Dies hätten in Brüs-
sel multinationale europäische
Unternehmen durchgesetzt, berich-

tet die argentinische Tageszeitung
„Clarin“. 

Für Lebensmittel aus der EU sol-
len in der Mercosur-Region ge-
schützte Herkunftsbezeichnungen
gelten, Zölle für Wein und Milch-
produkte entfallen. Im Gegenzug
erreichten die Südamerikaner eine
wesentlich stärkere Öffnung des
europäischen Marktes für ihre
landwirtschaftlichen Produkte
innerhalb von fünf Jahren. Die
Unterzeichner verpflichten sich,
das Pariser Abkommen zum Klima-
schutz einzuhalten 

Europäische Bauernverbände
warnen vor den Auswirkungen
durch einen starken Import von
Fleisch in die EU. Bauernver-
bandspräsident Joachim Rukwied
befürchtet das Aus für den hiesi-
gen Zuckerrübenbau. Widerstand
formiert sich wie erwartet auch
auf Seiten der Umweltverbände
und Verbraucherschützer. So wür-
den Produkte nach Europa gelan-
gen, die nicht den EU-Standards
entsprechen. Gerade seien in Bra-
silien 33 neue Pflanzenschutzmit-
tel teilweise ungeprüft zugelassen
worden. Auch 20 Gewerkschaften
aus Lateinamerika protestieren ge-
gen das Abkommen. Aus ihrer
Sicht bedeutet die Errichtung der
Freihandelszone das Todesurteil
für die heimische Industrie.

Dagmar Jestrzemski

Die Entscheidung von
Bundesforschungsministe-
rin Anja Karliczek (CDU),

Münster zum Hauptstandort für
eine „Forschungsfertigung Batte-
riezelle“ zu machen, hat scharfe
Kritik ausgelöst. Die Ministerin
hatte Ende Juni angekündigt, dass
am Institut der Universität Mün-
ster „Münster Electrochemical
Energy Technology“ (MEET)  eine
Forschungsfertigung für Batterie-
zellen eingerichtet werden soll. 

Mit der Entscheidung sind 
500 Millionen Euro an Fördergel-
dern des Bundes verbunden. Zu-
sätzlich will das Land Nordrhein-
Westfalen noch 200 Millionen Eu-
ro zur Forschung beisteuern. Trä-
ger der Forschungsfabrik wird die
Fraunhofer-Gesellschaft sein.

Ein Interesse hatten auch Ulm,
Salzgitter, Karlsruhe Augsburg
und Dresden signalisiert. Dane-
ben hatte sich auch die struktur-
schwache Lausitzregion Hoffnun-
gen gemacht, Standort der Batte-
rieforschung zu werden. 

Von Politikern aus Bayern, Ba-
den-Württemberg, Niedersachsen,
aber auch aus Sachsen und Bran-
denburg kam teilweise heftige
Kritik an der Entscheidung für
Münster. Die Ministerpräsidenten
von Bayern, Baden-Württemberg
und Niedersachsen beschwerten
sich in einem Brief an Bundes-

kanzlerin Angela Merkel über die
Entscheidung von Karliczek. In
dem Schreiben von Markus Söder
(CSU), Winfried Kretschmann
(Grüne) und Stephan Weil (SPD)
heißt es: „Mit der Entscheidung
für Münster, die wohl einen lang-
wierigen Aufbau neuer Struktu-
ren nach sich zieht, wird wertvol-
le Zeit im Wettlauf gegen
Deutschlands Wettbewerber ver-
loren.“ 

Die drei Ministerpräsidenten
forderten die Kanzlerin auf, die

Standortentscheidung nochmals
zu prüfen sowie „transparent und
nachvollziehbar“ die Gründe der
Entscheidung aufzuzeigen. 

Karliczek ist auch unter Recht-
fertigungszwang geraten, weil sie
selbst aus dem Münsterland
stammt. Sie ist in Ibbenbüren ge-
boren. Im Bundestag vertritt die
CDU-Politikerin den Wahlkreis
„Steinfurt III“, in dem Ibbenbüren
liegt. Nach dem vorliegenden
Konzept soll in Ibbenbüren ein
Kompetenzzentrum Batterie -
recycling angesiedelt werden. 

Karliczek verteidigte die Ent-
scheidung im ARD-„Mittagsmaga-
zin“: „Das überzeugendste Kon-
zept für Batterieforschungspro-
duktion und Recycling hat Mün-
ster vorgelegt.“ Die Ministerin
räumte ein, dass die Wahl des
Hauptstandortes für die For-
schungsfabrik für sie eine sensi-
ble Entscheidung gewesen sei.
Ferner wies sie darauf hin, ihr
Haus habe deshalb den Vorsitz
über die Kommission zur Ent-
scheidungsfindung an das Wirt-
schaftsministerium abgegeben.

Inzwischen ging Karliczek auf
ihre Kritiker mit dem Hinweis auf
ein „Dachkonzept“ zur Batterie-
forschung zu. Dieses sieht laut der
Bundesforschungsministerin ne-
ben dem Bau einer Batteriezellen-
forschungsfabrik auch die Stär-
kung aller anderen Standorte vor. 

Im Vorfeld der Entscheidung
hatte das baden-württembergi-
sche Ulm als Favorit für die neue
Forschungsfabrik gegolten. In der
Stadt ist bereits das Helmholtz-
Institut für Energiespeicherung
angesiedelt. Nicht weit entfernt
von Ulm hat auch das Unterneh-
men Varta, Deutschlands größter
Batteriezellenhersteller, seinen
Sitz. Angesichts der Entwicklung
von E-Mobilen gilt Batteriefor-
schung als lukrative Zukunfts-
technologie. Norman Hanert

Forschungsministerin
stammt selbst aus
dem Münsterland

Krach um Batterieforschung
Entscheidung für Münster – Ministerin Karliczek stark in der Kritik

Rinder gegen Autos
Das Freihandelsabkommen der EU mit Südamerika stößt auf Kritik

»Todesurteil für 
die Industrie

Lateinamerikas« 

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.926.189.210.480 €
Vorwoche: 1.926.229.272.216 €

Verschuldung pro Kopf:
23.201 €
Vorwoche: 23.201 €

(Dienstag, 9. Juli 2019, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WIRTSCHAFT

Stromnetz war zu starken Schwankungen ausgesetzt: In der Schaltzentrale des Netzbetreibers 50Hertz in Neuenhagen bei Berlin 

Wenn in Europa die Lichter ausgehen
Immer wieder Engpässe im Stromnetz – Ein Werk von Spekulanten, um die Energiepreise hochzutreiben?

B
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Im Rahmen der großen traditio-nellen Flugschau im französi-
schen Le Bourget, einer der

wichtigsten Fachmessen weltweit,
wurde das Luftkampfflugzeug
FCAS vorgestellt. Das Kürzel steht
für „Future Combat Air System“
(zukünftiges Luftkampfsystem),
wobei die englische Bezeichnung
verbirgt, dass es sich bei dem Jet
um ein deutsch-franzö sisches Pro-
dukt handelt. 
Das FCAS soll eine Maschine der

fünften Generation sein und die
veralteten Typen Tornado und Eurofighter
sowie die französische Rafale ersetzen.
Das sind stolze Aussichten, allerdings
derzeit noch Zukunftsmusik. In Le Bour-
get wurde denn auch nur ein lebensgro-
ßes Modell vorgestellt, das den äußeren
Eindruck des Jets so
ungefähr vermitteln
soll. In Dienst brin-
gen will man ihn oh-
nehin erst im Jahr
2040 – wenn es keine
Verspätung gibt. Bis
dahin dürften die
Russen bereits Kampfflugzeuge der sieb-
ten Generation fliegen, zumindest.
Die Tauglichkeit eines Flugzeugs, das es

noch gar nicht gibt, ist von nachgeordne-
tem Belang. Wichtiger ist festzustellen,
welche Organisation das Projekt betreibt.
Das sind im Wesentlichen die beiden
Luftfahrtkonzerne Airbus und Dassault.
Bei Entwicklung und Fertigung der Air-
bus-Flugzeuge war es ähnlich: Deutsche
und französische Industrie arbeitete zu-
sammen, spanische und britische Firmen
kamen dazu. Das Prinzip war: Die Indu-
strie betreibt das Projekt, die beteiligten
Nationalstaaten wirken als Wegbereiter. 
Mit der EU hat das Ganze nichts zu tun.

Die Zusammenarbeit geschieht auf der
Ebene zwei- oder mehrseitiger Verbin-
dungen der Nationalstaaten untereinan-
der. Darum ist es auch wichtig, auf den
entscheidenden Unterschied zwischen
der EU und der Luftfahrt hinzuweisen:

Die Luftfahrt ist zuverlässig und erfolg-
reich; Flugzeuge fliegen, wenn sie nicht
gerade zur deutschen Luftwaffe gehören.
Die EU dagegen feiert ihre Dauerkrisen in
Festreden noch als Erfolgsgeschichte. 
Das Prinzip der Zusammenarbeit zwi-

schen Nationalstaaten
beschränkt sich nicht
allein auf die Luft-
fahrt. Ein herausra-
gendes Beispiel hier-
für ist der Schengen-
raum. Es waren die
Regierungen von

Deutschland, Frankreich und der Bene -
luxstaaten, die anno 1985 die uneinge-
schränkte Reisefreiheit untereinander
vereinbarten – doch nicht etwa in der EU,
denn Italien war nicht mit von der Partie.
Heute gelten die leicht modifizierten Re-
geln freilich für die ganze EU, aber eben
auch für die Nicht-Mitglieder Norwegen,
Island, Schweiz und Liechtenstein.
Fragt man allerdings die Bürger nach

den Vorteilen der EU, so wird in allen Fäl-
len die Reisefreiheit genannt. Denn
Schengen und seine Regeln wurden von
der EU vereinnahmt und werden heute
als hervorragendes Mittel der Brüsseler
Propaganda hergenommen.
Man sieht: Legt man Wert darauf, dass

ein Projekt erfolgreich wird, so tut man
gut daran, es in die Hände nationaler Re-
gierungen oder, wo angebracht, privater
Unternehmen zu legen. Sie beide folgen
einem seit Jahrtausenden bewährten

Prinzip: dem der Allianzen. Dabei suchen
souveräne Kräfte nach gleichartigen In -
teressen von Nachbarn und Partnern und
verabreden sich mit diesen zu einem in
gewissem Umfang gemeinsamen Han-
deln.
Das gilt für Wirtschaft und Politik, und

für beide gibt es in der Geschichte die be-
sten Beispiele. Als im 5. Jahrhundert 
v. Chr. die kleinen griechischen Stadtstaa-
ten dem persischen Weltreich Einhalt ge-
boten, taten sie das durch vorübergehen-
de Allianzen, bei denen kein Teil auf sei-
ne Selbstständigkeit verzichten musste.
Dasselbe gilt für die späteren Türkenkrie-
ge und bis zum Zweiten Weltkrieg.
Allianzen zu bilden ist die Hohe Schule

der Diplomatie. Das Gegenstück stellt der
Zentralismus dar. Der Entwurf der EU hat
das System der Allianzen verdrängt und
durch eine starre, befehlsorientierte Ord-
nung ersetzt.
Das Beispiel der griechischen Antike

zeigt zudem, dass die Vorstellung, Größe
sei Stärke und die Garantie für Erfolg,
falsch ist. Die EU ist seit den Tagen der
Römischen Verträge immer nur gewach-
sen – wenn man einmal vom Brexit ab-
sieht –, und sie hat dabei ständig an Ein-
fluss auf der Welt verloren. Der Brüsseler
Ruf nach immer mehr EU, auch im Sinne
eines weiteren Wachstums, hat die Orga-
nisation zwar aufgebläht, aber auch
gleichzeitig unbeweglich und anfällig ge-
macht. Die „eine Stimme der EU“ gibt es
nicht, und die offizielle aus Brüssel wird

kaum gehört und noch weniger beachtet.
Länder wie Deutschland und Frankreich
hatten mehr Gewicht in der Welt, als sie
noch souverän waren.
Wie bei Krieg und Kriegsgeschichte, so

auch beim Handel. Niemand außer dem
kommunistischen China schränkt den
freien Handel so stark ein wie Brüssel
und Washington. Die USA haben als Mo-
difikation ihres Zentralismus ein Vasal-
len-System errichtet, in dem sich zu ihrer
Überraschung manche Staaten wiederfin-
den, die davon eigentlich nichts wissen
wollen. Wenn etwa die USA Einspruch
dagegen erheben, dass Japan im Iran Erd -
öl einkauft, dann ist das nichts anderes
als der US-Anspruch darauf, in dieser
Welt eine starre, be-
fehlsorientierte Ord-
nung durchzusetzen.
Dem aber steht der

freie Handel entge-
gen, denn er stellt in
Abertausenden von
Fällen die Summe
kleiner Allianzen dar, in denen die Inter-
essen zweier Seiten festgestellt und aus-
geglichen werden – ob militärisch oder
wirtschaftlich. Die Welt steht vor der
Wahl zwischen zwei Ordnungen des
internationalen Austausches: Entweder es
setzt sich das freiheitliche der Allianzen
durch oder das zentralistisch-befehls-
orientierte.
Bedenklich ist, dass sich die EU auf der

Seite derer befindet, welche die zentralisti-

sche Lösung befürworten und be-
treiben. Das ist für Europa, die histo-
rische Heimat der persönlichen Frei-
heit, ein böses Zeichen und stellt
gleichzeitig den klaffenden Unter-
schied zwischen Europa und der EU
dar. Denn so wie Brüssel agiert, ver-
rät es die große Tradition der euro-
päischen Geistesgeschichte. 
Das belegt ein Blick auf die von

der EU eingeschlossene Schweiz.
In Deutschland und weithin in Eu-
ropa unbeachtet, übt Brüssel auf
Bern einen anhaltenden und im-

mer größer werdenden Druck aus. Es geht
darum, die Schweizer dazu zu bringen,
dass sie mehr und mehr EU-Recht über-
nehmen und auf diese Weise, wenn nicht
formal, so doch funktional Mitglied der
Gemeinschaft werden. 
Derzeit ist der sogenannte Rahmenver-

trag Gegenstand von Verhandlungen, der
die Beziehungen zwischen der Schweiz
und der EU regeln soll. Das konservative
Magazin „Schweizerzeit“ sagt dazu: „Mit
dem Rahmenvertrag verlangt Brüssel von
der Schweiz einen Blankoscheck, zu dem
die EU erst nach Unterzeichnung mitzutei-
len bereit ist, wozu sich die Schweiz mit
diesem Vertrag verpflichtet hat.“
Warum, so ist man geneigt zu fragen,

kann Brüssel die
Schweiz nicht in Frie-
den lassen? Warum
ist der EU jede Sou-
veränität ein Dorn im
Auge? Wann und wo
wird der Größenwahn
gestillt sein? Am

Euphrat, in Sibirien oder in der Sahara?
Bis heute gibt es keine Festlegung aus
Brüssel, wo die Erweiterung beendet sein
soll, aber es gibt nach wie vor einen Er-
weiterungskommissar.
Zentralismus oder die Diplomatie der

Allianzen – das ist eine der strategischen
Fragen für Europa. Es besteht wenig Hoff-
nung, dass sie im Sinne der freiheitlichen
Tradition des Kontinents beantwortet
werden wird.

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist
„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter

Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands
berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus
konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

Mit einem barschen „Was
is?!“ wandte sich Claudia

Roth zu nächtlicher Stunde an
AfD-Fraktionsgeschäftsführer
Jürgen Braun. Es handelte sich
nicht um eine zufällige Begeg-
nung nach der Arbeit, wie der
Tonfall vermuten lässt. Vielmehr
war es die Reaktion der Parla-
mentsvizepräsidentin auf eine
Wortmeldung Brauns während
der langen 107. Sitzung der lau-
fenden Bundestagslegislatur. 
Bei einigen Abgeordneten kam

Roths Ausdrucksweise gut an, es
gab reichlich Gelächter. Gegen-
stand der Debatte war ein Gesetz
zum Datenschutzrecht. Die AfD-
Fraktion brachte vor, dass die
Beschlussfähigkeit des Bundes-
tages nicht gegeben sei. Anhand
der dokumentierten Bilder ist
ersichtlich, dass dies tatsächlich
der Fall war. Es
hätte eine Über-
prüfung mittels
„ H a m m e l -
sprung“ – alle
a nwe s e n d e n
Abgeordneten verlassen den
Saal, treten einzeln wieder ein
und werden gezählt – erfolgen
müssen, sodann der Abbruch
der Sitzung. Im Deutschen
Bundestag wird die Geschäfts-
ordnung sehr genau genommen.
Dies hatte im vorliegenden Fall

eine – zumindest für die meisten
Außenstehenden – überraschen-
de Entwicklung zur Folge. War
das durch Braun vorgetragene
Ansinnen aus den Plenarreihen
schon mit allgemeinem Parla-
mentsgepöbel quittiert worden,
allerdings wohl kaum aus seiner
eigenen Fraktion, so verkündete
Roth nach kurzer Zeit, man habe
sich im Sitzungsvorstand bera-
ten. Zu diesem gehörten in be-
sagter Debatte neben Roth die
Abgeordneten Josef Oster (CDU)
und Benjamin Strasser (FDP).
Und im Vorstand sei man eben

einig gewesen, dass die Be-
schlussfähigkeit gegeben sei. So-
fern der Sitzungsvorstand diese
„einmütig bejaht“, findet laut
Geschäftsordnung keine Zäh-
lung statt.
Auch anderswo hält man sich

streng an die Vorgaben. Der
sächsische Wahlausschuss hat
die 61 Positionen umfassende
Liste der AfD zu der bevorste-
henden Landtagswahl auf die er-
sten 18 Plätze verkürzt. Die lan-
ge Liste war an zwei verschiede-
nen Terminen beschlossen wor-
den, dabei gab es zwei verschie-
dene Versammlungsleiter. 
Formell handelte es sich nicht

um einen fortgesetzten Parteitag,
sondern um zwei Parteitage, wo-
mit die Kandidaten der zum
zweiten Termin besetzten Listen-
plätze, also diejenigen ab Num-

mer 19, sich
maximal noch
Hoffnung auf
ein Direktman-
dat machen
können, sofern

sie entsprechend aufgestellt
sind.
Niemand befand sich im Irr-

tum darüber, dass es sich bei
dem zweiten Termin des AfD-
Parteitages um die Fortsetzung
des ersten handelte. Niemand
bezweifelt, dass die Beschlussfä-
higkeit des Bundestages in be-
sagter Situation nicht gegeben
war. Die Stoßrichtung der – im-
mer Spielräume enthaltenden –
Auslegung der jeweiligen Vor-
schrift hat auch der Letzte ver-
standen. Einem Demokraten, für
den der faire Wettbewerb und
die Auseinandersetzung in der
Sache an erster Stelle stehen,
sind die Entscheidungen nicht
vermittelbar. Wie bei so vielen
Ereignissen in der letzten Zeit ist
auch hier die altväterliche
Mahnfrage angebracht: Wo soll
das alles enden?

Nicht vermittelbar
Von Erik Lommatzsch

Vorbildliche Aufarbeitung
Von Manuela Rosenthal-Kappi

Ungarn gedenkt als einziges
der Länder, aus denen
Deutsche nach dem Zwei-

ten Weltkrieg vertrieben wurden,
jährlich mit einem offiziellen Ge-
denktag der Deportation seiner
deutschen Volksgruppe. Der Ge-
denktag zur Erinnerung an die
„Schwaben“ genannten Ungarn-
deutschen wurde im Dezember
2012 in der ungarischen National-
versammlung beschlossen und am 
19. Januar 2013 zum ersten Mal
feierlich begangen.
Anlässlich des 70. Jahrestags

der Vertreibung fand auf dem
„Alten Friedhof“ in Wudersch
(Budaörs) eine Gedenkfeier der
ungarischen Regierung im Beisein
des Beauftragten der Bundesre-
gierung für Aussiedlerfragen und
nationale Minderheiten, Hartmut
Koschyk, und BdV-Präsident
Bernd Fabritius sowie Otto Hei-
nek, Chef der Landesselbstver-
waltung der Ungarndeutschen, an

der Landesgedenkstätte zur Ver-
treibung der Ungarndeutschen
statt. Am 19. Januar 1946 war von
Wudersch aus der erste Deporta-
tionszug gestartet.
Nicht nur, dass die Gedenkfeier

in deutscher
Sprache abgehal-
ten wurde, lässt
aufhorchen, son-
dern auch die
Ansprache des
ungarischen Mi-
nisterpräsidenten
Viktor Orbán, der deutliche Worte
fand für die als „Aussiedlung“ be-
zeichnete „Ausplünderung und
Vertreibung der ungarischen
Schwaben“ (siehe Seite 17). Orbán
bezeichnete das Jahr 1946 als ein
„schmerzhaftes, unwürdiges Jahr
der ungarischen Geschichte“. Mit
der Aufarbeitung der Geschichte
hat das Land bereits 1990 begon-
nen. Unter Heinek gibt es 400 lo-
kale Gliederungen der Deutschen

Minderheit. Seit 2014 können sich
Bürger von Minderheiten in ihrer
Muttersprache im ungarischen
Parlament zu Wort melden. 
Orbán lobte den positiven Bei-

trag der Deutschen in allen Berei-
chen des Lebens
in Ungarn und
betonte, dass sich
die Zahl der deut-
schen Schulen
verfünffacht und
die Anzahl der
dort lernenden

Schüler verdreifacht habe. Die Ge-
meinschaft der Ungarndeutschen
sei auf 200000 angewachsen.
Ganz anders sieht die Aufarbei-

tung in Tschechien oder Polen aus.
Zwar wird in Tschechien das
Schweigen über die Verbrechen
an Deutschen dank Regisseuren
wie David Vondrácek oder Auto-
ren wie Katerina Tucková (siehe
Seite 22) aufgebrochen, eine offi-
zielle Aufklärung seitens der

tschechischen Regierung lässt je-
doch auf sich warten.
In Polen hat die Deutsche Min-

derheit es schwerer als in Ungarn.
Obwohl es zahlreiche Partner-
schaften im kommunalen und re-
gionalen Bereich sowie einen
deutsch-polnischen Nachbar-
schaftsvertrag gibt, und mit dem
Zwei-plus-Vier-Vertrag von 1990
Deutschland von sämtlichen wei-
teren Reparationszahlungen be-
freit wurde, fordert Jaroslaw Kac-
zynskis nationalkonservative Re-
gierung erneut Entschädigungen
von Deutschland. Während Orbán,
dessen Regierung eine vorbildliche
Aufarbeitung des an Deutschen be-
gangenen Unrechts vorzuweisen
hat, wegen seiner beharrlichen
Haltung gegenüber EU-Forderun-
gen, etwa in der Asylkrise, scharf
kritisiert wird, gilt Polen als strate-
gisch wichtiger Verbündeter, mit
dem man es sich nicht verderben
darf.

Als Minister -
präsident mit
autokratischen
Zügen innerhalb
der EU 
stigmatisiert: 
Der Ungar Vik-
tor Orbán nennt 
das an den 
Deutschen 
verübte Unrecht
beim Namen

Bild: Imago Images/
Xinhua

Orbán verurteilt 
die Vertreibung der 
Deutschen scharf

Gegenwind

Zentralismus oder die 
Diplomatie der Allianzen

Von FLORIAN STUMFALL

FORUM

Wo soll das 
alles enden?
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MELDUNGEN

Dahlem erhält
einen Campus

Berlin − Der Museumskomplex in
Dahlem soll zu einem Forschungs-
campus ausgebaut werden. Das
Institut für Museumsforschung
und das Rathgen-Forschungslabor
sollen dort einziehen. Grund der
Veränderung ist das Humboldtfo-
rum, für welches 10000 Objekte
vom Dahlemer Ethnologischen
Museum sowie vom Museum für
Asiatische Kunst umziehen wer-
den. Als neuer Stellvertretender
Direktor von Lars-Christian Koch,
der nun auch Direktor der Samm-
lungen der Staatlichen Museen zu
Berlin im Humboldtforum ist, soll
Alexis von Poser den Campus mit
aufbauen helfen. tws

Vor 300 Jahren starb Arp Schnit-
ger. Was er der Welt vermacht hat,
war eine neue Generation Orgeln,
die mit ihrem besonderen Klang
heute noch so begehrt sind, dass
sich Künstler auf Wartelisten ein-
tragen, um auf einem vom Meister
gefertigten Instrument ihre CDs
aufzunehmen. 

Die Insel Pellworm, in der
Nordsee gelegen, ist flach. Sie
liegt sogar einen Meter unter Nor-
malnull und ist deshalb von
einem acht Meter hohen Deich
umgeben, der die Insel bei Sturm-
fluten davor schützen soll, dass
sie wie eine Badewanne vollläuft.
Badestrand sucht der Gast hier
vergebens. Dafür gibt es eine auf-
fällige Turmruine, die mit ihren
trotzigen Mauern entfernt an
Überreste einer walisischen Burg
erinnert. 
Das Markenzeichen der Insel

wurde als Kirchturm der Kirche
St. Salvator erbaut. Diesem gegen-
über Stürmen wehrhaften Turm,
der bei seiner Erbauung vor mehr
als 600 Jahren rund 52 Meter
hoch war, ist es zum Teil zu ver-
danken, dass ein ganz besonderes
Kleinod weitgehend unversehrt
überdauern konnte. 
Im Jahr 1711 hat Orgelbauer

Arp Schnitger eine Orgel gebaut,
die dafür sorgt, dass St. Salvator
heute ein begehrtes Reiseziel auf
Pellworm ist. Sie gilt als eine der
besten Orgeln Europas. Nicht nur
für Nordseetouristen, sondern
auch für Musiker aus vielen ver-
schiedenen Ländern, die Einspie-
lungen für Tonaufnahmen mit
großer Vorliebe genau hier auf-
nehmen. Wer einen Namen hat,
reißt sich darum, auf dieser Orgel
spielen zu dürfen. 
Dass die Orgel so einzigartig

und begehrt ist, liegt in ihrem
Klang begründet. Schnitger hatte
wohl ein besonderes Händchen

dafür, Or gelpfeifen zum Klingen
zu bringen. Besucher von Orgel-
konzerten berichten gerne, dass
ihnen die Tränen gekommen
seien, weil der Klang seiner
Orgeln be sonders berührende
und bewegende Versionen von
bekannten Musikstücken hervor-
bringen soll. Eine Gabe, die den
Künstler vom Handwerker unter-
scheidet.

Mehr als 150 Orgeln hat Schnit-
ger zu Lebzeiten gebaut oder
maßgeblich umgebaut. Da mit
zählt der Meister der Orgelbauer
zu den Produktivsten seiner
Zunft. Etwa 30 seiner Kreationen
sind erhalten. Die Orgel in der
Kirche von Pellworm ist dabei die
einzige erhaltene Schnitger-Orgel
in Schleswig-Holstein.
Andere Orgeln aus der Werk-

statt Schnitgers stehen in den

Niederlanden, Portugal, Brasilien
und Russland, aber auch im Alten
Land und Hamburg. 
So existiert heute noch eine ori-

ginal erhaltene Schnitger-Orgel in
der Hervormde Kerk in Nord-
broek, Provinz Groningen, in den
Niederlanden. Eine restaurierte
Orgel findet sich in der Kathedra-
le von Faro (Portugal). Eine weite-
re Orgel, die Schnitger nach Lis-

sabon lieferte, steht inzwischen in
der Kathedrale von Mariana, Bra-
silien. In der Hamburger St.-Jaco-
bi-Kirche ist die größte erhaltene
Schnitger-Orgel mit 4000 Pfeifen
zu sehen. 
Im Jahr 1648 in Schmalenfleth

im heutigen Bundesland Nieder-
sachsen als Sohn eines Tischler-
meisters geboren, ging Schnitger
bei einem Verwandten in Glück -
stadt an der Unterelbe in die

Lehre und wurde dort mit dem
Orgelbau vertraut gemacht. Nach
dem Tod seines Lehrherrn führte
er die Orgelwerkstatt als Meister
weiter. 
Eine gewisse Berühmtheit er -

langte er mit dem Bau der welt-
weit größten Barockorgel seiner
Zeit. 1682 erhielt er den Auftrag,
eine Orgel für die St.-Nikolai-Kir-
che in Hamburg zu erschaffen.

Schnitger entwarf ein Instrument
mit vier Manualen, 67 Registern
und mehr als 4000 Pfeifen. Die
größte der Pfeifen wog 860 Pfund.
Der große Brand in Hamburg

im Jahr 1842 zerstörte die Orgel.
Erhalten ist dagegen die 1693 fer-
tiggestellte Schnitger-Orgel in der
Hamburger St.-Jacobi-Kirche, die
ebenfalls vier Manuale, aber nur
60 Register vorweisen kann. Die
Orgel war so beeindruckend, dass

unter anderem Georg Friedrich
Händel und Johann Sebastian
Bach sie besuchten. 
Der Ruhm dieser großen und

großartigen Instrumente von
Schnitger, die zur norddeutschen
Orgelschule zählen, drang auch
ins Ausland. So gab Zar Peter der
Große von Russland eine Orgel
bei dem deutschen Orgelbauer in
Auftrag, die in Russland eine Hei-
mat fand, deren Verbleib jedoch
nicht bekannt ist. Andere Instru-
mente aus der Werkstatt Schnit-
ger wurden nach Spanien, Eng-
land und Dänemark geliefert. 
Die Orgel auf Pellworm zählt zu

Schnitgers Spätwerk. Da der Mei-
ster um den Jahrhundertwechsel
sein Orgelkonzept veränderte,
unterscheidet sich das Spätwerk
in einigen Aspekten der Kon-
struktion deutlich von den frühen
Schnitger-Orgeln. 
Einfluss auf die Veränderungen

hatte unter anderem Andreas
Werckmeister, der Musiker und
Musik-Theoretiker war, aber auch
als Hoforganist in Quedlinburg
und Halberstadt arbeitete. Seine
komplexen Musiktheorien, die
platonische Philosophie ebenso
einbeziehen wie natürliche Theo-
logie, inspirierten Schnitger zu
einer Gestaltung, die auf traditio-
nelle Konzepte mit Rückpositiv
und Pedalturm verzichtete. Kenn-
zeichnend sind dagegen große
Flächen mit Prospektpfeifen.
Der herausragende Klang der

Arp-Schnitger-Orgeln basiert
zum einen auf hellerem und ele-
ganterem Klang, der mit Klang-
reinheit einhergeht. Zum anderen
zielt Schnitger auf herausragende
Harmonie von Grund- und Ober-
tönen ab. Den Zungenstimmen
kommt bei Schnitger be sonders
viel Aufmerksamkeit zu. Er setzt
auf einen vollen Zungenchor, der
mit betonter Basslage den
Gemeindechor unterstützen soll.

Die Wirkung ist herausragend
und hat heute nichts von ihrer
Strahlkraft verloren. 
Auch heute wird der norddeut-

sche Orgelbauer als Virtuose sei-
ner Kunst bezeichnet und der
Vergleich herangezogen, er sei im
Orgelbau, was Bach in der Musik
ist. Auch als Stradivari der Orgel-
bauer wurde er bereits gelobt. 
Da wundert es nicht, dass es auf

der Nordseeinsel Pellworm eine
Warteliste gibt, in die sich die
Organisten eintragen müssen,
wenn sie ihre Musik für Aufnah-
men auf der zweimanualigen
Schnitger-Orgel von St. Salvator
einspielen wollen. 
Wer sich als Laie den Genuss

eines Konzerts auf dieser Orgel
gönnen möchte, setzt sich mitt-
wochs am Abend in das mit rei-
chem Schnitzwerk verzierte
Gebänk der kleinen, alten Kirche.
Der Blick geht auf den Klappflü-
gelaltar aus dem 15. Jahrhundert
und den Beichtstuhl von 1691,
während die Ohren den virtuosen
Orgelklängen lauschen, die die
weiß getünchte Kirche erfüllen. 
Dass der deutsche Orgelbau

und die deutschen Orgeln seit
2018 zum UNESCO-Weltkulturer-
be zählen, ist auch dem Orgelbau-
er Schnitger zu verdanken. Den
Meister, dessen 300. Todestag in
diesem Jahr gedacht wird und von
dem nur das Datum seines
Begräbnisses in Hamburg-Neuen-
felde, der 28. Juli 1719, bekannt
ist, würde das gewiss freuen. 
Zu Ehren des Orgelbauers gibt

es in diesem Jahr in Hamburg
eine Reihe von besonderen Veran-
staltungen, darunter eine „Orgel-
nacht-Wanderung“ mit Freiluft-
Konzerten (www.orgelstadt-ham-
burg.de). Auch das wäre in
Schnitgers Sinne. Das Instrument,
das sein Leben geprägt hat, wird
damit auf neue Weise erfahr- und
erlebbar. Stephanie Sieckmann

Alle Register gezogen
Zum 300. Todestag von Arp Schnitger, dem Meister des Orgelbaus, stehen die Orgelvirtuosen besonders in Pellworm Schlange

Himmlischer Klang: Arp-Schnitger-Orgel in der St.-Salvator-Kirche auf Pellworm Bild: Imago stock & people

Dauerbaustelle in Moll
Kölns Oper will nicht fertig werden – Wiedereröffnung erst 2024?

Tempel der Musik sind die
Kathedralen der Neuzeit.
Man lässt sich viel Zeit

damit. Diese Erfahrung haben die
Hamburger mit ihrer Elbphilhar-
monie gemacht. Und diese Erfah-
rung machen jetzt die Kölner mit
ihrer Oper. Dort wird gebaut und
gebaut und gebaut.
Offenbachplatz heißt die Stelle

in der Mitte Kölns, an der sich
Oper und Schauspielhaus befin-
den – benannt nach dem Kompo-
nisten Jacques Offenbach. Der
wurde vor 200 Jahren in Köln
geboren und wird deshalb zurzeit
in der Stadt am Rhein groß
gefeiert.
Weniger zu feiern gibt es in

Köln, wenn es um die Sanierung
des Operngebäudes geht. Hier
plagt sich die Stadt seit 2005 in
einer scheinbar unendlichen Ge -
schichte mit Baumängeln und
steigenden Baukosten herum und
muss daher immer wieder den
Termin für die Neueröffnung hin-
ausschieben.
So auch kürzlich bei der Vor-

stellung des neuen Termin- und
Kostenplans für die Opernsanie-
rung. Oberbürgermeisterin Hen-
riette Reker und der Betriebsleiter
der städtischen Bühnen, Bernd
Streitberger, nannten Zahlen, die
allerdings mit Vorsicht zu genie-
ßen sind. So prognostizierte
Streitberger die Gesamtkosten
nun auf 571 Millionen Euro. Das
ist gerade einmal eine Million
mehr als bei der letzten Schät-
zung im Juli 2017. Es könnten, so
prophezeite der Betriebsleiter,
sogar nur 554 Millionen werden.

Zur Erinnerung: Beim Be -
schluss im Oktober 2010, Oper
und Schauspielhaus zu sanieren –
statt Abriss und Neubau – war
noch von 253 Millionen Euro
Gesamtkosten die Rede. Die Zah-
len kletterten immer weiter in die
Höhe: 460 Millionen (2015) und
schließlich 570 Millionen (2017).
Ähnlich verschoben sich die

Termine für die Wiedereröffnung.
Von November 2015 war im

Herbst 2014 noch die Rede. Im
Frühsommer 2015 wurde dann
tatsächlich der Spielplan der Büh-
nen gedruckt und veröffentlicht,
der am 7. November des Jahres
starten sollte. Doch im Juli 2015
hieß es plötzlich, wie im legendä-
ren Fußball-WM-Endspiel 1954,
„Aus, Aus, Aus. Das Spiel ist aus.“
Mängel in der Haustechnik, vor
allem beim Brandschutz, machten
dem Spiel ein Ende. Wegen der
zahlreichen Baumängel hat die

Stadt Honorarzahlungen ausge-
setzt. Die Bühnen der Stadt Köln
und ein Ingenieurbüro beklagen
sich deshalb nun gegenseitig vor
Gericht.
Im Juli 2017 wurde neben der

Gesamtkostensumme von 570
Millionen Euro das Jahr 2023 als
Datum für die neue Spielzeit an
den Bühnen genannt. Da ging
Streitberger noch von einem Bau-
Ende im Jahr 2022 aus.

Jetzt terminierte der Bühnen-
Betriebsleiter das Ende der Bau-
arbeiten auf Mitte 2023. Ob dann
bereits im Herbst des Jahres eine
neue Spielzeit beginnen kann,
erscheint allerdings vielen mehr
als fraglich. Freunde der Kölner
Oper glauben nicht an einen
Spielbeginn vor 2024. Immerhin
– dann wäre eine Feier zum 
205. Geburtstag von Jacques
Offenbach am Offenbachplatz
möglich. Siegfried Schmidtke

Zwei Jahre nach seiner Eröff-
nung schlägt das Potsdamer

Museum Barberini eine Brücke
zum gleichnamigen Palazzo in
Rom, der eine der kostbarsten ita-
lienischen Kunstsammlungen be -
herbergt. Vom 13. Juli bis 6. Okto -
ber werden in der Ausstellung
„Wege des Barock. Die Nationalga-
lerien Barberini Corsini in Rom“
54 Meisterwerke aus den Samm-
lungen der Palazzi Barberini und
Corsini zu Gast in Potsdam sein,
darunter eines der bedeutendsten
Werke Caravaggios: sein 1589/99
entstandener „Narziss“.
Der römische Palazzo Barberini

birgt eine der wichtigsten Samm-
lungen römischer Barockmalerei.
Zusammen mit dem Palazzo Cor-
sini beherbergt er heute die italie-
nische Nationalgalerie. Die Aus-
stellung „Wege des Barock“ zeigt
erstmals eine repräsentative Aus-
wahl dieser Malerei. Sie zeichnet
die von Caravaggio inspirierte
Entstehungsgeschichte der römi-
schen Barockmalerei nach und
verfolgt deren Einflüsse nördlich
der Alpen. Sichtbar wird das an
der Sammeltätigkeit Friedrichs
des Großen, der für das Neue
Palais in Potsdam Werke von
Artemisia Gentileschi, Guido Reni
und Luca Giordano erwarb.
Maffeo Barberini, der spätere

Papst Urban VIII., war der wich-
tigste Förderer dieses römischen
Barock. Bereits vor Erlangung der
Kardinalswürde ließ er sich von
Caravaggio porträtieren. Als Papst
wollte er in seinem Jahrhundert
eine kulturelle Blüte in Malerei,
Architektur, Literatur und Musik

initiieren, die den Vergleich mit
der Renaissance nicht zu scheuen
brauchte. In sein Pontifikat fiel die
Einweihung des Petersdoms im
Jahr 1626, dessen Bau über 
100 Jahre zuvor begonnen hatte. 
Weil von seinem Palazzo Barbe-

rini entscheidende Impulse für
die Kunst des Barock ausgingen,
nahm Friedrich der Große den
Bau zum Vorbild für das Palais
Barberini, das er den 70er Jahren
des 18. Jahrhunderts am Alten
Markt in Potsdam bauen ließ. Der
preußische König hatte sich eine
italienische Piazza für Potsdam
gewünscht und sich an einem
Kupferstich Piranesis orientiert,
der den Palazzo Barberini in Rom
zeigt. Damit stellte Friedrich eine
Beziehung zum Familiensitz der
Barberini her und – durchaus iro-
nisch – zum bedeutendsten
Kunst-Papst des Barock.
Im Zweiten Weltkrieg zerstört,

wurde das Palais von 2013 bis
2016 als moderner Museumsbau
wiedererrichtet. Eine Kooperation
mit der Stiftung Preußische
Schlösser und Gärten Berlin-
Brandenburg ermöglichte jetzt die
Ausleihe zweier von Friedrich II.
erworbener Gemälde von Artemi-
sia Gentileschi, die sich seit 1769
im Neuen Palais befinden. Nach
250 Jahren verlassen sie, eigens
für die Ausstellung restauriert,
erstmals ihren Standort. Zur Aus-
stellung gibt es eine Barberini-
App mit einem Audioführer,
gesprochen vom TV-Moderator
Günther Jauch. H. Tews

www.museum-barberini.com

Will einfach nicht fertig werden: Kölner Opernhaus Bild: action press 

Neues Museum
der Preußen

Minden − Das in der ehemaligen
Defensionskaserne untergebrachte
Preußen-Museum in Minden soll
2020 wiedereröffnet werden. Das
kündigte der Landschaftsverband
Westfalen-Lippe an, der das Mu -
seum 2016 übernommen hat. 2014
hatten Finanzierungsprobleme zur
Schließung des Museums geführt
(die PAZ berichtete). Ebenso mus-
sten 2017 und 2018 angekündigte
Wiedereröffnungen verschoben
werden. Mit der Historikerin Syl-
via Necker fand man nun eine
Ausstellungsleiterin, der man zu -
traut, das Museum mit interakti-
ven Konzepten für junge Besucher
attraktiv zu gestalten. tws

KULTUR

Italien-Sehnsucht
»Wege des Barock« führen nach Potsdam
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Die dritte Halbzeit war blutig
Fußballspiel als Vorspiel zum Krieg – Massenimmigration führte vor 50 Jahren zum sogenannten Fußball- oder 100-Stunden-Krieg

Der sogenannte Fußballkrieg wird
auch „100-Stunden-Krieg“ genannt,
da die Kampfhandlungen nur rund
100 Stunden, nämlich vom 14. bis
zum 18. Juli 1969, dauerten. Im
Verhältnis zur Kürze ist die Zahl
der Opfer mit 2100 Toten und
6000 Verwundeten hoch. Andere
Quellen sprechen sogar von
6000 Toten, 15000 Verletzten und
50000 Ausgebombten.

Ungeachtet seiner Bezeichnung
liegt die Ursache für den Fußball-
krieg zwischen El Salvador und
Honduras nicht in der schönsten
Nebensache der Welt, sondern in
einer Massenwanderung von
300000 Armutsflüchtlingen von El
Salvador nach Honduras, die im
Zielland der Migration nicht als
kulturelle Bereicherung betrachtet
wurde.
Mehr noch als heute war vor

fünf Jahrzehnten das mittelameri-
kanische El Salvador ungleich
stärker besiedelt als dessen Nach-
barstaat Honduras. Während in El
Salvador rund 2,5 Millionen Men-
schen auf rund 21000 Quadratki-
lometern lebten, teilten sich in
Honduras nur 1,9 Millionen Ein-
wohner etwa 112000 Quadratkilo-
meter. Zu diesem Ungleichgewicht
kam eine Großgrundbesitzer-
freundliche Politik des salvadoria-
nischen Präsidenten General Fidel
Sánchez Hernández. Das Ergebnis
war eine Massenmigration von
300000 Armutsflüchtlingen von
El Salvador nach Honduras. 
Über diese war die Regierung in

San Salvador nicht unglücklich,
nahm sie im eigenen Land doch
Dampf aus dem Kessel. Dafür sorg-
te sie für sozialen Unmut in Hon-
duras. Dort plante die Regierung
eine Agrarreform, die zu einem
Interessensausgleich zwischen den
Großgrundbesitzern und den
Kleinbauern des Landes auf Ko-
sten der Einwanderer führen sollte.
Am 30. April 1969 forderte Hondu-
ras’ Regierung die Immigranten
auf, innerhalb der nächsten
30 Tage in ihre Heimat zurückzu-

kehren. Ab Mitte des Jahres ver-
schaffte die paramilitärische Grup-
pe „Macha Brava“ dieser Aufforde-
rung der Regierung Nachdruck mit
Angriffen auf die Einwanderer.
In dieser angespannten Lage

kam der Fußball ins Spiel. Bei den
Qualifikationsspielen zur Fußball-
weltmeisterschaft 1970 in Mexiko
trafen vor 50 Jahren El Salvador
und Honduras im Halbfinale auf-
einander. Entsprechend dem Re-
glement gab es ein Hin- und ein
Rückspiel sowie im Falle eines an-

schließenden Patts ein entschei-
dendes drittes Spiel in einem drit-
ten Land. 
Das erste Spiel fand am 8. Juni

1969 in Honduras statt. Die Gastge-
ber gewannen mit 1:0. Wie emotio-
nal aufgeladen das Duell war, zeigt
die Tatsache, dass sich eine 18-jäh-
rige Generalstochter aus El Salva-
dor nach der Niederlage der
Mannschaft ihres Landes mit der
Pistole ihres Vaters erschoss. Die
Fans in Honduras hatten in der
Nacht vor dem Spiel vor dem Ho-
tel der Gäste aus El Salvador ge-

lärmt, sodass zumindest in El Sal-
vador sich die Interpretation breit-
machte, Übermüdung der eigenen
Mannschaft sei für deren Niederla-
ge verantwortlich gewesen. 
Eine Woche später kam es in El

Salvador im doppelten Sinne zur
Revanche. Nun ließen die Fußball-
anhänger aus El Salvador die Gäste
aus Honduras kaum schlafen, und
in der Tat gewann diesmal El Salva-
dor, und zwar mit 3:0. Da die Tor-
differenz laut Reglement keine Rol-
le spielte, herrschte also ein Patt

und ein Spiel in einem dritten Land
muss te die Entscheidung bringen.
Am 26. Juni 1969 traten die beiden
Mannschaften in Mexiko-Stadt an,
und zwar im Aztekenstadion, in
dem im Folgejahr das berühmte, le-
gendäre „Jahrhundertspiel“
Bundesrepublik gegen Italien statt-
fand. Wie beim Jahrhundertspiel
herrschte auch beim Spiel El Salva-
dor gegen Honduras nach der regu-
lären Spielzeit Gleichstand. Der
Fußballkrimi ging in die Verlänge-
rung. Die Entscheidung brachte
schließlich das 3:2 des Salvadoria-

ners Mauricio „Pipo“ Rodríguez in
der 101. Minute. El Salvador war im
Finale der Qualifikation, Honduras
ausgeschieden.
Wie schon nach dem zweiten

kam es auch nach diesem dritten
Spiel zu schweren Ausschreitun-
gen und Auseinandersetzungen
zwischen den Fans der Kontrahen-
ten. Menschen verloren dabei ihr
Leben.
In der Folge verschlechterte sich

der ohnehin schon schwierige
Stand der salvadorianischen Ein-

wanderer in Honduras. Die Regie-
rung in San Salvador reagierte
hierauf scharf. Einerseits gehörte
es zu ihren Aufgaben, auch die
Interessen von Bürgern im Ausland
zu vertreten. Andererseits hatte sie
kein Interesse daran, dass sich
durch die Rückwanderung eigener
Armutsflüchtlinge im großen Stil
die soziale Lage im eigenen Land
verschärfte. In El Salvador wurden
dem Nachbarn im Zusammenhang
mit der Behandlung der emigrier-
ten Landsleute Völkermord, Folter,
Kastrationen und Vergewaltigun-

gen vorgeworfen. Zwei Tage nach
dem Spiel wurden die diplomati-
schen Beziehungen abgebrochen.
Am 14. Juli 1969 überfiel El Sal-

vador Honduras. Ohne vorherige
Kriegserklärung ließ Sánchez
Hernández den Flughafen von
Honduras’ Hauptstadt Tegucigalpa
durch alte Weltkriegsmaschinen
und Cessnas bombardieren. Hon-
duras schlug zurück. Die Luft-
streitkräfte der beiden Entwick -
lungsländer waren von alten Welt-
kriegsmaschinen geprägt, und so

kam es in diesem Krieg noch ein-
mal zu Luftkämpfen zwischen
Propellermaschinen, den letzten
im längst angebrochenen Zeitalter
des Düsenflugs.
Dem Luftschlag folgte zu Lande

ein Vorrücken salvadorianischer
Truppen. Diesem Vormarsch hatte
Honduras kaum etwas entgegenzu-
setzen. Nachdem die Sal va do ria -
ner etwa 70 Kilometer tief ins Fein-
desland einmarschiert waren, for-
derten die Vereinten Nationen, vor
allem aber die Organisation Ame-
rikanischer Staaten (OAS), eine po-

litische Lösung. Im Angesicht von
Sanktionsdrohungen sah sich die
salvadorianische Seite gezwungen,
ihren Vormarsch abzubrechen und
die Kampfhandlungen einzustel-
len. El Salvador wurde von der
OAS als Aggressor eingestuft und
aufgefordert, seine Truppen hinter
die Grenze zurück ziehen. Am
29. Juli stimmte die salvadoriani-
sche Regierung nolens volens zu.
Am 4. August verließen die letzten
Invasoren Honduras. 
Seine Kernforderung, ein Bleibe-

recht seiner Migranten in Hondu-
ras, konnte San Salvador nicht
durchsetzen. Honduras konnte also
die Ausweisung der Einwanderer
fortführen. 
Nicht nur, dass der militärisch

erfolgreiche Aggressor sein
Kriegsziel verfehlte, der Krieg
brachte ihm abgesehen von den
Kriegsopfern auch noch handfeste
wirtschaftliche Nachteile. Hondu-
ras behinderte fortan den Export
seines Nachbarn über eigenes Ge-
biet und zog sich aus dem Zentral-
amerikanischen gemeinsamen
Markt (MCCA) zurück, was diesen
vorläufig bedeutungslos machte.
Das traf El Salvador nicht uner-
heblich. Zum einen ist dieser Staat
relativ klein, dicht besiedelt und
stark industrialisiert, was zu einer
entsprechenden Abhängigkeit von
grenzüberschreitendem Handel
führt. Zum anderen liegt Hondu-
ras nicht nur zwischen El Salva-
dor und dem Atlantik, sondern
auch zwischen El Salvador und
den MCCA-Partnerstaaten Nicara-
gua und Costa Rica. 
Mehr noch als diese Handels-

hemmnisse trug jedoch die durch
den Fußballkrieg nicht gestoppte
Rückführung von 300000 Ar-
mutsflüchtlingen zur Verschär-
fung der sozialen und wirtschaft-
lichen Lage in El Salvador bei, die
schließlich zum elfjährigen Bür-
gerkrieg führte. 1980 begann die-
ser Bürgerkrieg. Ebenfalls 1980
wurde der Fußballkrieg mit einem
Friedensvertrag endlich auch for-
mal beendet. Manuel Ruoff

Die Dornier Do X ging als
größtes Flugzeug ihrer Zeit
in die Luftfahrtgeschichte

ein. Sie hob am 12. Juli 1929 vom
Bodensee zu ihrem ersten Flug ab.
Zur damaligen Zeit waren nur die
Luftschiffe des Zeppelin-Typs grö-
ßer. Mit 40,9 Metern Rumpflänge
und einer Spannweite von 48 Me-
tern war sie damals einzigartig in
der Luftfahrt. Sie sollte auf drei
übereinanderliegenden Decks
zahlende Passagiere mit bisher in
Flugzeugen nicht gekanntem Lu-
xus befördern. 
Claude Dornier begann im

Herbst 1925 mit den ersten Ent-
würfen. Seine ersten Studien für
die spätere Do X datierten von
1924. Seinem Unternehmen, der
Dornier Metallbauten GmbH, ging
es Mitte der 1920er Jahre schlecht.
Dornier hatte zwar mit seinen
„Wal“-Flugbooten einen Welterfolg
gelandet, aber die Produktions-
auslastung des Werks war gering.
In dieser angespannten Situation
stand ein Darlehen des Reichsver-
kehrsministeriums über mehrere
hunderttausend Reichsmark zur
Rückzahlung an. 
Da bot ihm die Reichsmarine,

namentlich der Chef der Seetrans -
portabteilung, Kapitän zur See
Walter Lohmann, an, den Bau ei-
nes Groß-Flugbootes zu finanzie-
ren. Allerdings floss das Geld
nicht direkt aus dem Reichswehr-
etat an Dornier. Stattdessen stellte
das Reichsverkehrsministerium

auf Vorschlag von Reichswehr-
und Finanzministerium zunächst
3,5 Millionen Reichsmark bereit.
Zwei Millionen Mark waren für
den Bau eines neuen Flugzeug-
werks bestimmt, 1,5 Millionen
dann für den Bau des eigentlichen
Flugzeugs. Die Reichsmarine för-
derte das Projekt, weil sie an ei-
nem Langstreckenflugzeug zum
Einsatz als Aufklärer, Torpedoträ-
ger oder Minenleger interessiert
war. 
Um seine Do X zu bauen, mus-

ste Dornier ans andere Ufer des
Bodensees in die Schweiz umzie-
hen. Denn zum damaligen Zeit-
punkt verbot das Versailler Diktat
Deutschland noch den Bau von
Flugzeugen in dieser Größe. Also
entstand in Altenrhein am
Schweizer Bodenseeufer ein neu-
es Werksgelände. 
Im April 1927 gab Erhard Milch,

damals Luft-Hansa-Direktor, eine
Rentabilitätsprüfung für die Do X
in Auftrag. Die Studie ging dabei
von sechs Flugbooten aus, die
zwischen Lissabon und New York
verkehren und dabei Zwischen-
stopps auf den Azoren und auf
Neufundland einlegen sollten. Die
Prüfung fiel positiv aus. Die Studie
rechnete mit Anschaffungskosten
von 3,2 Millionen Reichsmark pro
Flugboot samt Motoren und bezif-
ferte den Gesamtkapitalbedarf
zum Aufbau des Linienbetriebs
mit 30 Millionen Mark. Die wirt-
schaftliche Realität einige Jahre

später sah dann jedoch völlig an-
ders aus. 
1927 hing die Finanzierung des

Projekts am seidenen Faden, als
das „Berliner Tageblatt“ aufdeckte,
dass die Reichsmarine den Bau
der Do X aus schwarzen Konten
förderte. Das Reichsverkehrsmini-
sterium jedoch sprang in die Bre-
sche. 

Ende 1928 begann in Alten -
rhein der Bau der Do X-1. Im
Sommer 1929 war das Flugboot
fertig. Am 9. Juli 1929 wurde es
erstmals der Öffentlichkeit vorge-
stellt. Der Erstflug drei Tage später
war hingegen nicht geplant gewe-
sen. Die Besatzung hatte das Boot
eigentlich nur zu einer Rollübung
auf den See hinaus gebracht. Aber

beim Gleiten unter Vollgas hob
die Do X vollständig ab. Pilot Ri-
chard Wagner hatte wohl ein we-
nig zu stark am Steuerhorn gezo-
gen. 
Den Antrieb bildeten zunächst

zwölf Siemens-Jupiter-Motoren
von je 525 PS in sechs Tandem-
gondeln auf der Tragfläche. Aber
sie waren für das beim Start

50 Tonnen schwere Flugschiff
nicht leistungsfähig genug. Anfang
1930 wurden sie gegen zwölf US-
amerikanische Curtiss-Motoren
von je 640 PS ausgetauscht. 
Finanziell machte das Flugschiff

Probleme. Sein Bau war wesent-
lich teurer als geplant. Bis zum
Erstflug hatte die Do X bereits
900000 Reichsmark mehr geko-

stet als vorgesehen. Weil auch der
zu erwartende Kaufpreis für die
Serienflugboote höher ausfallen
würde, entschied das Reichsver-
kehrsministerium, keine weiteren
Exemplare zu bestellen. 
Claude Dornier stellte die Lei-

stungsfähigkeit der Do X mit ei-
nem Flug am 21. Oktober 1929
unter Beweis. Mit zehn Besat-
zungsmitgliedern und 159 Passa-
gieren an Bord absolvierte das
Flugboot einen 53 Minuten lan-
gen Rundflug über dem Bodensee. 
Trotzdem wollten sich keine

Aufträge für weitere Flugboote
einstellen. Also schickte Dornier
die Do X im November 1930 auf
eine Werbetour, die am Ende zwei
Jahre dauern sollte. Nach Zwi -
schen stationen in Europa, West-
afrika und Südamerika erreichte
sie am 27. August 1931 New York.
Der Flug erregte große Aufmerk-
samkeit.
Aber in New York saßen Flug-

schiff und Besatzung über ein Jahr
fest. Die Motoren mussten für
Wartung und Reparaturen ausge-
baut werden, am Flugzeug selbst
waren Reparaturen nötig. Durch
die Weltwirtschaftskrise ging Dor-
nier das Geld aus, und auch die
anderen Förderer waren plötzlich
klamm. Hoffnungen, die Dornier
in Vercharterung und Verkäufe
weiterer Flugboote gesetzt hatte,
zerschlugen sich. Zur Jahreswen-
de 1931/32 war Dornier mit
Lohnzahlungen im Rückstand, so-

dass Besatzungsmitglieder mit
Abmusterung drohten. Bis Mai
1932 lag das überholte Flugboot
mit einer Rumpfbesatzung auf
dem Glenn Curtiss Airport, dann
standen endlich genug Mittel für
die Rückkehr nach Deutschland
bereit. Am 19. Mai 1932 startete
die Do X zum Rückflug über den
Nordatlantik, und am 2. Novem-
ber 1932 war die Do X zurück in
Altenrhein. 
Anfang Mai 1933 sollte die Do X

die Donau abwärts Richtung Tür-
kei fliegen, machte aber bei der
Landung auf dem Stausee des Pas-
sauer Kachletkraftwerks Bruch.
Das Leitwerk knickte ab und ver-
sank. Trotz Reparatur markierte
der Unfall das Aus für die Passa-
gierflüge. Die Do X wurde der
Luft-Hansa-Schule in Travemünde
zugeteilt und 1934 außer Dienst
gestellt. Im folgenden Jahr wurde
sie demontiert und nach Berlin
überführt, um dort in der Deut-
schen Luftfahrt-Sammlung ausge-
stellt zu werden. Im November
1943 wurde sie bei einem Luftan-
griff schwer beschädigt. Erhalten
geblieben sind ein Holzpropeller
und das 1933 abgebrochene Leit-
werk. 
Dornier baute 1931 noch zwei

weitere Do X für die italienische
Fluggesellschaft SANA. Beide wa-
ren kaum wirtschaftlich zu betrei-
ben. Die X2 wurde 1935 ver-
schrottet, die X3 zwei Jahre später.

Friedrich List
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Wie ein Passagierdampfer mit Flügeln
Das Flugboot Dornier Do X war das bis dahin größte Flugzeug der Welt – Der Jungfernflug vor 90 Jahren war nicht geplant

Bei der Landung: Eine Dornier Do X Bild: Imago

Auf dem Weg zur Front: Truppen Honduras’ am 18. Juli 1969 in Nueva Ocotepeque Bild: Ullstein
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Wie jeder Heerführer
wuss te Kaiser Napole-
on III., dass Schlachten

nicht nur auf dem Feld, sondern
auch in der Feldküche entschie-
den werden. Hunger in der Trup-
pe ist ein gefährlicher Feind. Die
Verpflegung der Soldaten war teu-
er, vor allem die Beschaffung von
Butter ging ins Geld. 1867 beauf-
tragte der Neffe von Napoleon Bo-
naparte den Chemiker Hippolyte
Mége-Mouriès, eine künstliche
Butter zu erfinden. Zwei Jahre
lang mixte der Chemiker Wasser,
Nierenfett und zerstoßene Kuheu-
ter zu einem Brotaufstrich, der
Butter ähnlich sah und wohl zu-
mindest ähnlich schmeckte. Am
15. Juli 1869 reichte er die „Beurre
économique“ (preiswerte Butter)
zum Patent ein. Weil das Fett aus
dem Labor weiß schimmerte, wur-
de der Name später klangvoll in
„Margaron“ geändert, hergeleitet
von dem griechischen Wort für
Perle, „margarita“.

Geholfen hat die Margarine Na-
poleon nicht. Der Krieg 1870/71
gegen Deutschland lief für Frank-
reich nicht wie geschmiert. Er
endete mit einer Niederlage und

der Gefangennahme des Kaisers,
eine Schmach, welche die Franzo-
sen den Deutschen lange nicht
verziehen. Die Margarine aber trat
einen Siegeszug an. Mége-Mouri-
ès verkaufte das Patent zur Her-
stellung an die holländische Firma
Anton Jurgens, welche die „Kunst-
boter“ auch nach Deutschland lie-
ferte. Das Deutsche Reich schotte-
te sich zwar zum Schutz seiner
Landwirte und Molkereien mit
Zöllen gegen die Einfuhr ab, doch
Jurgens und sein Konkurrent Si-
mon van den Bergh wussten sich
zu wehren. Die Niederländer
gründeten 1888 Unternehmen
kurz hinter der Grenze zu
Deutschland in Goch und Kleve
am Niederrhein. Bald arbeiteten
über 1200 Angestellte für die fin-
digen Holländer „op de Boter“.
Die beiden Firmen schlossen sich
später zur Margarine-Union zu-
sammen, die 1929 mit dem briti-
schen Seifenhersteller Lever Bro-
thers zu Unilever fusionierte.

Zunächst wurde Margarine mit
billigen Tierfetten aus Argenti-
nien, Australien und Neuseeland
produziert. Auch Tran vom Wal
wurde beigemixt. Durch den Zu-

satz von gelben Ölen erreichten
die Hersteller, dass das Produkt
aus dem Labor von der Butter op-
tisch nicht zu unterscheiden war.
Auf den Wochenmärkten wurde
geschummelt, was das Zeug hielt.
Wo Butter dran stand, war nur
Margarine oder ein Mix aus bei-
den Fetten drin. 

Die Landwirte und Meierristen
setzten durch, dass Margarine nur
in Würfelform verkauft werden
durfte und mit einer Banderole
gekennzeichnet werden musste.
Die Forderung, das Kunstfett blau,
rot oder braun zu färben, ging
dem Reichs- und preußischen Mi-
nisterium für Ernährung und
Landwirtschaft dann doch zu
weit. Das „bunte Kleid“ wurde ab-
gelehnt. Die sozialdemokratische
Presse schrieb: „Das arme Schul-
kind will von dem wohlhabenden
nicht auch dadurch unterschieden
sein, dass die Butter auf seinem
Budderbrode braun ist“. 

Der Arm des Gesetzes reichte
nicht bis an die Herde in Gaststät-
ten. Dort war der Betrug weiter an
der Tagesordnung. Die „Deutsche
Apothekerzeitung“ berichtete
1897: „Gegen die Verwendung von

Margarine bei der Herstellung der
Butterbrote in Bahnhofswirtschaf-
ten richtet sich eine Verfügung
der kgl. Eisenbahndirektion Ber-
lin. Die heimliche Verwendung
von Margarine statt Butter soll mit
Vertragskündigung geahndet wer-
den.“ 

Margarine und Butter teilten
die Gesellschaft. Der billige Brot-
aufstrich kam in den Familien von
Arbeitern und kleinen Angestell-
ten auf den Tisch, das Erzeugnis
von der Kuh in den Speisezim-
mern der „Herrschaften“. 1924
brachte Van den Bergh eine Sorte
für den feineren Geschmack, die
Delikatessmargarine „Schwan im
Blauband“, auf den Markt, Jur-
gens hielt mit „Rahma“ dagegen.
Coco aus Usambara machte Wer-
bung für „Rahma buttergleich“.
Das missfiel den Wettbewerbshü-
tern. Jeder Hinweis auf Butter
wurde verboten, und das „h“
muss te verschwinden. In den 50er
Jahren löste das rotbackige Rama-
Mädchen in Tracht, umrahmt von
Delfter Kacheln, den Jungen Coco
als Werbeträger ab. Rama war und
ist die meistverkaufte Margarine-
sorte.

Ein Lebensmittelskandal verha-
gelte dem Marktführer Unilever in
den 50er Jahren die Bilanzen.
Schätzungsweise 100000 Hollän-
der waren von einer rätselhaften
fiebrigen Hautkrankheit betroffen.
Auch Deutsche erkrankten. Die
Ursache wurde in schädlichen In-
haltsstoffen in Margarine vermu-
tet. Die Staatsanwaltschaft von
Rotterdam verbot den Verkauf
sämtlicher 56 von Unilever produ-
zierten Sorten. 

Der Palmölskandal ließ die Vor-
standsetage 2010 abermals erbe-
ben. Wegen des Imports von Palm-
öl aus Sumatra und Borneo geriet
der Konzern in Konflikt mit Um-
weltschützern. Für den Anbau
von Ölpalmen werden große Flä-
chen des Regenwalds gerodet und
Kleinbauern verjagt. Die Initiative
„Rettet den Regenwald“ richtete
einen flammenden Appell an das
Gewissen der Margarine-Esser:
„Haben Sie heute schon Rama
aufs Brot gestrichen? Sie 
schmeckt wie immer, sieht aus
wie immer – doch was sie enthält,
will ihr Hersteller Unilever lieber
verschweigen: Palmöl, und damit
das Blut von Indigenen und Bau-

ern in Indonesien, die für dessen
Anbau bedroht, beschossen, ver-
haftet und vertrieben werden. Bit-
te protestieren Sie mit uns!“ Das
wirkte. Unilever verpflichtete sich,
nur noch Palmöl aus nachhaltigem
Anbau zu verwenden. 

Ob Margarine gesünder ist als
Butter, darüber streiten seit Jahr-
zehnten die Experten. Dass die ge-
sättigten Fette in der Butter, die
Transfette, generell dick machen
und Herzinfarkte fördern, gilt in-
zwischen als widerlegt. Butter ent-
hält natürliche Vitamine und
Nährstoffe, in der Margarine wer-
den künstliche zugesetzt. Bei der
Kalorienzahl schneidet die Butter
kaum schlechter ab als die Marga-
rine. 100 Gramm Butter enthalten
750 Kilokalorien, die gleiche
Menge Vollfettmargarine 720. 

Unilever ist seit 2018 nicht mehr
„op de Kunstboter“. Der Umsatz
war in den vergangenen Jahren er-
heblich geschrumpft, während der
von Butter stabil blieb. Der Kon-
zern hat die Margarinesparte, die
ihn groß gemacht hat, an einen Fi-
nanzinvestor verkauft. Der hofft,
noch viel fetten Gewinn einstrei-
chen zu können. Klaus J. Groth
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Ein zweites Kuba auf dem Festland
Die sozialistischen Sandinisten stürzten vor 40 Jahren den von den USA protegierten Diktator Anastasio Somoza Debayle

Vor 40 Jahren stürzten die Rebel-
len der Sandinistischen Nationa-
len Befreiungsfront (FSLN) das
Regime des seit 1933 über Nicara-
gua herrschenden Somoza-Clans.
Dies war der zweite Sieg einer
linksorientierten Befreiungsbewe-
gung in Lateinamerika seit dem
Triumph von Fidel Castros Gueril-
leros über den Diktator Fulgenico
Batista. Allerdings führte er genau
wie in Kuba nicht zur Schaffung
demokratischer Verhältnisse.

Von 1927 bis 1933 herrschte in
dem kleinen zentralamerikani-
schen Land Nicaragua Bürger-
krieg. In diesem obsiegte am Ende
der Familienclan der Somozas –
nicht zuletzt deshalb, weil Anasta-
sio Somoza García, der Oberbe-
fehlshaber der Nationalgarde, den
populären Anführer seiner sozial-
revolutionären Gegner, Augusto
César Sandino, ermorden ließ. Da-
nach etablierten die Somozas ein
zutiefst diktatorisches und korrup-
tes System, das trotz seines unde-
mokratischen Charakters großzü-
gige Wirtschafts-, Finanz- und Mi-
litärhilfen aus den USA erhielt. 

Das war auch 1967 noch so, als
das Präsidentenamt an Anastasio
Somoza Debayle ging. Unter der
Herrschaft dieses Fast-Milliardärs
und Fünf-Sterne-Generals der Na-
tionalgarde verstärkte sich 1974
der Widerstand gegen das Somo-
za-Regime massiv. Dabei trat die
1961 gegründete, sozialistische
Frente Sandinista de Liberación
Nacional (FSLN, Sandinistische
Nationale Befreiungsfront) bald an
dessen Spitze.

Am 27. Dezember 1974 nahm
ein FSLN-Kommando in der Villa
des Somoza-Ministers José María
Castillo Quant um die 20 Geiseln
und erzwang auf diesem Wege die
Freilassung von acht inhaftierten
Gesinnungsgenossen. Daraufhin
rief Somoza den Ausnahmezu-
stand aus, der bis zum 19. Sep-
tember 1977 andauerte. Danach
begannen die Sandinisten eine
Offensive gegen die Nationalgar-
de, die jedoch scheiterte. Wenig
später befahl Somozas ältester
Sohn die Ermordung des regie-
rungskritischen Zeitungsverlegers
und Vorsitzenden der oppositio-
nellen Unión Democrática de Li-
beración (UDEL, Demokratische
Union für die Befreiung), Pedro

Joaquín Chamorro Cardenal, der
als potenzieller neuer Präsident
Nicaraguas gehandelt wurde. Die
Folge hiervon waren heftige Stra-
ßenkämpfe zwischen Demon-
stranten und der Guardia Nacio-

nal. Am 22. August 1978 besetzten
zwei Dutzend Kämpfer der FSLN
unter der Führung von Edén Pa-
stora Gómez alias Comandante
Zero den Nationalpalast in Mana-
gua. Dabei fielen ihnen nun sogar
1500 Geiseln in die Hände, darun-
ter auch José Somoza Abrego und
Luis Paillais Debayle, beides enge
Verwandte von Präsident Somoza.
Durch diese Aktion gelang es, wei-
tere 60 FSLN-Mitglieder aus dem
Gefängnis freizupressen und
durchzusetzen, dass die politi-

schen Forderungen der Sandini-
sten in allen Medien Nicaraguas
publik gemacht wurden.

Für Somoza war dies die
schwerste propagandistische
Niederlage seiner gesamten Amts-

zeit. Sie bildete das Startsignal für
einen allgemeinen Aufstand im
Lande, der am 9. September 1978
losbrach und zu bürgerkriegsähn-
lichen Zuständen führte. Bei den
heftigen Kämpfen zwischen der
FSLN, anderen bewaffneten Zivili-
sten und der Nationalgarde kamen
bis zu 30000 Nicaraguaner ums
Leben; weitere 150000 flüchteten
nach Costa Rica und Honduras.
Zunächst behielten die Truppen
Somozas die Oberhand – aller-
dings distanzierten sich die USA

nun zunehmend von dem Diktator
und stellten schließlich auch ihre
Militärhilfe ein. In dieser Zeit kam
es zu einer Einigung zwischen den
konkurrierenden Flügeln der
FSLN, woraufhin diese im Mai

und Juni 1979 die Kontrolle über
20 größere Städte erlangen konn-
te. Zu diesem Zeitpunkt war das
Somoza-Regime international fast
vollkommen isoliert und militä-
risch kaum noch handlungsfähig. 

Deshalb floh Somoza am 17. Juli
1979 nach Florida – unter Mitnah-
me seiner Mätresse Dinorah
Sampson, der Staatskasse, der
Särge von Vater und Bruder, diver-
ser Geheimakten und zweier Pa-
pageien. Zuvor hatte er mit der
US-Regierung ausgehandelt, dass

sein Schwager Francisco Urcuyo
als neuer Übergangspräsident fun-
gieren und die Macht an die San-
dinisten übergeben sollte. Aller-
dings bestand Urcuyo, zuvor Par-
lamentspräsident des Landes,

plötzlich darauf, das Amt bis 1981
auszuüben. Daraus wurde jedoch
nichts, weil die in Auflösung be-
findliche Nationalgarde vor den
Sandinisten kapitulierte.

Am 19. Juli 1979 übernahm eine
„Regierungsjunta des nationalen
Wiederaufbaus“, bestehend aus
den FSLN-Vertretern Daniel Orte-
ga, Sergio Ramírez und Moisés
Hassan Morales sowie den Unter-
nehmern Alfonso Robelo Callejas
und Violeta Barrios de Chamorro,
die Herrschaft, wobei die beiden

Letztgenannten bereits im August
kaltgestellt wurden, sodass die
Kontrolle über Nicaragua danach
ausschließlich in den Händen der
Sandinisten lag. 

Diese waren zumeist wohlbehü-
tet aufgewachsene und noch sehr
junge Söhne oder Töchter vermö-
gender Vertreter des Bürgertums,
die gegen die Generation ihrer El-
tern opponierten, weil diese sich
in ihren Augen zu sehr an den
USA orientiert und im Luxus ge-
schwelgt habe. Deshalb sprach die
kubanische Revolutionsikone Fi-
del Castro, eigentlich ein Erzfeind
von Somoza, ernüchtert von „Kin-
dern, die Revolution machen wol-
len, aber einen Fehler nach dem
anderen begehen“. Und tatsäch-
lich kam es in Nicaragua bald zur
vollkommenen Desorganisation
der Wirtschaft, während die Infla-
tionsrate sukzessive auf
36000 Prozent stieg. Das tägliche
Leben unter den Sandinisten wur-
de durch Armut, Versorgungseng-
pässe sowie eine ausufernde Bü-
rokratie und Zensur geprägt.
Außerdem erklärte das neue Re -
gime in Managua den Miskito-In-
dianern den Krieg und deportierte
diese aus ihren Siedlungen an der
Karibik-Küste ins Landesinnere.
Letztendlich herrschte in Nicara-
gua also genauso wenig Demokra-
tie wie unter dem Somoza-Clan,
weshalb die ersten wirklich freien
Wahlen nach dem Sieg der Sandi-
nisten auch erst im Jahre 1990
stattfanden. Das hinderte die da-
mals schon sehr zahlreichen lin-
ken Romantiker im Westen sowie
die Regierungen des Ostblocks
nicht daran, sich mit der Ortega-
Junta solidarisch zu zeigen. Und
dann waren da noch derart be-
rühmte Sympathisanten wie der
PLO-Chef Jassir Arafat, Libyens
Diktator Muammar al-Gaddafi
und die Mullahs in Teheran.

Vor diesem Hintergrund ver-
wundert es nicht, dass die Bevöl-
kerung Nicaraguas die Sandini-
sten am 25. Februar 1990 abwähl-
te. Allerdings gelang Daniel Orte-
ga 16 Jahre später erneut der
Sprung ins Präsidentenamt. In
dem hält er sich bis heute, indem
er die zunehmenden Proteste der
Bevölkerung gegen seine Politik in
diktatorischer Manier mit Waffen-
gewalt unterdrücken lässt.

Wolfgang Kaufmann

Die Geschäfte liefen wie geschmiert
Warum mit der Margarine trotzdem nicht alles in Butter war

Jubel über 
den Sieg: 

Sandinistische 
Revolutionäre 
fahren Fahnen

schwenkend auf
einem gepanzer -
ten Fahrzeug am

19. Juli 1979
durch Nicaraguas

Hauptstadt 
Managua.

Bild: Imago
images/Belga
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Nach Beobachtungen der EU-
Grenzschutz-Agentur Fron-

tex ist er die neueste Masche der
Schlepper-Organisationen auf
dem Mittelmeer: der „Mutter-
schiff-Trick“.
Dabei werden

die Asylsucher
zunächst im
Bauch eines
größeren Schif-
fes von Afrika aufs offene Meer
und in die Nähe der italieni-
schen Küste gebracht. Das „Mut-
terschiff“ führt eines oder meh-
rere kleine Boote im Schlepptau.

Kurz von Italiens Küste steigen
die Passagiere dann in die klei-
neren Boote um, wie in der Auf-
nahme oben zu sehen ist.
Auf den wenig hochseetüchti-

gen Booten ge-
raten sie dann
gezielt in See-
not. Danach ist
die italienische
Küs tenwache

laut Seerecht genötigt, sie aufzu-
sammeln und in den nächsten
Hafen zu bringen. Der ist dann
kein libyscher oder tunesischer ,
sondern ein italienischer.    H.H.

Moment der
Woche

B
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: F
ro
n
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x

Frau aus der Mitte
Ex-Grüne Antje Hermenau will Sachsens »Freie Wähler« in den Landtag führen

Als Landesgeschäftsführe-
rin der „Freien Wähler
Sachsen“ ist Antje Herme-

nau optimistisch. Die auf kommu-
naler Ebene sehr erfolgreiche
Gruppierung strebt bei der Wahl
am 1. September den Einzug in
den Landtag an. Die aktuellen
Umfragewerte – gerade einmal
drei Prozent – sind zwar nicht ge-
rade dazu angetan, hoffnungsfroh
in Richtung des entscheidenden
Tages zu blicken, aber Hermenau
strebt laut „Leipziger Volkszei-
tung“ sogar 15 Prozent an. Ur-

sprünglich wollte sie nicht kandi-
dieren, sondern nur beratend tä-
tig bleiben. Nun steht sie auf Li-
stenplatz 20. Um hier zum Zuge
zu kommen, müsste das von ihr
genannte Stimmenziel erreicht
werden.
In Wahlkämpfen erfolgreich ge-

schlagen hat sich Hermenau, die
auf ein Vierteljahrhundert parla-
mentarische Erfahrung zurück -
blicken kann, durchaus, und zwar
bei den Grünen. Die gebürtige
Leipzigerin war als Lehrerin für
Deutsch und Englisch tätig, bevor
sie im Zuge der friedlichen Revo-
lution zur Politik kam. 1990 zog

sie in den sächsischen Landtag
ein. Von 1994 an saß sie im
Bundestag. In dieser Zeit absol-
vierte sie ein zusätzliches Stu-
dium der Verwaltungswissen-
schaften. Hier handelt es sich um
einen der wohl äußerst seltenen
Fälle, in denen bereits etablierte
Politiker sich nicht zu schade
sind, zusätzliche Fachkompeten-
zen zu erwerben. 2004 kehrte sie
als Spitzenkandidatin in den
Landtag zurück, sie war Frak-
tionsvorsitzende und verteidigte
ihr Mandat auch bei den beiden
folgenden Wahlen. 2014 zog sie
sich zurück. Als Grund gab sie an,
dass sie die Blockade der Grünen
gegen eine eventuelle Koalition
mit der CDU nicht mittragen
wollte. 2015 verließ sie die Partei
schließlich ganz. In deren sich im-
mer straffer ausformende linke Li-
nie hatte sie ohnehin immer we-
niger gepasst.
Gesprächsverweigerer ihrer in-

zwischen ehemaligen Partei ha-
ben kritisiert, dass sie im Rahmen
einer AfD-Veranstaltung aus einer
von ihr verfassten Streitschrift las.
Hermenau äußerte auch, dass ei-
ne Reihe von Fragen, die durch
„Pegida“-Demonstrationen in den
Fokus gerückt wurden, durchaus
„berechtigt“ sei.
Nunmehr hat Hermenau ihre

politische Heimat bei den „Freien
Wählern“ gefunden, die von ihrer
Bekanntheit profitieren. Heimat
ist übrigens eines ihrer Stichwor-

te. Gegenüber der „Zeit“ erklärte
sie: „Ich habe kein überhöhtes
Verhältnis zu Europa. Aber ich
habe eine Heimat.“ Auf Sach-
orientierung legt sie Wert und ist
der Meinung, dass Demokratie of-
fensichtlich in kleinen Einheiten
besser funktioniere. Sie empfiehlt
den „Mittelweg“: Es stehe ja nicht
im Grundgesetz, „dass sich eine
Partei links oder rechts verorten
muss“. 
Über ihre Heimat hat sie nun

ein kleines Büchlein verfasst:
„Ansichten aus der Mitte Europas.
Wie Sachsen die Welt sehen“
(Evangelische Verlagsanstalt Leip-
zig). In einem angenehm augen -
zwinkernden Stil geht Hermenau
den vielfach auch historisch er-
klärbaren Grundprägungen ihrer
Landsleute nach. Etwa: „Die Sach-
sen möchten von jemandem re-
giert werden, der sich als Ge-
schäftsführer der Sachsen GmbH
versteht. Der soll den Leuten
nicht mit erhobenem Zeigefinger
in die Feierabendgestaltung rein-
quatschen und darf ihnen nicht
zu viel vom sauer verdienten Geld
per Steuer abknöpfen, sondern
möchte bitte einfach dafür sorgen,
dass alles ruhig und ordentlich
läuft.“ Es geht unter anderem um
die Leistungsbereitschaft der
Sachsen und deren Unverständnis
darüber, warum das zuvor wichti-
ge staatliche Sparen bei der
„Griechenlandrettung“ 2011 und
ab 2015 „mit dem Einlass sehr

vieler Menschen in die sozialen
Sicherungssysteme“ offenbar kei-
ne Rolle mehr spielte. Es geht um
die unerwünschte „europäische
Republik“. Um „Druck im Kessel“,
wenn Probleme von oben negiert
werden. Um den Blick zu den Vi-
segrád-Staaten, die den Sachsen
in vielerlei Hinsicht näher sind
als der „Westen“. Und: „Dialekt ist
Seele.“ 
Vor allem für Nicht-Sachsen

gibt es in dem Büchlein viel zu
lernen. Natürlich ist es auch ein
Stück Wahlkampf. Man mag hin-
zufügen: Ein gelungenes. Ziehen
die „Freien Wähler“ im Herbst tat-
sächlich in den sächsischen Land-
tag ein, mit oder ohne Antje Her-
menau, dürften sie ein gefragter
Koalitionspartner sein. 

Erik Lommatzsch

Geständnisse eines alten weißen Mannes
Wie ich von Geburt an bevorzugt wurde und immer noch in Privilegien schwimme

Die Feministinnen haben Recht:
Alte weiße Männer sind die mit
Abstand privilegierteste Spezies
auf Erden. Das muss auch der
Verfasser dieser Zeilen eingeste-
hen.

Ich erblickte Ende der 50er Jah-
re in der damaligen Deutschen
Demokratischen Republik das
Licht der Welt. Zwischen dem
Zeitpunkt meiner Geburt und
dem Tag, an dem ich erstmals die
Schule besuchte, wurden elf gro-
ße Atom- oder Wasserstoffbom-
ben in der Atmosphäre gezündet.
Der daraus resultierende radioak-
tive Fallout hat mich hoch auf-
schießen lassen und dafür ge-
sorgt, dass ich heute deutlich ge-
sünder herumlaufe als viele Jün-
gere, die permanent beim Arzt
antichambrieren müssen.
Aufgewachsen bin ich in Dres-

den-Pieschen, einem Stadtteil, in
dem man sich wie in Merry Old
England fühlen konnte, weil er oft
im dichten Elbnebel lag. An den
übrigen Tagen sorgten Rauch-
schwaden aus den Schornsteinen
für jede Menge produktiven Aus-
wurf, denn natürlich gab es hier
nur primitive Braunkohleheizun-
gen. Und Außentoiletten eine
Treppe tiefer. Und heimelige
Aschegruben auf den Hinterhö-
fen, in denen jede Menge Ratten
wohnten. In der Dritten Welt hat-
ten die Kinder damals bestimmt
keine solchen fetten Ratten zum
Spielen – was mir heute noch die
Schamesröte ins Gesicht treibt.
Außerdem waren da ja nicht

nur die possierlichen Nager, wel-
che für allerlei Kurzweil sorgten,
sondern auch die vielen sowjeti-
schen Soldaten, die uns zum ei-
nen beschützten und zum ande-
rem ihr überzähliges Kriegsgerät
unbewacht an der Peripherie un-
seres hochherrschaftlichen Quar-
tiers vergammeln ließen – was für
ein Paradies für jeden Mini-Mili-
taristen!
Apropos Militär: Ich sah zwar

nie eine „Kita“ von innen, weil es

schlicht und einfach keine gab,
wurde aber zumindest zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt einge-
schult. Das verschaffte mir ein
weiteres Privileg: vormilitärische
Ausbildung. Wie fast alle kleinen
weißen Jungen meines Landes er-
lernte ich das Kriegshandwerk
von der Pike auf, weshalb es ei-
gentlich unnötig war, mir später
auch noch einen anderthalbjähri-
gen Ostseeurlaub in Uniform zu
spendieren. 
Schießen, die Gasmaske über-

stülpen, den Freund im Osten und
den Feind im Westen ausein-
anderhalten, durch den Schlamm
robben, blind auch die allerhirn-
losesten Befehle ausführen und
ähnliche Künste wurden mir
schon während der Schul- und
Lehrzeit vermittelt. Deswegen
könnte ich auch heute noch das
Sturmgewehr AK 47 aus dem
Hause Kalaschnikow bedienen –
was mich spätestens dann gegen-
über der Jugend und allen weib-
lichen Wesen privilegieren dürfte,
wenn das die Hauptinfanteriewaf-
fe in einem künftigen Bürgerkrieg

werden würde. In der Schule ge-
noss ich aber noch sehr viel mehr
Vergünstigungen: Der Unterricht
verlief flott und effektiv, weil es
weder jemanden zu integrieren
noch zu inkludieren gab. Dadurch
lernten wir das, was heute zum
Geheimwissen alter weißer Män-
ner zählt: 
Ein ordentliches Deutsch, Ma-

thematik, Physik, Chemie, Biolo-
gie, Geographie … Das ging natür-
lich auf Kosten von Moschee-Be-
suchen und ersten Unterweisun-
gen in Masturbationstechniken
und Analverkehr. 
Aber wir wussten ja nicht, was

uns da entging! Das galt natürlich
auch für die Prügel von Seiten
heimwehgeplagter Gastarbeiter-
Kinder: Wenn eine DDR-Kartoffel
auf dem Schulhof Dresche bezog,
dann von einer anderen DDR-
Kartoffel. Und es gab dabei strikte
Regeln statt Messer – typisch
kommunistischer Überwachungs-
staat.
Ein weiteres Privileg war, dass

wir noch Wörter benutzen durf-
ten, welche heute tabu sind. So

wie „Neger“. Zwar runzelte da der
eine oder andere Lehrer die Stirn
und murmelte etwas von „Afro -
amerikanern“, aber Ludwig Renns
„Neger Nobi“ gehörte zur Pflicht-
lektüre, und die Bücher wurden
auch dann nicht auf dem Schei-
terhaufen der Politischen Kor-
rektheit entsorgt, als man den Ti-
tel schließlich doch in „Nobi“ ab-
änderte.
Überhaupt: Afrika! Im Gegen-

satz zu den weniger privilegierten
Deutschen auf der anderen Seite
den Eisernen Vorhangs, die höch-
stens mal einen kurzen Urlaub
ganz im Norden oder Süden des
Schwarzen Kontinents verbrach-
ten, erfuhren wir unendlich viel
über diesen. Und lernten auch die
Menschen von dort kennen. Wie
den unterprivilegierten Häupt-
lings-Sohn aus Mali, der densel-
ben Beruf im selben Betrieb lern-
te wie ich, aber dabei permanent
diskriminiert wurde. Das ging so
weit, dass man ihm sein Azubi-
Gehalt nicht in DDR-Mark aus-
zahlte, sondern in irgendwelchen
komischen Devisen.  

Und später war das Leben im
Arbeiter-und-Bauern-Staat eben-
falls ein einziges Zuckerschlek-
ken, denn ich zählte ja zu den Ar-
beitern. Mir gehörten nicht nur
die Produktionsmittel, sondern
auch die Zukunft – zumindest bis
1989. Das heißt aber nicht, dass
das mit den Privilegien nach der
„Wende“ aufgehört hätte. Jetzt
wurde ich von Heerscharen von
Menschen umschwärmt, die alle
nur mein Bestes wollten: Anlage-
berater, Versicherungsmakler, Ge-
brauchtwagenverkäufer und Ver-
sandhändler, welche mich unab-
lässig mit „bequemen Raten“ zu
beglücken versuchten. Bei dem
einen oder anderen konnte ich
mich für seine Bemühungen mit
etwas Nachhilfe in Mathematik
revanchieren – also das „Herr-
schaftswissen“ eines nun schon
langsam alternden weißen Man-
nes teilen.
Dem folgte mein gewagtester

Coup: Studieren unter lauter
deutlich jüngeren Menschen, die
sehr viel weniger privilegiert wa-
ren als ich, weil ihnen all meine
wunderbaren Erfahrungen fehl-
ten. Deshalb tendierten sie auch
meist zu einer extrem linken
Weltanschauung und versuchten
mir nicht nur diese, sondern auch
die Welt insgesamt zu erklären.
Eine derartige Chance hatten ga -
rantiert nicht allzu viele Angehö-
rige meiner Generation.
Nach dem Studium war ich

wieder ein Stück älter geworden
und natürlich immer noch weiß.
Deshalb versiegte das Füllhorn
der Wohltaten auch nicht. So habe
ich bis zum heutigen Tag das
Glück, Gutes tun zu dürfen. Bei-
spielsweise durch meine Steuern,
über deren Verwendung ich zwar
kaum mitbestimmen kann, die ich
aber dennoch gerne zahle, weil
sie den zu uns „geflüchteten“ we-
niger weißen jungen Männern ein
angemessenes Auskommen si-
chern, obwohl ihnen das Privileg
verwehrt bleibt, so wie ich in aller
Herrgottsfrühe zur Arbeit zu het-

zen. Oder durch meine Kranken-
versicherungsbeiträge, welche
mir inzwischen nur noch eine arg
abgespeckte medizinische Versor-
gung garantieren, aber dafür hel-
fen, die vielen importierten Zip-
perlein zu kurieren. Außer natür-
lich jene, welche zu den Abschie-
bungshindernissen zählen. 
Das ist aber noch gar nichts ge-

gen das größte Privileg, das mir in
meiner nunmehr bereits 20 Jahre
währenden Karriere in der Er-
wachsenenbildung permanent zu-
teil wird: Immer, wenn eine for-
sche Nachwuchskraft mit ausge-
prägtem Sinn für die richtige

Work-Life-Balance die Karre total
in den Dreck gefahren hat und
daraufhin ein „Burnout-Syn-
drom“ entwickelt, darf ich mich
dem Chaos entgegenstemmen.
Das gilt besonders für die über-
proportional häufigen Fälle, wo
der Versager weiblichen Ge-
schlechts ist und entweder wegen
der Quote oder seiner Zugehörig-
keit zu den allgegenwärtigen
Frauenseilschaften in Amt und
Würden kam. 
Dann kann ich all die Tätigkei-

ten wieder ausüben, die man mir
vorher zugunsten genau dieser
Person entzogen hat. Es versteht
sich von selbst, dass ich in sol-
chen Situationen die Mehrarbeit
voll freudiger Demut verrichte.
Gibt mir das Ganze doch die Mög-
lichkeit, einen Teil der Schuld ab-
zutragen, die ich in meinem stets
privilegierten Leben gegenüber
den weniger Bevorzugten ange-
häuft habe. Leider werde ich das
aber nicht ewig tun können, denn
ein weiteres Privileg des arbeiten-
den alten weißen Mannes ist ja
sein vergleichsweise zeitiges
Ableben. Wolfgang Kaufmann

Manchmal darf ich
einen Teil der
Schuld abtragen

Sie hat auch auf
AfD-Veranstaltung

gelesen

Blickt in eine merkwürdige Welt: Der alte weiße Mann Bild: Imago/Science Photo Library

Antje Hermenau Bild: Imago

Der Trick mit dem
»Mutterschiff«
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Südumgehung
fertiggestellt

Allenstein – Seit dem 2. Juli kön-
nen Autofahrer Allensteins kom-
plette südliche Umgehungsstra-
ße S 51 nutzen, um die Stadt be-
quem zu umfahren. Die Eröff-
nung des letzten Abschnittes
dieser Trasse zwischen den
Kreuzungen Allenstein-Süd und
Allenstein-Jomendorf wurde
durch den Vizeminister für In-
frastruktur, Ralf Weber, vorge-
nommen. Der nun freigegebene
Teil der S 51 verbindet die schon
früher freigegebenen Abschnitte
der Umgehungsstraße Allen-
steins mit der Staatsstraße 16. Er
gewährleistet eine problemlose
Verbindung der Stadt zur
Schnellstraße 7, die nach Danzig
führt. Der fertiggestellte Ab-
schnitt gilt auch als Umgehungs-
straße für Bertung. Die südliche
Umgehungsstraße Allensteins
ist auf der gesamten Strecke als
vierspurige Schnellstraße ausge-
baut. Die ausführende Baufirma
war das Unternehmen Budimex
AG. Die Länge des neuen Ab-
schnittes beläuft sich auf fünf
Kilometer. Die Investition wurde
durch die Europäische Union
gefördert. Die Kosten der Bauar-
beiten betrugen mehr als
236Millionen Euro. Der Wert
der gesamten Maßnahme ein-
schließlich der Planungskosten,
des Grunderwerbs, der archäo-
logischen Arbeiten und der Bau-
aufsicht belaufen sich auf zirka
275Millionen Euro. Der Zu-
schuss der EU beträgt 125 Milli-
onen Euro. PAZ

Es ist schon Tradition, dass
das gute Wetter den Tag der
nationalen und ethnischen

Minderheiten begünstigt. Das
trug dazu bei, dass in diesem Jahr
eine Rekordzahl an Menschen zur
Veranstaltung erschien. Etwa 300
Personen nahmen an den Fest-
lichkeiten am Dirschausee in
Göttkendorf, teil, wo sich die Ko-
sakensiedlung Ataman befindet. 
Was macht das Fest der Minder-
heiten so beliebt, dass von Jahr zu
Jahr mehr Menschen kommen?
Zweifelsfrei liegt es an der gut
durchdachten Organisation. Die
Vorbereitungen beginnen viele
Monate zuvor und im Vorfeld
wird eine Auswahl von Gruppen
getroffen, die auf einer großen
Bühne ihr Können zeigen. 
Für die Musik während der
diesjährigen Feierlichkeiten in
der idyllischen Wald- und Seeum-
gebung sorgten Vertreter der
ukrainischen, tatarischen, deut-
schen, ziganischen und lemki-
schen Volksgruppen. Die polen-
weit bekannte ukrainische Musik-
gruppe Horpyna, die 1999 ge-
gründet wurde, und die auf eine
lange, erfolgreiche künstlerische
Karriere zurückschauen kann,
legte einen professionellen Auf-
tritt hin und brachte das vor der
Bühne versammelte Publikum mit

Liedern wie „Moloko“ oder „Daj
my myła“ zum Tanzen. Einen un-
vergesslichen Eindruck auf die
Festbesucher machte ein beson-
derer Gast  – die tatarische Tanz-
und Gesangsgruppe Bunczuk, die
im Laufe ihrer künstlerischen Tä-
tigkeit zu einem Mehrgeneratio-
nenensemble wurde. Die Rhyth-
men, die dargebrachten Lieder in
tatarischer Sprache, die schmuk-
kvollen Trachten sowie die aus-
drucksvolle Choreografie ließen
die Festbesucher in die Welt der
Tatarenbräuche eintauchen. 
Außerdem trat die Tanzgruppe
„Saga“ aus Bartenstein in ostpreu-
ßischen Trachten auf, die Gruppe
„Wodohraj“ der ukrainischen
Schule in Bartenstein, die Kinder-
gruppe „Roma“ von der Grund-
schule Nr. 2 in Allenstein und die
Osteroder Jugendvokalgruppe
„Tannen“ der Deutschen Minder-
heit. Der abwechslungsreiche
künstlerische Teil der Veranstal-
tung spiegelt die kulturelle Viel-
falt Ostpreußens wider. Das ist
ein weiterer Faktor, der dazu bei-
steuert, dass die Popularität des
Minderheitenfestes steigt. 
An die kulturelle Vielfalt Ost-
preußens knüpfte in seiner Eröff-
nungsrede Landrat Andrzej Ab-
ako an. Seiner Ansicht nach sei
das südliche Ostpreußen der Teil

der Republik Polen, in dem Polen,
Ukrainer, Deutsche und Tataren
ein einträchtiges Zusammenleben
führen. „Unsere Kulturen durch-
dringen und ergänzen sich. Wir
können aus diesen Elementen
schöpfen, da das polnische Volk
dank der Minderheiten berei-
chert wurde. Darauf bin ich sehr
stolz“, sagte Abako. Er fügte hin-
zu, dass die Selbstverwaltungsbe-
hörden sich immer darum be-
mühten, nah an jedem Menschen
zu sein, abgesehen von seiner na-

tionalen Zugehörigkeit. Diese Nä-
he drücke sich auf der Wirt-
schaftsebene in der Zusammenar-
beit zwischen hiesigen und aus-
ländischen Unternehmen oder in
der Pflege von bestehenden Städ-
tepartnerschaften aus. 
Nicht nur das künstlerische
Schaffen, sondern auch Verlags-
produkte in Form von Büchern,
Flugblättern oder Broschüren so-
wie Handwerksarbeiten, regiona-
le Kleidung oder typische Speisen
verschiedener Minoritätsgruppen

waren auf dem Fest präsent. An
den Informationsständem konnte
man sich mit den Arbeitsberei-
chen jeder einzelnen Organisa-
tion vertraut machen. Es ergaben
sich dabei viele persönliche Ge-
spräche zwischen Minderheits-
mitgliedern und Festbesuchern,
was einen ausgiebigen Erfah-
rungsaustausch gewährleistete.
Das ist nicht zu unterschätzen,
denn je häufiger eine Minder-
heitsstruktur ihre Wirkungsfelder
darstellt, desto mehr werden sich

die Mitglieder der Mehrheitsge-
sellschaft dessen bewusst, welch
eine bedeutende Rolle die Akti-
vitäten von weniger mitgliedsstar-
ken Volksgruppen in gesellschaft-
licher, bildungspolitischer wie
auch kultureller Dimension erfül-
len. 
Von diesem Bewusstsein zeugt
auch die Anwesenheit der Offi-
ziellen der Lokalbehörden sowie
der Gäste aus dem Ausland. Es
war schon das 28. Mal, dass das
Projekt mit der finanziellen
Unterstützung der Woiwodschaft
Ermland-Masuren, der Stadt Al-
lenstein, des Generalkonsulates
der Bundesrepublik Deutschland
in Danzig, des Bayerischen Staats-
ministeriums für Arbeit und Sozi-
ales, Familie und Integration so-
wie der Gesellschaft der ehemali-
gen Einwohner der Stadt Allen-
stein in Gelsenkirchen umgesetzt
wurde. Die Organisatoren hoffen,
dass das Fest die Integration der
nationalen und ethnischen Min-
derheitsgruppen stärkt und ihre
Zusammenarbeit vorantreibt. Die
Begegnungen von führenden Ak-
tivisten regionaler Minderheiten
mit Vertretern der lokalen Behör-
den begünstigen bestimmt ihre
gute Kooperation in den gesell-
schaftspolitischen Bereichen. 

Dawid Kazanski

Seit dem 1. Juli ist eine Regelung in
Kraft getreten, derzufolge auslän-
dische Bürger das Königsberger
Gebiet mit einem kostenlosen
elektronischen Visum bereisen
können. 

Diese vereinfachte Regelung soll
ausländische Touristen anziehen.
Da es jetzt viel einfacher ist, ein
kurzfristiges Visum zu erhalten,
hofft die russische Regierung auf
eine Belebung der Tourismusbran-
che in der Königsberger Exklave. 
Die Regionalregierung hat be-
reits die Gültigkeit solcher Visa be-
stätigt. Ein elektronisches Visum
gilt vom Tag der Ausstellung 30 Ta-
ge und berechtigt zum Aufenthalt
im Königsberger Gebiet für die
Dauer von acht Tagen. Um ein sol-
ches Visum zu erhalten, muss man
ein Formular auf der Konsularseite
des russischen Ministeriums für
Auslandsangelegenheiten im
Internet nicht später als vier Tage
vor der geplanten Reise ausfüllen. 
Dem Antrag muss eine Fotodatei
angehängt werden. Man kann das
Formular in deutscher und in rus-
sischer Sprache aufrufen. Es ist ge-
plant, in Zukunft weitere Sprachen
hinzuzufügen. Nach  Prüfung des
Antrags erhält man eine Bestäti-
gungs-E-Mail an die in der Erklä-
rung angegebene Adresse. Der
Brief enthält eine Identifikations-
nummer, die zusammen mit dem
Reisepass beim Passieren der
Grenze am russischen Kontroll-
punkt vorgelegt werden muss. Ne-
ben dem Reisepass und dem Vi-
sum wird bei der Einreise der
Nachweis einer Krankenversiche-

rung verlangt. Bei der Einreise per
Flugzeug muss das Rückreiseticket
oder dessen Buchungsbestätigung
und das Datum des geplanten 
Rückflugs vorgelegt werden. Die
Bearbeitungszeit des elektroni-
schen Antrags beträgt vier Tage.
Wenn man möchte, kann man 
20 Tage vor der geplanten Reise
das Visum beantragen.
Das kostenlose elektronische Vi-
sum hat nur für das Königsberger
Gebiet Gültigkeit. Ein großer Vor-
teil dieser Neuerung besteht darin,
dass für die Erteilung eines sol-
chen Visums keine Einladung und

kein persönlicher Besuch beim
Konsulat erforderlich sind. Die
Ein- und Ausreise mit einem

elektronischen Visum kann über
alle Autokontrollstellen, über den
Hafen und den Königsberger Flug-
hafen erfolgen.
Eine vereinfachte Einreise in
Form eines 72-Stunden-Visums hat
es schon bis 2017 für das Königs-

berger Gebiet gegeben. Die Ein-
führung solcher kostenlosen
elektronischen Visa war zuvor in
der neuen Gesetzesvorlage für die
Sonderwirtschaftszone „Kalinin-
gradskaja oblast“ enthalten.
Allerdings können nicht die
Bürger aller Länder diese Möglich-
keit nutzen. Erst vor wenigen Ta-
gen hat die russische Regierung ei-
ne Liste der Länder veröffentlicht,
die das nördliche Ostpreußen mit
elektronischem Visum besuchen
können. Darauf befinden sich 53
Länder. Bei der Erstellung der Lis-
te wurde die geografische Nähe

der Exklave zu den Ländern der
Europäischen Union berücksich-
tigt, sodass die Regelung für 38 eu-
ropäische Länder gilt. Zu den Län-
dern, für die diese nicht gilt, gehö-
ren die USA, Kanada und Großbri-
tannien.
Es ist erwähnenswert, dass im
vergangenen Jahr bereits elektro-
nische Visa für Reisen in die fern-
östlichen Regionen Russlands ein-
geführt wurden, hier aber nur 18
Länder in die Liste aufgenommen
wurden. Die polnische General-
konsulin in Königsberg, Anna No-
vakovska, ist der Ansicht, dass die
Einführung elektronischer Visa
dazu beitragen werde, vermehrt
polnische Touristen anzulocken:
„Wenn jeder Pole sich im Internet
registrieren lassen und die pol-
nisch-russische Grenze ohne Pro-
bleme passieren kann, wie es wäh-
rend der Fußball-Weltmeister-
schaft war, dann wird das ein guter
Anreiz für diejenigen sein, die aus
touristischen Gründen fahren.“
Um die polnischen Touristen
besser über die Möglichkeit eines
kostenlosen elektronischen Vi-
sums zu informieren, planen die
regionalen Behörden, ein Infor-
mationsbüro in Danzig zu eröff-
nen, in dem sie das nördliche Ost-
preußen vorstellen und bei der
Beantragung elektronischer Visa
behilflich sind. 

Jurij Tschernyschew

Visanträge können im Internet un-
ter folgender Adresse gestellt wer-
den: 
w w w . e l e c t r o n i c -
visa.kdmid.ru/klgd_home.html

Kostenlose Visa für Nordostpreußen
Russland ermöglicht elektronische Anträge für 53 Länder – USA, Kanada und England ausgeschlossen

Hier erhält man Hilfe bei allen Fragen rund ums Visum: Büro in Königsberg Bild: J.T.

Tourismus soll 
belebt werden
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Freuten sich, ihr Können zu zeigen: Auftritt der tatarischen Gruppe Bild: D.K.

Treffen zu Musik und Tanz in Göttkendorf
Das Minderheitenfest im südlichen Ostpreußen erfreut sich wachsender Beliebtheit 
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Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimatseiten der
PAZ-Ausgabe 30/2019 (Erstverkaufstag: 26. Juli) bis spätestens
Mittwoch, 17. Juli an E-Mail: redaktion@preussische-allgemeine.de,
per Fax an (040) 41400850 oder postalisch an Preußische Allge-
meine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg.

Zusendungen für Ausgabe 30

20. bis 22. September: Geschichtsseminar in Helmstedt
7. bis 13. Oktober: Werkwoche in Helmstedt
19. bis 20. Oktober: 12. Kommunalpolitischer Kongress in Allen-
stein (geschlossener Teilnehmerkreis)

1. November: AT der Landesgruppenvorsitzenden in Wuppertal
2. bis 3. November: Ostpreußische Landesvertretung in Wupper-
tal (geschlossener Teilnehmerkreis)

9. bis 12. November: Kulturhistorisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/lo/seminare.html

TERMINE DER LO
2019

ZUM 100. GEBURTSTAG

Pernak, Ingeborg, geb. Fischer,
aus Wiesengrund, Kreis Lyck,
am 15. Juli

Wiesner, Edeltraut, geb. Fischer,
aus Schakendorf, Kreis Elch-
niederung, am 18. Juli

ZUM 99. GEBURTSTAG

Masuhr, Hans, aus Lindenfließ,
Kreis Lyck, am 12. Juli

Regel, Inge, geb. Weißflug, aus
Pillau, Kreis Fischhausen, am
17. Juli

ZUM 98. GEBURTSTAG

Becker, Ilse, geb. Stein, aus
Eydtkau, Kreis Ebenrode, am
13. Juli

Goertz, Else, geb. Rathke, aus
Pillau, Kreis Fischhausen, am
17. Juli

Schmidt, Renate, geb. Joschek,
aus Vierbrücken, Kreis Lyck,
am 14. Juli

ZUM 97. GEBURTSTAG

Zerkowski, Norbert, aus Lyck,
Am Rathaus 2, am 15. Juli

ZUM 96. GEBURTSTAG

Bartholomeyczik, Waltraud, geb.
Wabbels, aus Kreuzingen und
Wartenhöfen, Kreis Elchnie-
derung, am 17. Juli

Kolodzey, Elfriede, geb. Krüger,
aus Gollen, Kreis Lyck, am 
14. Juli

Kowalewski, Dr. Karl, aus Neu-
endorf, Kreis Lyck, am 13. Juli

Suchalla, Berta, geb. Kopka, aus
Hamerudau, Kreis Ortelsburg,
am 14. Juli

Wilde, Helene, geb. Fenzau, aus
Grünau, Kreis Elchniederung,
am 18. Juli

ZUM 95. GEBURTSTAG

Lojewski, Fritz, aus Waltershö-
he, Kreis Lyck , am 16. Juli

Rogowski, Hans, aus Lyck, am
12. Juli

ZUM 94. GEBURTSTAG

Burdenski, Harry, aus Willen-
berg, Kreis Ortelsburg, am 
16. Juli

Glasauer, Edith, aus Langheide,
Kreis Lyck, am 14. Juli

Großmann, Erich, aus Prostken,
Kreis Lyck, am 17. Juli

Kaminski, Horst, aus Ruß, Kreis
Heydekrug, am 14. Juli

Kolenda, Gerda, geb. Gedaschke,
aus Paterswalde, Kreis Wehlau,
am 16. Juli

Kugland, Gerhard, aus Pregels-
walde, Kreis Wehlau, am 
18. Juli

Methfessel, Friedel, geb. Alexey,
aus Gorlau, Kreis Lyck, am 
15. Juli

Meyer, Herta, aus Stettenbach,
Kreis Lyck, am 13. Juli

Piekatz, Oskar, aus Nareythen,
Kreis Ortelsburg, am 13. Juli

Timm, Eva, geb. Motzkau, aus
Groß Engelau, Kreis Wehlau,
am 14. Juli

Wiesberg, Fritz, aus Gartenau,
Kreis Neidenburg, am 16. Juli

Wietrzychowski, Elise, geb. Fi-
scher, aus Pobethen, Kreis
Fischhausen, am 12. Juli

ZUM 93. GEBURTSTAG

Hein, Liesbeth, geb. Kowalzig,
aus Prostken, Kreis Lyck, am 16.
Juli

Lullies, Meta, geb. Beckert, aus
Langsee, Kreis Lyck, am 
14. Juli

Perret, Christel, geb. Bindzus, aus
Lenzendorf, Kreis Lyck, am 17.
Juli

Raddeck, Ella, geb. Strewinski,
aus Moterau, Kreis Wehlau, am
14. Juli

Schwalm, Edeltraut, geb. Jen-
drahl, aus Bartzendorf, Kreis
Neidenburg, am 14. Juli

Wagner, Irmgard, geb. Migge, aus
Mostolten, Kreis Lyck, am 
14. Juli

Wydra, Karl-Heinz, aus Rotwalde,
Kreis Lötzen, am 12. Juli

ZUM 92. GEBURTSTAG

Escherich, Ruth, geb. Kirschner, aus
Prostken, Kreis Lyck, am 
18. Juli

Frey, Anita, geb. Blosze, aus Schne-
ckenmoor, Kreis Elchniederung,
am 17. Juli

Heinemann, Else, geb. Gayko, aus
Langenhöh, Kreis Lyck, am 
17. Juli

Hundsdörfer, Helmut, aus Pelkenin-
ken, Kreis Wehlau, am 12. Juli

Janz, Erwin, aus Warschfelde,
Kreis Elchniederung, am 
14. Juli

Jordan, Charlotte, geb. Reuter,
aus Kinderhausen, Kreis
Ebenrode, am 14. Juli

Kahmann, Edith, geb. Broden,
aus Klein Lasken, Kreis Lyck,
am 18. Juli

Kuczinski, Heinz, aus Auglitten,
Kreis Lyck, am 14. Juli

Schummek, Gertrud, geb. No-
witzki, aus Bunhausen, Kreis
Lyck, am 15. Juli

Utecht, Ilse, geb. Keding, aus
Trankwitz, Kreis Fischhausen,
am 16. Juli

Weber, Christel, geb. Laupsien,
aus Seesken, Kreis Treuburg,
am 12. Juli

Weber, Dietlind, geb. Olschews-
ki, aus Lyck, Otto-Reinke-Stra-
ße 20, am 17. Juli

ZUM 91. GEBURTSTAG

Ambrosius, Erich, aus Buschfel-
de, Kreis Ebenrode, am 14. Ju-
li

Baethcke, Gerda, geb. Petereit,
aus Großwalde, Kreis Elchnie-
derung, am 12. Juli

Bogumil, Kurt, aus Lötzen, am
18. Juli

Brosda, Klara, geb. Zoels, aus
Froben, Kreis Neidenburg, am
13. Juli

Creuzer, Jutta, aus Königsberg,
am 12. Juli

Czernetzki, Liselotte, aus Lich-
tenfeld, Kreis Heiligenbeil, am
10. Juli, 

Jaros, Ruth, geb. Litzbarski, aus
Stobingen, Kreis Elchniede-
rung, am 15. Juli

Keller, Benno, aus Klein Ma-
rienwalde, Kreis Elchniede-
rung, am 12. Juli

Klinger, Hans, aus Ellerbach,
Kreis Ebenrode, am 13. Juli

Machel, Margerete, geb. Brehm,
aus Weidenkreuz, Kreis Eben-
rode, am 13. Juli

Mey, Erika, geb. Maurer, aus
Eydtkau, Kreis Ebenrode, am
17. Juli

Onischke, Herbert, aus Schal-
len, Kreis Wehlau, am 13. Juli

Posdziech, Traute, geb. Soltek,
aus Farienen, Kreis Ortels-
burg, am 15. Juli

Riedel, Gerhard, aus Lesgewan-
gen, Kreis Tilsit-Ragnit, am 
16. Juli

Söckneck, Gunter, aus Gaule-
den, Kreis Wehlau, am 17. Juli

Wesolowski, Erna, geb. Bogu-
mil, aus Lötzen, am 18. Juli

ZUM 90. GEBURTSTAG

Böhringer, Waltraud, geb. Forst-
reuter, aus Schenkenhagen,
Kreis Ebenrode, am 14. Juli

Borg, Werner, aus Uderhöhe,
Kreis Wehlau, am 17. Juli

Brincker, Dora, geb. Ewert, aus
Augam, Kreis Preußisch Ey-
lau, am 15. Juli

Engel, Traute, geb. Ritter, aus
Nickelsdorf, Kreis Wehlau, am
12. Juli

Höckendorff, Erika, geb. Sze-
zenski, aus Friedrichsthal,
Kreis Ortelsburg, am 14. Juli

Jacob, Wolfgang, aus Groß Al-
lendorf, Kreis Wehlau, am 
15. Juli

Jezioworski, Eva, geb. Stiller,
aus Schönhorst, Kreis Lyck,
am 18. Juli

Kaiser, Anna, aus Prostken,
Kreis Lyck, am 17. Juli

Kühn, Lydia, geb. Rimkus, aus
Löffkeshof, Kreis Tilsit-Ragnit,
am 12. Juli

Klose, Brigitte, geb. Hein, aus
Augam, Kreis Preußisch Ey-
lau, am 12. Juli

Merchel, Reinhold, aus Skottau,
Kreis Neidenburg, am 18. Juli

Meyer, Hildegard, geb. Marzian,
aus Bartendorf, Kreis Lyck, am
18. Juli

Schaper, Irmgard, geb. Trojan,
aus Treuburg, am 15. Juli

Schneider, Helga, geb. Wyludda,
aus Rhein, Kreis Lötzen, am
13. Juli

Schultze, Ruprecht, aus Malga,
Kreis Neidenburg, am 12. Juli

Schulz, Brunhild, geb. Titt, aus
Großwalde, Kreis Elchniede-
rung, am 16. Juli

Schulz, Thea, geb. Dieckmann,
aus Paterswalde, Kreis Wehlau,
am 18. Juli

Sowa, Erika, geb. Olk, aus
Rauschken, Kreis Ortelsburg,
am 14. Juli

Von Mickwitz, Gerhard, aus
Reuß, Kreis Treuburg, am 
13. Juli

Voß, Elisabeth, geb. Lenkewitz,
aus Jürgenau, Kreis Lyck, am
18. Juli

Walendy, Arno, aus Haasenberg,
Kreis Ortelsburg, am 16. Juli

Willuweit, Wilhelm, aus Britta-
nien, Kreis Elchniederung, am
18. Juli

ZUM 85. GEBURTSTAG

Allenberg, Günther, aus Palmni-
cken, Kreis Fischhausen, am
16. Juli

Beyer, Gerhard, aus Kloken,
Kreis Elchniederung, am 
18. Juli

Böntgen, Renate, geb. Dittmann,
aus Sentken, Kreis Lyck, am 15.
Juli

Brzezinski, Walter, aus Kaspers-
guth, Kreis Ortelsburg, am 
13. Juli

Falk, Renate, geb. Elbing, aus Or-
telsburg, am 16. Juli

Gauda, Manfred, aus Weidicken,
Kreis Lötzen, am 12. Juli

Gettkant, Erika, aus Gutsfelde,
Kreis Elchniederung, am 
12. Juli

Glitza, Klaus, aus Rohmanen,
Kreis Ortelsburg, am 17. Juli

Kosub, Irmtraud, geb. Rosowski,
aus Bärenbruch, Kreis Ortels-
burg, am 14. Juli

Noruschat, Ernst, aus Wehlau,
am 17. Juli

Pukrop, Horst, aus Treuburg, am
14. Juli

Rüggebrecht, Christa, geb. Naus-
sedat, aus Grieteinen, Kreis
Elchniederung, am 14. Juli

Söhl, Helga, aus Bladiau, Kreis
Heiligenbeil, am 13. Juli

Sökeland, Margrit, aus Visselhö-
vede, Landsmannschaft Bre-
men, am 18. Juli

Toll, Erika, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 18. Juli

Vaillant, Hans, aus Paterswalde,
Kreis Wehlau, am 13. Juli

Wiezorreck, Irmgard, geb. Mer-
kert, aus Finkenschlucht, Kreis
Ebenrode, am 17. Juli

Wolf, Gisela, geb. Graffenberger,
aus Schwentainen, Kreis Treu-
burg, am 12. Juli

ZUM 80. GEBURTSTAG

Baust, Irmgard, geb. Samlinski,
aus Auglitten, Kreis Lyck, am
18. Juli

Becker, Renate, aus Haselberg,
Kreis Schloßberg, am 16. Juli

Beule, Irmhild, geb. Brenneisen,
aus Sandau, Kreis Ebenrode,
am 15. Juli

Blasig, Dora, aus Kreuzburg,

Kreis Preußisch Eylau, am 
12. Juli

Elsner, Marlene, geb. Pest, aus
Krupinnen, Kreis Treuburg,
am 17. Juli

Guminski, Annegret, geb. Hugo,
aus Kreis Neidenburg, am 
13. Juli

Gwiasda, Helene, geb. Jedamski,
aus Burdungen, Kreis Neiden-
burg, am 13. Juli

Hellmick, Horst, aus Groß Pon-
nau, Kreis Wehlau, am 18. Juli

Heymuth, Monica, geb. Noack,
aus Goldbach, Kreis Wehlau,
am 17. Juli

Holfoth, Erika, geb. Gawehn,
aus Inse, Kreis Elchniederung,
am 18. Juli

Horst, Ilse, geb. Ipach, aus Kalk-
höfen, Kreis Ebenrode, am 14.
Juli

Jautelat, Dr. Manfred, aus Mat-
ten, Kreis Ebenrode, am 
18. Juli

Jeglinski, Richard, aus Seedorf,
Kreis Lyck, am 17. Juli

Kahmann, Ulrich, aus Adelshof,
Kreis Elchniederung, am 
14. Juli

Klimmek, Ulrich, aus Muscha-
ken/Lahna, Kreis Neidenburg,
am 18. Juli

Kuberski, Helmut, aus Rüben-
zahl, Kreis Lötzen, am 17. Juli

Lischinski, Reinhold, aus Farie-
nen, Kreis Ortelsburg, am 
17. Juli

Podubrin, Helmut, aus Antons-
wiese, Kreis Elchniederung,
am 17. Juli

Smollich, Regine, geb. Supplie,
aus Schirrau, Kreis Wehlau,
am 17. Juli

Stephan, Brigitte, geb. Palluck,
aus Wittenwalde, Kreis Lyck,
am 15. Juli

Turner, Siegfried, aus Parkhof,
Kreis Ebenrode, am 18. Juli

Wedler-Wodarz, Gertrud, geb.
Wedler, aus Friedlau, Kreis
Elchniederung, am 12. Juli

ZUM 75. GEBURTSTAG

Ahrens, Helga, geb. Ziegann,
aus Groß Keylau, Kreis Weh-
lau, am 17. Juli

Kiaulehn, Wolfgang, aus Grün-
weide, Kreis Ebenrode, am 
14. Juli

Sulimma, Margot, aus Allen-
bruch, Kreis Lötzen, am 17. Ju-
li

AUS DEN HEIMATKREISEN
Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Bad Nenndorf – Freitag, 6. bis
Sonntag, 8. September, Hotel
Esplanade, Bahnhofstraße 8,
31542 Bad Nenndorf, Telefon
(05723) 798110:  Kreistreffen, Mit-
gliederversammlung und Dele-
giertenversammlung der Kreisge-
meinschaft Elchniederung.
Programm
Freitag, 6. September 
14 Uhr: Eröffnung des Tagungs-

büros im Foyer und Delegierten-
versammlung,

16 bis 18 Uhr: Film- und Dia-
vorträge im Raum Luzern.
Sonnabend, 7. September 
9 Uhr: Eröffnung des Tagungs-

büros,
9.30 Uhr: Treffen im Restau-

rant,
10 Uhr: Film- und Diavorträge

und  Infostand Agnes-Miegel-Ge-
sellschaft e.V.,
12 Uhr: Mittagessen im Restau-

rant,
14 Uhr: Eröffnung der Mitglie-

derversammlung durch den Vor-
sitzenden mit Totenehrung und
einem Grußwort von Landrat 
F. Kethorn, dem Rechenschafts-

bericht des Versammlungsleiters
und Berichten über die Kreisge-
meinschaft und Kirchspielgebie-
te sowie Wahlen,
ab 16 Uhr: gemütliches Bei-

sammensein, plachandern, klei-
ne eigene Beiträge können vorge-
tragen werden, ab 18 Uhr mit
musikalischer Begleitung,
bis 18 Uhr: weitere Bilder, Fil-

me und Bilderfassung im Raum
Luzern.

Sonntag, 8. September 
10 Uhr: Gottesdienst in der

Kirche Steinhude, Besuch des
Agnes-Miegel-Hauses in Bad
Nenndorf, Ausklang im Hotel.

Goldap – Sonnabend, 27. Juli,
Haus der Heimat, Goldap: Gol-
daper Gartenfest.

Neumünster – Sonnabend, 
20. Juli, 15.30 Uhr, Lötzener Mu-
seum, Sudetenlandstraße 18H
(Böcklersiedlung), Neumünster:
„Lieblingsgedichte! Lieblingsge-
dichte?“ – Die Besucher des Löt-

Kreisvertreter: Dr. Gerhard 
Kuebart, Schiefe Breite 12a,
632657 Lemgo, Telefon (05261) 8
81 39, E-Mail: gerhard.kuebart@
googlemail.com.

EBENRODE
(STALLUPÖNEN)

Kreistreffen

Kreisvertreter: Stephan Grigat,
Telefon (05231) 37146, Fax
(05231) 24820, Heidentalstraße
83, 32760 Detmold. Geschäfts-
stelle: Annelies Trucewitz, Ho-
henfelde 37, 21720 Mittelnkir-
chen, Telefon (04142) 3552, Te-
lefax (04142) 812065, E-Mail:
museum@goldap.de. Internet:
www.goldap.de.

GOLDAP

Gartenfest

Dieter Arno Milewski, Am Forst-
garten 16, 49214 Bad Rothenfel-
de, Telefon (05424) 4553, 
Fax (05424) 399139, E-Mail: 
kgl.milewski@osnanet.de. Ge-
schäftsstelle: Ute Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg,
Telefon (040) 6083003, E-Mail:
KGL.Archiv@gmx.de

LÖTZEN

Lyrik
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zener Museums werden gebeten,
Gedichte mitzubringen, die sie
vielleicht durch ihr Leben beglei-
tet haben, die etwas mit Heimat
und Herkunft zu tun haben oder
die in einer Lebenssituation von
besonderer Bedeutung waren. –
Ute Eichler erzählt die Geschich-
te vom Gedicht als Geschenk und
stellt es und seinen Verfasser vor.
Das Museum ist an Veranstal-

tungstagen bereits um 10 Uhr ge-
öffnet.
Eine interessante Entwicklung
Viele Male hatte Erhard (ge-

nannt Hardy) Kawlath, Lötzens
Kreisvertreter von 1992 bis 2009,
diesen Wunsch geäußert: Die Pa-
tenstadt der Kreisgemeinschaft
Lötzen, die kreisfreie Stadt Neu-
münster in Schleswig-Holstein,
möge doch eine Städtepartner-
schaft mit Lötzen, seit 1946 Gi-
zycko genannt, schließen. Dazu
kam es im letzten Jahrzehnt des
vergangenen Jahrhunderts aus
unterschiedlichsten Gründen
nicht. Die Gegenargumente laute-
ten vor allem: Die Stadt ist zu weit
entfernt, zu klein, die Unterschie-
de sind zu groß. Und dann schloss
Neumünster in den 1990er Jahren
einen Vertrag über eine Städte-
partnerschaft mit Köslin in Pom-
mern und das Thema, für das sich
die Kreisgemeinschaft Lötzen ein-
gesetzt hatte, war erledigt.

Seit neun Jahren hat die Stadt
Neumünster einen offiziell Beauf-
tragten zur Pflege der Städtepart-
nerschaften und der Patenschaft.
Diese Aufgabe wurde dem damals
in den Ruhestand eingetretenen
Schulleiter Hans Iblher übertra-
gen, der das Amt mit Engagement
ausübt.
Auf den großen Begrüßungsta-

feln, die die Besucher aus allen
Richtungen an den Stadtgrenzen
Neumünsters willkommen hei-
ßen, sind die bisherigen Partner-
städte genannt: Gravesham (Groß-
britannien), Koszalin (Polen), Par-
chim (Mecklenburg-Vorpom-
mern). Erfreulich: Auch der Hin-
weis auf die Patenschaft zu Kreis
und Stadt Lötzen, einschließlich
des Wappens mit den drei Fi-
schen, fehlt nicht.
Nun ist eine neue Städtepart-

nerschaft beabsichtigt. Man stau-
ne! Im September 2018 hat Neu-
münsters Stadtpräsidentin Anna-
Katharina Schättiger die Schullei-
ter der drei regionalen Berufsbil-
dungszentren der Stadt zur
Unterzeichnung von Koopera-
tionsvereinbarungen nach Kö-
nigsberg [Kaliningrad] begleitet.
Als Nachklang von Gesprächen
mit dem deutschen Generalkon-
sul entstand die Idee, mit einer
Stadt im Königsberger Gebiet ei-
ne Partnerschaft einzugehen.
Hintergrund dieses Vorhabens ist,
dass das Land Schleswig-Holstein
2019 das 20-jährige Bestehen ei-
ner Kooperation mit dem Königs-
berger Gebiet begeht, es ist der
Region als Ostsee-Anrainer ver-
bunden, und seit dem Jahr 2000
gibt es zusätzlich eine Parla-
mentspartnerschaft.
Im zeitigen Frühjahr wurde an

die Lötzener Heimatsammlung
die Frage gerichtet: „Habt ihr auch
etwas über Gumbinnen?“ Aus-
kunft über diese ostpreußische
Kreisstadt zu erteilen, war pro-
blemlos und auch aus eigener
Kenntnis der Betreuerin des Löt-
zener Sammlungsbestandes mög-
lich. Im April 2019 reisten Hans
Iblher und Klaus-Dieter Bülck
von der Stadtverwaltung Neu-
münster nach Gumbinnen. Sie
wollten abklären, ob diese Städte-
partnerschaft für Neumünster
sinnvoll ist. Inzwischen wurden
auch Kontakte zur Wirtschafts-
agentur und zum Unternehmens-
verband geknüpft. Für Gumbin-
nen spricht zum Beispiel, dass

dort an Schulen 200 Schüler
Deutsch als erste Fremdsprache
erlernen und weitere 200 Schüler
Deutsch als zweite Fremdsprache
gewählt haben. Das in der Stadt
(heute 28000 Einwohner) vorhan-
dene Milchwerk könnte Koopera-
tionsmöglichkeiten eröffnen.
Vom 17. bis 19. Oktober werden

Neumünsters Stadtpräsidentin
Anna-Katharina Schättiger, Ober-
bürgermeister Dr. Olaf Tauras und
Hans Iblher als der Beauftragte
für Städtepartnerschaften zu Son-
dierungen nach Gumbinnen rei-
sen. Sie begleiten auf Einladung
des Justizministeriums Schleswig-
Holsteins Ministerin Sabine Süt-
terlin-Waack auf der Reise zu den
„Deutsch-Russischen Dokumen-
tarfilmtagen“.
Die Stadt Neumünster hält – ge-

rade wegen der aktuellen politi-
schen Situation – diese neue
Städtepartnerschaft für wün-
schenswert, da „interkulturelle
Kooperation auf Städte-Ebene ei-
nen wichtigen Beitrag zur Völker-
verständigung leisten kann“, heißt
es in der Verwaltungsvorlage. Zu-
sätzlich wurde die Feststellung ge-
troffen, viele Neumünsteraner
hätten ihre Wurzeln im ehemali-
gen Ostpreußen. Auch Neumün-
sters OB Tauras ist familienge-
schichtlich dort anzusiedeln.

Ute Eichler

Lüneburg – Freitag, 13., bis
Sonnabend, 14. September, Fest-
diele, Gasthaus Krone, Heiligen-
geiststraße 39-41, 21335 Lüne-
burg und Ostpreußisches Landes-
museum, Heiligengeiststraße 38,
21335 Lüneburg: Jahrestreffen.
Freitag, 13. September (Festdie-

le), 17 Uhr: Mitgliederversamm-
lung der Kreisgemeinschaft Oste-
rode, 19 Uhr: Begrüßungsabend.
Sonnabend, 14. September
10 bis 12 Uhr: Führung durch

die neue Dauerausstellung des
Ostpreußischen Landesmuseums,
beginnend mit „Geschichte Ost-
preußens“ oder „Kunst und Kul-
tur Ostpreußens“, ab 11 Uhr
„Wild, Wald und Pferde“ oder
„Flucht, Vertreibung, Ankunft“, 12
Uhr: Mittagpause, 14 bis 16 Uhr:
Feierstunde (Festdiele) mit einem
Vortrag von Christopher Spatz
„Heimatlos. Das Lager Friedland –
ein ostpreußischer Schicksalsort
in Niedersachsen“.

Wesel – Sonntag, 11. August,
11.30 Uhr, Niederrheinhalle We-
sel: Mitgliederversammlung und
Kreistags-Sitzung anlässlich unse-
res diesjährigen Hauptkreistref-
fens. 
Tagesordnung:
1. Begrüßung durch den Kreis-

vertreter, 2. Feststellung der An-
wesenden und Genehmigung des
Protokolls vom Vorjahr, 3. Bericht
des Kreisvertreters, 4. Kassen und
Prüfungsbericht, 5. Entlastung
des Vorstands und der Kassenfüh-
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auch im Internet 
Kreisvertreter: Burghard Gieseler,
Elritzenweg 35, 26127 Olden-
burg, Telefon (0441) 6001736. Ge-
schäftsstelle: Postfach 1549,
37505 Osterode am Harz, Telefon
(05522) 919870. KGOeV@t-onli-
ne.de; Sprechstunde: Mo. 14-17
Uhr, Do. 14–17 Uhr.

OSTERODE

Jahrestreffen

Kreisvertreter: Hubertus  Hilgen-
dorff, Tel. (04381) 4366, Dorfstr.
22, 24327 Flehm. Gst.: Paten-
schaft Rastenburg: Kaiserring 4,
46483 Wesel, Tel. (0281) 26950.

RASTENBURG

Versammlung 
und Sitzung

rung, 6. Haushaltsplan 2020, 
7. Heimatbriefe „Rund um die Ra-
stenburg“, 8. Bildband, 9. Rasten-
burger Treffen 2019/2020 und 
10. Verschiedenes. Anträge bezie-
hungsweise Vorschläge zur Tages-
ordnung sind bis zum 2. August
einzureichen.

Hubertus Hilgendorff, 
Kreisvertreter

Wesel – Sonnabend, 10., bis
Sonntag, 11. August, Niederrhein-
halle Wesel: Hauptkreistreffen.
Programm
Sonnabend, 10. August
9.30 Uhr: Abfahrt mit dem Bus

ab Hotel Kaiserhof zum Friedhof,
10 Uhr: Kranzniederlegung auf

dem Friedhof in Wesel an der
„Trauernden Vesalia“, Caspar-
Baur-Straße,
10.30 Uhr: Kranzniederlegung

am Ehrenmal an der Schillkaser-
ne in Wesel und Besichtigung der
Traditionsstube,
14 Uhr: Abfahrt mit dem Bus ab

Hotel Kaiserhof zum Restaurant
„Wacht am Rhein“ in Büderich
zum Spaziergang und Kaffeetrin-
ken,
19 Uhr: Geselliges und gemütli-

ches Beisammensein in der
Niederrheinhalle, Wesel.
Sonntag, 11. August
9 Uhr: Einlass in die Nieder-

rheinhalle, Möglichkeit zum
Frühstück,
9.30 Uhr: Evangelischer. Gottes-

dienst in der Gnadenkirche, Wak-
kenbrucher Straße 82, 
10 Uhr: Katholischer Gottes-

dienst in der Kirche Herz-Jesu, in
der Feldmark, Wesel, 
14.30 Uhr: Hauptkreistreffen in

der Niederrheinhalle, Wesel: 
– Musikeinführung Blasmusik

Lackhausen, 
– Begrüßung Hubertus Hilgen-

dorff, Kreisvertreter,
– Gemeinsames Lied „Land der

dunklen Wälder“, 
– Ansprachen von Heinrich

Friedrich Heselmann, stellvertre-
tender Landrat des Kreises Wesel,
Ulrike Westkamp, Bürgermeiste-
rin der Stadt Wesel mit Zwischen-
spiel der Blasmusik Lackhausen,
16 Uhr: Großer Zapfenstreich

Blasmusik Lackhausen und Tam-
bourcorps Wesel-Fusternberg, 
16.30 Uhr: geselliges Beisam-

mensein.
Kontakt: Geschäftsstelle „Paten-

schaft Rastenburg“, Telefon (0281)
26950.

Das deutsch-russische Ferien-
lager der Kreisgemeinschaft
Schloßberg-Patenschaft Land-
kreis Harburg, findet vom 17. Juli
bis 29. Juli wieder in der Jugend-
herberge Otterndorf statt. Wir
werden wieder ein interessantes
Programm für Euch und den rus-
sischen Teilnehmern aus dem
Königsberger Gebiet vorberei-
ten. In der Jugendherberge wird
wieder viel gebastelt, gesungen,
gespielt und gebadet. Auch an-
dere Sportarten werden auf
Wunsch berücksichtigt. Bei Wan-
derungen wird die nähere und
weitere Umgebung erkundet.
Ausflüge bringen uns in die
Großstadt Hamburg sowie in den
Heidepark nach Soltau und in
unsere Heimatstube nach Win-
sen.  Für die „Wasserratten“ den-
ken wir uns ganz bestimmt noch
etwas Besonderes  aus.  Des Wei-
teren wird das Thema Ostpreu-
ßen, also die Geschichte des Ge-
bietes, aus dem die russischen
Teilnehmer kommen, auf dem
Programm stehen, sowie die
unterschiedlichen Lebensver-
hältnisse in Deutschland und
Russland für Kinder in der heu-
tigen Zeit. Der Teilnehmerbei-
trag liegt bei 240 Euro, die Teil-
nehmer sollten zwischen elf und
14 Jahren alt sein. Anmeldungen

und weitere Auskünfte bei: Nor-
bert Schattauer, Landesstraße 19,
21776 Wanna, Telefon (04757)
463, E-Post: schattauer-
wanna@t-online.de

Bad Sassendorf – Sonnabend,
31. August, 19 Uhr, Hotel Haus
Rasche, Wilhelmstraße 1, 50505
Bad Sassendorf: Mitgliederver-
sammlung. Nach der Versamm-
lung findet im Rahmen des
abendlichen Beisammenseins
ein Vortrag von Christopher
Spatz über die ostpreußischen
Wolfskinder statt.
Die Kreisgemeinschaft Tilsit-

Ragnit freut sich besonders, den
diesjährigen Träger des Ostpreu-
ßischen Kulturpreises für Wis-
senschaft für einen Vortrag ge-
wonnen zu haben. Der 1982 in
Bremen geborene Historiker hat
sich in seiner Dissertation aus-
führlich mit dem Schicksal der
Wolfskinder befasst und in sei-
nem Buch „Nur der Himmel
blieb derselbe. Ostpreußens
Hungerkinder erzählen vom
Überleben“ seine Forschungser-
gebnisse und Interviews mit Be-
troffenen für ein breites Publi-
kum im Jahr 2016 veröffentlicht.
Der Vortag ist für alle Interes-

sierten offen und eintrittsfrei.

Die Kurische Nehrung, Königs-
berg und das Königsberger Gebiet
vom 28. Juli bis 6. August.
Anmeldungen und weitere In-

formationen erhalten Sie unter
Telefon (04242) 936243, (0421)
3795906, (04241) 5586 oder
(04242) 9764444.

Hauptkreistreffen

Kreisvertreter: Michael Gründ-
ling, Große Brauhausstraße 1,
06108 Halle/Saale. Geschäftsstel-
le: Tanja Schröder, Tel. (04171)
2400, Fax (04171) 24 24, Rote-
Kreuz-Straße 6, 21423 Winsen
(Luhe).

SCHLOSSBERG
(PILLKALLEN)

Deutsch-russisches 
Kinderlager

Kreisvertreter: Dieter Neukamm,
Am Rosenbaum 48, 51570 Win-
deck, Telefon (02243) 2999, Fax
(02243) 844199. Geschäftsstelle:
Winfried Knocks, Varenhorst-
straße 17, 49584 Fürstenau, Tele-
fon (05901) 2309, E-Mail: Win-
friedKnocks@aol.com

TILSIT-RAGNIT

Kreisvertreter: Gerd Gohlke, Sy-
ker Straße 26, 27211 Bassum. Te-
lefon (04241) 5586. 2. Vor-
sitzernder (komm.): Uwe Koch,
Schobüller Straße 61, 25713 Hu-
sum. Schriftleiter: Werner Schim-
kat, Dresdener Ring 18, 65191
Wiesbaden, Telefon (0611)
505009840. Internetseite:
www.kreis-wehlau.de

WEHLAU

Heimatreise

Alle auf den Seiten »Glückwünsche«

und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Glückwünsche, Berichte und Termin-

ankündigungen werden auch ins

Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung können Sie je-

derzeit bei der Landsmannschaft

widersprechen! 

Stiftung Zentrum gegen
Vertreibungen

Die Wanderausstellungen
sind im Juli 2019 an folgen-
den Orten zu sehen: „Er-
zwungene Wege – Flucht
und Vertreibung im Europa
des 20. Jahrhunderts“
1. Juli bis 24. Juli 
Landratsamt Augsburg,
Prinzregentenplatz 4, 86150
Augsburg, Öffnungszeiten.
Mo. bis Mi. 7.30 Uhr bis
12.30 Uhr. Do. 7.30 Uhr bis
12.30 Uhr und 14 Uhr bis
17.30 Uhr. Fr. 7.30 Uhr bis
12.30 Uhr
„Die Gerufenen – Deutsches
Leben in Mittel- und Osteu-
ropa“
1. Juli 2019 bis 11. August
2019
Technisches Museum, Wie-
senstraße 11a, 57392
Schmallenberg-Fleckenberg
Öffnungszeiten. Di., Do., So.
14 Uhr bis 17.30 Uhr. Sa. 14
bis 18 Uhr
Telefon (0228) 81 007 30

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Altmühlfranken – Donnerstag,
25. Juli, 19 Uhr, Kastaniengarten,
Gastwirtschaft Röschelskeller,
Gunzenhausen: Sommerabend
der Landsmannschaften.
Ansbach – Sonnabend, 13. Juli,

14 Uhr, Schernberg/ Herrieden,
„Bergwirt“: BdV-Jahreshauptver-
sammlung, anschließend musika-
lische Heimatreise mit Bildprä-
sentation von Frau H. Bauer,
Herrn R. Schmutzer, Begleitung
Herr R. Hohler. – Sonnabend 
20. Juli, 15 Uhr, Orangerie: Wir
singen Heimatlieder und berich-
ten von der Landeskulturfahrt
zum Ostpreußentreffen.
Hof – Sonnabend, 13. Juli, 

15 Uhr, Altdeutsche Bierstube:
Treffen zum Thema „Quer durch
Ostpreußen“. Im August ist Som-
merpause.
Landshut – Dienstag, 16. Juli,

13.30 Uhr, Hotel Gasthof Zur In-
sel: Kaffee und Kuchen zum Ge-
burtstag von Wolfgang Siebert. 

Bitte melden Sie sich zur rech-
ten Zeit an. 

KREISGRUPPEN

Bartenstein – Anfra-
gen für gemeinsame
Treffen: Elfi Fortan-
ge, Telefon (030)
4944404.

Königsberg – Frei-
tag, 12. Juli, 14 Uhr,
Forckenbeckstraße
1, 14199 Berlin-Wil-
mersdorf: Treffen.

Anfragen: Elfi Fortange, Telefon
(030) 4944404.

Rastenburg – Sonn-
tag, 14. Juli, 12 Uhr,
Restaurant Stamm-
haus Rohrdamm 24 B,
13629 Berlin: Tref-

fen. Anfragen bei Martina Son-
tag unter Telefon (033232)
188826.

Landesgruppe – Sonnabend,
20. Juli, 14 Uhr (Einlass ab 13
Uhr) bis etwa 17 Uhr, Hotel New-
LivingHome, Julius-Vosseler- Stra-
ße 40, Hamburg-Lokstedt: Som-
merfest der Landesgruppe. Das
Residenzhotel liegt etwa 50 Meter
entfernt von der Haltestelle Ha-
genbecks Tierpark (U-Bahn Linie
U 2 oder den Buslinien 22, 39,
181 und 281) und ist auf ebenem
Wege gut zu erreichen. Christel
Neumann trägt mit Versen und
Gedichten „Erinnerungen an Ost-
preußen“ vor, und es erwartet Sie
das „Duo Dreiklang“. Ein Kaffee-
gedeck (ein Stück Torte und ein
Stück Butterkuchen, Kaffee satt)
ist für 10 Euro pro Person erhält-
lich. Gäste sind wie immer herz-
lich willkommen.

Frauengruppe Ber-
gedorf – Sonntag,
14. Juli, 14.30 Uhr,
Zugpferdemuseum
Lütau, Annenhof,

Alte Salzstraße 29, 21483 Lütau:
„Mit Pferden auf der Flucht – Die
Geschichte der geretteten Trakeh-
nerpferde“. Kaffee und Kuchen.
Gäste sind herzlich willkommen.
Anmeldung: Gisela Harder, Tele-
fon (040) 7373220.

Darmstadt/Dieburg – Monats-
bericht – Unsere letzte Veranstal-
tung vor der Sommerpause am
15. Juni stand unter dem Motto
„Das Deutschlandtreffen der Ost-
preußen in Wolfsburg“.
Plachandern mit Kaffee und Ku-

chen, man hatte sich ja einiges zu
erzählen, wurde rege genutzt.
Auch heute war Kaffee und Ku-
chen frei. Edle Spender, anläss-
lich ihres Geburtstages, machten
dies möglich. Der Tischschmuck,
auf der neuen Tischanordnung
war hervorragend gelungen, und
man bedankte sich bei unserer
Blumenfee Waltraud. Die Ge-
burtstagskinder wurden beglück-
wünscht, und das geistige Wort
ebenfalls an die Runde gespro-
chen.
Im Anschluss daran berichtete

Gerhard Schröder ausführlich
über die Veranstaltung des Ost-
preußentreffens, das im Mai in
Wolfsburg stattfand. Bildmaterial
hierzu wurde in der Runde her-
umgereicht. Im Anschluss an den

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet 

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 16



Bericht von Gerhard Schröder
verabschiedete man sich und
wünschte allen eine erholsame
und schöne Sommerzeit. – Unser
nächstes Treffen nach der Som-
merpause findet am 14.Septem-
ber wie gewohnt im Luise-Büch-
ner-Haus in Darmstadt –Neukra-
nichstein statt. Rechtzeitig werden
noch Einladungen verschickt. 
Allen Kranken wünschen wir

gute Besserung und ebenfalls eine
beschwerdefreie und schöne
Sommerzeit. Christian Keller

Wetzlar – Ausstellung – „Die
Königsberger Diakonie der Barm-
herzigkeit“. So lautet schlicht eine
Ausstellung, die von Mittwoch, 17.
Juli, bis Freitag, 16. August, im
Neuen Rathaus in Wetzlar (Ernst-
Leitz-Straße 30) in Mittelhessen
zu sehen ist. Auf 24 Tafeln zeich-
net sie Entstehung und Werden
des Werkes nach, das 1850 in Kö-
nigsberg in Ostpreußen begann
und 1953 im Kloster Altenberg
bei Oberbiel eine Fortsetzung
fand. 
Am Beginn stand die Gründung

durch Diakonissen. Heute, so
weist der Vorsitzende des Freun-
deskreises der Königsberger Dia-
konie, Christean Wagner, darauf
hin, dass es früher kaum denkbar
war, Arbeit im Kloster sowie in
den Pflegeheimen in Wetzlar,
Braunfels und Hüttenberg ohne
Diakonissen zu versehen. Das
wohltätige und barmherzige Tun
dieser Frauen solle aber nicht ver-
gessen werden. Darum hat der
Freundeskreis gemeinsam mit der
Königsberger Diakonie diese Aus-
stellung sowie einen 40-seitigen
Katalog in Auftrag gegeben, der
die heutige Generation an die An-
fänge und die Entwicklung erin-
nern soll. Dabei wird auch die
Rolle von Pfarrer Theodor Flied-
ner und dessen aus Braunfels
stammenden Frau Friederike auf-
gegriffen. Die Ausstellung schil-
dert ferner das Ende des Dienstes
in Königsberg, als die Diakonissen
evakuiert wurden. Nach einigen
Zwischenaufenthalten fanden sie
1953 in dem durch einen Brand

zerstörten ehemaligen Prämon-
stratenserinnenkloster Altenberg
eine neue Heimat. Über Jahrzehn-
te haben sie im Wetzlarer Kran-
kenhaus und in der Gemeinde-
krankenpflege ihren Dienst getan.
Eröffnet wird die Ausstellung

am Mittwoch, 17. Juli, um 18 Uhr
im Neuen Rathaus und ist vier
Wochen lang während der Öff-
nungszeiten zu sehen. Der Eintritt
ist frei. Zu der Ausstellung ist
auch ein Katalog erschienen, der
erstmals wissenschaftlich die His-
torie der Königsberger Diakonie
aufarbeitet.

Wiesbaden – Sonnabend, 
13. Juli, 15 Uhr, Erbenheim
„Kleingartenverein am Wasser-
werk“: Sommer-Gartenfest. Am
Grill werden Steaks und Würst-
chen zubereitet, dazu gibt es
Kartoffelsalat. Zuvor verwöhnen
wir Sie mit Kaffee und leckerem
Kuchen. Mit Musik und Gesang
unterhält Sie wieder Mathias Bu-
dau. Wir wünschen schönes Wet-
ter und freuen uns auf viele Be-
sucher. Wegen der Essen-Dispo-
sition bitte anmelden bei Irm-
gard Steffen, Telefon (0611)
844938 oder Helga Kukwa, Tele-
fon (0611) 373521. Sollten Sie
nach erfolgter Anmeldung am
Gartenfest nicht teilnehmen,
muss das bestellte Essen den-
noch bezahlt werden, da wir die
gemeldeten Portionen verbind-
lich gebucht haben. Das Garten-
fest findet bei jeder Witterung
statt; überdachte Bereiche stehen
zur Verfügung. – Donnerstag, 25.
Juli, 12 Uhr, Gaststätte Haus
Waldlust, Ostpreußenstraße 46,
Wiesbaden-Rambach: Stamm-
tisch. Wir essen à la carte. Wegen
der Platzdisposition bitte unbe-
dingt anmelden bis spätestens
19. Juli bei Irmgard Steffen Tele-
fon (0611) 844938 oder Helga

Kukwa, Telefon (0611) 373521.
ESWE-Busverbindung: Linie 16,
Haltestelle „Ostpreußenstraße“.
Im August finden keine Veran-

staltungen statt.

Parchim – An jedem dritten
Donnerstag, 14.30 Uhr, Café Wür-
fel, Scharnhorststraße 2: Treffen
der Kreisgruppe. Gemütlicher
Nachmittag, um über Erinnerun-
gen zu sprechen, zu singen und
zu lachen. Weitere Informationen:
Charlotte Meyer, Kleine Kemena-
denstraße 4, 19370 Parchim, Tele-
fon (03871) 213545.

Bericht
Ein geflügelter Himmelsbote
Ein besonderes Erlebnis auf un-

serer letzten Masuren-Reise hat
mich so sehr berührt, dass ich es
hier wiedergeben muss. Mit über
60 Mitreisenden besuchten wir
Mitte Juni 2019 das Oberland mit
Mohrungen und Osterode, Masu-
ren mit Ortelsburg und Neiden-
burg, das Ermland mit Allenstein,
Frauenburg und Heilsberg sowie
Kahlberg auf der Frischen Neh-
rung, Elbing und zuletzt Danzig.
Auch eine Fahrt auf dem Ober-
landkanal durfte nicht fehlen. In
Heilsberg nahmen wir zum 28. Mal
am Ostpreußischen Sommerfest
der dort verbliebenen Deutschen
teil. Etwa 50 Reiseteilnehmer unse-
rer Gruppe traten auf der Bühne
als spontaner Ostpreußenchor auf.
Im Hotel „Tailor“ in Mohrungen
hatten wir an drei Abenden be-
kannte Volkslieder einstudiert,
aber auch das Heydekrüger Hei-
matlied „Blaues Haff und grüne
Wiesen“ und das polnische Volks-
lied „Hej z góry, z góry, jada Mazu-
ry“. Tags zuvor gab es nach der
Schiffsfahrt über das Frische Haff
ein Orgelkonzert im Frauenburger
Dom, danach begab sich unsere
Gruppe wie jedes Jahr zum Ge-
denkstein für die Opfer der Flucht
über das Eis im Frühjahr 1945. Der
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Maßein-
teilung
an Mess-
geräten

Instru-
mental-
fantasie

ungari-
scher
National-
tanz

ohne
Geld,
arm

Ehemann
fruch-
tiges
Heiß-
getränk

Hand-
werks-
beruf

europä-
ischer
Strom

deutsche
Bundes-
kanzlerin
(Angela)

zu einem
Erdteil
gehörend

poetisch:
Biene

Laub-
baum,
Rüster

Baby-
speise

weiden
(Vieh)

hart
über-
zogen
(Speise)

geist-
liches
Lied

metal-
lisch
grau
glänzend

feier-
liche
Namens-
gebung

Ver-
halten,
Betragen
(ugs.)

brasil.
Wäh-
rungs-
einheit

Haupt-
stadt
Afgha-
nistans

Küsten-
staat
Brasi-
liens

Schutz-
und
Wach-
hund

Doppel-
konti-
nent

Angehö-
riger ei-
nes Rei-
tervolkes

Dresch-
platz
in der
Scheune

die
Länder
Vorder-
asiens

kleines,
ärm-
liches
Haus

ein
Planet

heißen;
klingen,
tönen

schnell,
blitz-
artig

Ansamm-
lung klei-
ner runder
Steine

Loch-
vor-
stecher,
Pfriem

herbei-
schaffen

engl.
Adels-
titel:
Graf

Balsam,
Creme

offi zieller
Vertreter
eines
Staates

Sohn 
des Zeus
und der
Alkmene

blutstil-
lendes
Mittel

gefragt,
begehrt,
angesagt
(engl.)

Oper
von
Verdi

Leiter,
rang-
höchste
Person

die
Acker-
krume
lockern

eine
Zahl

leise
(Musik)

gut
erzogen

lang ge-
zogener
Strand
(ital.)

von Was-
ser um-
gebenes
Land

Geliebte
des Zeus

gehack-
tes
Schwei-
nefl eisch

Hauptge-
schäfts-,
Haupt-
reisezeit

Fluss
durch
Paris

Stadt
in der
Cham-
pagne

Weg im
Laby-
rinth

Lebens-
hauch

Mär-
chen-,
Sagen-
gestalt

Knie-
geige

Süd-
frucht

entbehr-
lich,
verzicht-
bar

der ge-
regelte
Zustand

enges,
steil-
wandi-
ges Tal

begrün-
deter
Anspruch

Leber-
abson-
derung

von einer
Form Um-
schlos-
senes

Klavier-
stück
träumeri-
scher Art

selbst-
süchtiger
Mensch

Schall,
dröhnen-
der Klang;
Echo

getrock-
netes
Gras

höcker-
loses
Kamel

äußerste
Armut

Stern im
Sternbild
Walfi sch

fegen,
mit dem
Besen
reinigen

vor dem
Erkannt-
werden
schützen

Spiel-,
Wett-
kampf-
klasse

Stuhl-
teil

Faden-
verknüp-
fung

bayer.
Benedik-
tiner-
abtei

Seebad
und
Hafen in
England

saure
Flüssig-
keit zum
Würzen

Ver-
suchs-
raum
(Kzw.)

nur
geistig
vor-
handen

römi-
scher
Kaiser

fi schähn-
liches
Wirbel-
tier

Sinnes-
organ

eng-
lisches
Bier

Staat in
West-
afrika

Vor-
name
Laurels

Anzeige,
Ankün-
digung
(Wirtsch.)

chem.
Zeichen
für Be-
ryllium

Seeheld
der grie-
chischen
Sage

Name
Grie-
chen-
lands

Heraus-
geber

nord.
Schick-
sals-
göttin

briti-
scher
Sagen-
könig

bargeld-
loser
Zahlungs-
verkehr

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Broetchen,  
2. Konserven, 3. Spielzeug, 4. Anleger, 
5. Loeffel, 6. Melonen, 7. Kabinen –  
Telefon 

Magisch: 1. Fernweh, 2. anbeten,  
3. Venedig

  S   C  M   A   E   A  U  B  
  K R U S T I G  P S A L M  S I L B R I G
 B A H I A  T A U F E  B E N I M M  E  R
  L A  R O T T W E I L E R  A M E R I K A
 R A P I D  E T  L L   K A T E  E  A S
   S  A H L E  T E N N E  I  S A L B E
  K O N S U L  H E R A K L E S  A L A U N
 L I D O  N O  O E  H   A C H T  U L 
  E I  I N S E L   O B E R H A U P T  G
  S E I N E  R E I M S  G L   R I E S E
       U N N O E T I G   A N A N A S
        A   T  R E C H T  N  I I
        N O C T U R N E  E G O I S T
       M I R A   G  L A M A  N O T
         D N  H A L L   L E H N E
        K N O T E N  O L  L  A  T
       N E U N A U G E  I D E E L L 
        H N  R   T O G O  S T A N
       A R G O N A U T  A V I S  B E
        E  H E L L A S  E D I T O R
        N O R N E  L E A R  G I R O

So ist’s  
richtig:

          
          
          
          
          

AADEF
GHRRW AIST EEHST AEGR AEKLM EILW EEHR AEGR

AEMSS EEH

EEIK
LS

EGIR
RW

AEL

Schüttelrätsel:

   T   K    
 F A H R R A D W E G
  S E S A M  E H E
  T S  G E W I R R
 K I E S E L  L E A

PAZ19_28

1 LACHS TEIG

2 OBST DOSE

3 HOLZ AUTO

4 KLEIN SCHUTZ

5 TEE ENTE

6 HONIG ERNTE

7 WAHL KOFFER

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein anderes 
Wort für Fernsprechapparat.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 Sehnsucht nach der Fremde

2 vergöttern, verehren

3 Lagunenstadt in Italien

Landesvorsitzende der Ostpreußen
in MV, Manfred Schukat, sprach
Worte des Gedenkens, es folgte das
Gedicht „Wagen an Wagen“ von Ag-
nes Miegel und das gemeinsam ge-
sprochene Vaterunser. Zum Ab-
schluss trug ich auf meiner Hand-
harmonika den Choral „Harre mei-
ne Seele, harre des Herrn“ vor.
Und dann passierte „es“: In die an-
dächtige Stille erhob sich aus dem
nahen Wacholderbusch eine Hek-
kenbraunelle und verharrte die
ganze Zeit während des Spiels im
Stehflug direkt neben dem Ge-
denkstein. Nüchtern betrachtet war

es ihr natürliches Revierverhalten
– ich war ihr „Rivale“. Ich selbst
habe sie gar nicht bemerkt, ergrif-
fene Teilnehmer berichteten es mir
im Anschluss. Bin ich zu poetisch
veranlagt? Habe ich eine zu starke
religiöse Ader? Denn mir ging es
wie anderen, die dabei waren: Eine
Erscheinung! Und die Botschaft
von ganz oben: Es ist gut, was ihr
hier macht. Friedhelm Schülke

Landesgruppe – Die Vertriebe-
nen gedachten der Opfer des 

17. Juni 1953. Auch in diesem Jahr
gedachten Vorstand und Mitglie-
der des Bundes der Vertriebenen
– Kreisverband Lüneburg und der
Landsmannschaft Ostpreußen
der mutigen Deutschen, die beim
Volksaufstand am 17. Juni 1953 in
der DDR ihr Leben für die Frei-
heit opferten. Das Gedenken fand
statt an dem Mahnmal das auf In-
itiative des langjährigen ver-
dienstvollen, aus Elbing stam-
menden Oberbürgermeisters
Horst Nickel in Lüneburg errich-
tet worden war. B. Loeffke 

Osnabrück – Freitag, 19. Juli, 
15 Uhr, Hotel Bügerbräu, Blumen-
haller Weg 43, 49080 Osnabrück:
Frauengruppe. – Dienstag, 23. Ju-
li, 16.30 Uhr, Hotel Select, Blu-
menhaller Weg 152, 49078 Os-
nabrück: Kegeln. 

Düsseldorf – Sonnabend, 
20. Juli, 11 Uhr, Infostand Haupt-
bahnhof Düsseldorf: Wandertreff.
–  Jeden Mittwoch, 18.30 bis 
20 Uhr, GHH, Eichendorff-Saal:
Chorproben mit Radostina Hri-
stova. – Montag, 22. Juli, bis Mitt-
woch, 31. Juli, GHH, II. Etage, Bis-
marckstraße 90: Bücherfloh-
markt. Antiquarische Bücher zu
West- und Ostpreußen, Schlesien,
Pommern, Böhmen und Mähren.
– Im August ist das Gerhart-
Hauptmann-Haus geschlossen.

Gütersloh – Sonnabend, 3. Au-
gust: Busfahrt zum Ostpreußi-
schen Landesmuseum nach Lüne-
burg. In der Lüneburger Region
sind Anfang der 1950er Jahre so
viele Ostpreußen ansässig, dass
man hier zeitweise von „Klein-

Landsmannschaftl. Arbeit
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und »Heimatarbeit« abgedruckten 
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Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung können Sie je-

derzeit bei der Landsmannschaft

widersprechen! 

Vorsitzender: Manfred F. Schukat,
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam,
Telefon (03971) 245688.

MECKLENBURG-
VORPOMMERN

Vor dem Gedenkstein in Frauenburg: Manfred Schukat Bild: Schülke

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Hilde Pottschien, Volgerstraße 38,
21335 Lüneburg, Telefon (04131)
7684391. Bezirksgruppe Lüne-
burg: Heinz Kutzinski, Im Wie-
sengrund 15, 29574 Ebstorf, Tele-
fon (05822) 5465. Bezirksgruppe
Braunschweig: Fritz Folger, Som-
merlust 26, 38118 Braunschweig,
Telefon (0531) 2 509377. Bezirks-
gruppe Weser-Ems: Otto v. Below,
Neuen Kamp 22, 49584 Fürste-
nau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Gedenkstein in Lüneburg

B
ild
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Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 17
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In Dankbarkeit nehmen wir Abschied von

Inge Wenzek
geb. Liedtke

 * 13. 4. 1936 † 10. 6. 2019 
 Georgenburg Celle

Jürgen Wenzek

Traueradresse: 
Jürgen Wenzek, Mozartstraße 18, 29303 Bergen

Anzeige

Ostpreußen“ spricht. 1958 ent-
steht das Ostpreußische Jagdmu-
seum. 1994 geht die Trägerschaft
auf die Ostpreußische Kulturstif-
tung über. Nach mehrjähriger
Modernisierung und Erweiterung
wollen wir uns die 2000 Quadrat-
meter große Ausstellung einer
faszinierenden Kulturgeschichte
ansehen. Es werden mehrere Zu-
steigemöglichkeiten angeboten.
Näheres zur Abfahrtszeiten und
Preisen bei der Anmeldung bei
Block, Telefon (05241) 34841 oder
Jagalla, Telefon (05241) 403872.
Witten – Montag, 15. Juli, 15

Uhr, Evangelische Lutherische
Kreuzgemeinde Witten, Luther-
straße 6-10: Treffen.

Chemnitz – Ein frohes Sommer-
fest mit dem Treffen der Chöre
hatte die Gruppe LVS am 23. Juni
vorbereitet und alle Heimatver-
triebenen dazu eingeladen. Es
fand in der Johanniskirche in Rei-
chenbach in der Oberlausitz statt.
An diesem herrlichen, sonnigen
Sonntag machten wir uns schon
sehr früh auf den Weg von Chem-
nitz, denn wir wollten ja den Got-
tesdienst nicht verpassen. Der
Pastor Wiesener sprach wie im-
mer aus dem heutigen Leben und
fesselte alle mit seinen Worten.
Danach gab es eine Pause und wir
nutzten sie für gute Gespräche bei
einer Tasse Kaffee und Kuchen.
Den Frauen der Kirchgemeinde
herzlichen Dank. Sie hatten sehr
viele wunderbare Kuchen für uns
gebacken. 
Um 11.15 Uhr begann die Fest-

veranstaltung mit den einzelnen
Chören. Wir wurden alle herz-
lichst begrüßt von der freund-
lichen Gisela Lossak, die uns im-
mer als Moderatorin durch das
Programm führt. Zu Beginn sang
uns der Chor des DFK Walden-
burg bekannte alte Heimatlieder.
Gisela Lossak bedankte sich für
den schönen Gesang und führte
mit lustigen Sprüchen von Dich-
tern und Denkern weiter im Pro-
gramm. Nun gab sie den Ehrengä-
sten die Möglichkeit, Grußworte
für diesen schönen Tag zu über-
mitteln. Wir hörten noch den
Chor DFK von Oppeln. Herr Dr.
Jens Baumann vom sächsischen
Innenministerium sprach über
die geleistete Arbeit der Heimat-
vertriebenen und die Wanderaus-
stellung „Nation und Minderhei-
ten in Europa“. Herr Friedrich
Zempel schloss sich den Ausfüh-
rungen an und sprach Herrn Ma-
rio Morgner seinen Dank aus bei
der Vorbereitung der Wanderaus-
stellung. 
Die Totenehrung führte Pastor

Wiesener durch. Danach sangen
wir alle gemeinsam die Hymnen
der Landsmannschaften unter der
Begleitung von Frau Angela Volke. 
Um 12.45 Uhr folgte die Eröff-

nung der Wanderausstellung „Na-
tion und Minderheiten in Europa“
im Via Regio-Haus. 
Das Konzert der Chöre in der

Johanniskirche erfreute uns wei-
ter. Dabei war es besonders fröh-
lich, unserer Moderatorin Gisela
Lossak zuzuhören, die mit gut
ausgesuchten Dankesworten die
Überleitung zur nächsten Darbie-
tung bestens schaffte. 
Der Chor 776 aus Reichenbach

stellte sich mit seinen Liedern vor.
Das Kinderensemble „Sonnen-
schein“ aus Leipzig sang frohe
Volkslieder und wurde natürlich
mit großem Beifall belohnt. Es
folgte der Kulturkreis „Simon
Dach“ aus Chemnitz. Danach sang
der Chor „Lied der Heimat“ aus
Leipzig, der Chor der VS Hoyers-

werda, der Chor „Heimatmelodie“
aus Dresden, der Chor „Silber-
klang“ aus Dresden. 
Zum Abschluss sangen alle ge-

meinsam das Lied „Kein Schöner
Land“. 
Die Abschlussworte sprachen

Gisela Lossak, unsere freundliche
Moderatorin und Peter Wolf. 
Es war ein herrliches Sommer-

fest und sehr gut vorbereitet und
durchgeführt. Für das leibliche
Wohl wurde bestens gesorgt. Die
Auswahl an Speisen war vielseitig
und köstlich. Das gesamte Kultur-
programm war sehr gut und das
schönste zur Freude aller - wir
durften mitsingen. 
Allen Helfern sagen wir herz-

lichen Dank für eure Mühe. 
Ein Dankeschön gilt dem säch-

sischen Innenministerium für die
finanzielle Unterstützung, ohne
diese Hilfe könnten wir so eine
Veranstaltung nicht durchführen. 
Diesen herrlichen Tag werden

wir noch lange in guter Erinne-
rung behalten. Wir freuen uns
schon auf das nächste Wiederse-
hen in Reichenbach. 

Harald und Hannelore 
Kedzierski

Kiel – Auf der Jahreshauptver-
sammlung der Landesgruppe
Schleswig-Holstein am 23. Juni
unter der Leitung des Vorsitzen-
den Edmund Ferner im Haus der
Heimat in Kiel hielt Ferner in sei-
ner Funktion als Landeskulturre-
ferent vor 56 Teilnehmern folgen-
den Vortrag: „Ungarn, ein Vorbild
für die deutschen Minderheiten
in anderen Ländern“: „Meine lie-
ben Landsleute, obwohl wir
schon das Jahr 2019 schreiben,
möchte ich Ihnen eine Rede Vic-
tor Orbáns, des ungarischen Mi-
nisterpräsidenten vom vorigen
Jahr nicht vorenthalten. Victor
Orbán, der Vielgescholtene, Vic-
tor Orban, der angebliche Popu-
list, Victor Orbán, unter dessen
Regierung Rechtsstaatlichkeit und
Pressefreiheit eingeschränkt sein
sollen und nach Ansicht unserer
Medien die Korruption fördert.
Nein, Victor Orbán ist ein Poli-

tiker, dessen Herz zuerst für Un-
garn schlägt. Doch mehr noch, er
ist ein Politiker, der sich der Ge-
schichte stellt, der Schuld einge-
steht und Fehler bekennt. Seine
Rede zur Verschleppung und Ver-
treibung der Deutschen jedenfalls
ist bemerkenswert – und sie ist
einmalig in Europa.
Und Polen zeigt nicht im min-

desten Zeichen eigenen Un-
rechtsbewusstseins, sondern for-
dert trotz immenser Gebietsanne-
xionen heute noch Reparations-
zahlungen in einer Höhe, die die
dem Deutschen Reich in Versail-
les auferlegten Verpflichtungen
weit in den Schatten stellen.
Polen erhielt nach dem Zweiten
Weltkrieg mehr als die Hälfte von
Ostpreußen, Danzig mit West-
preußen, fast ganz Schlesien und
Ostbrandenburg.
Auszug aus der Rede von Victor

Orban: ,Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, vor 73 Jahren,
am 19. Januar 1946, verließ Un-
garn der erste Eisenbahnzug, der
unsere vertriebenen deutschen
Landsleute nach Deutschland
transportierte. Allein am 19. Janu-
ar 1946, an einem einzigen Tag,
nahm man 1000 Menschen mit.
Bis zum Anfang Februar war Wu-
dersch bereits vollkommen leer,
und bald ereilte landesweit hun-
derte von Siedlungen, in denen
Schwaben – wie man die Ungarn-
deutschen in Ungarn nannte–,
lebten, ein ähnliches Schicksal!
Wenn die Vertriebenen vor 73

Jahren all das mitgenommen hät-
ten, was die Ungarndeutschen
oder Menschen deutscher Ab-
stammung seit ihrer Ansiedlung

für die ungarische Wirtschaft und
Kultur getan hatten, dann wäre
Ungarn bedeutend ärmer. So hät-
te es zum Beispiel unsere erste Li-
teraturgeschichte und das Gebäu-
de des Kulturhistorischen Mu-
seums Ödon Lechner – sowie ei-
nen bedeutenden Teil des ungari-
schen Druckwesens, Maschinen-
baus und der Medizin nicht gege-
ben.
Ungarn war einst die Heimat

von mehr als einer Million von
Familien, die auf ihre deutschen
Wurzeln stolz sowie fleißig waren
und auf ihren eigenen Füßen
standen. Wir lebten lange über
die Jahrhunderte hinweg zusam-
men und zu Hunderttausenden
liegen deutsche und ungarische
Soldaten europaweit nebeneinan-
der in der Erde. Die Sorgen und
Mühen des Alltags haben wir ge-
meinsam gelöst, so wie wir auch
Ungarn nach den Verwüstungen
der Kriege gemeinsam wieder
aufgebaut haben. Und wir haben
viel voneinander gelernt. Wir, Un-
garn, haben von den schwäbi-
schen Menschen zum Beispiel ge-
lernt, dass die tätige, fleißige Ar-
beit der einzig mögliche Weg zum
Erreichen ehrlichen Wohlstands
ist. Die Ungarndeutschen haben
über dieses gemeinsame Schick-
sal Zeugnis abgelegt, als sie sich
unter der Fahne von Kossuth auf-
reihten statt unter der Fahne mit
Doppeladler. Dies bekräftigten
sie, als sie Schulter an Schulter
mit den Ungarn an den Fronten
des Ersten Weltkrieges kämpften.
Diese Zusammengehörigkeit be-
kundeten sie auch bei der 1941-
ger Volkszählung, als sie sich als
Personen ungarischer Nationa-
lität, aber deutscher Mutterspra-
che bezeichneten. Und schließ-
lich gaben sie ebendiesem Gefühl
nach, als einige Jahre später viele
von ihnen in die Armut, in das
Elend, in die Erniedrigung durch
das kommunistische System
heimkehrten. 
Viele Tausende waren nämlich

für etliche Jahre zur Zwangsarbeit
nach Sibirien deportiert worden.
Meine sehr geehrten Damen und
Herren, meine lieben Freunde,
Die wichtigste Lehre aus der

Geschichte der 1940er Jahre, als
die Straßen Europas immer wie-
der mit aus ihrem Zuhause ver-
triebenen, hungernden und tat-
sächlich um ihr Leben rennenden
Völkern gefüllt waren, ist, dass
man ein Verbrechen durch ein an-
deres Verbrechen nicht wieder
gut machen kann, ein vermeintli-
ches Verbrechen durch ein ande-
res Verbrechen noch weniger, und
ein angenommenes Verbrechen
durch eine kollektive Bestrafung
erst recht nicht. Wir können stolz
darauf sein, dass die ungarischen
Menschen nach 20 verworrenen,
postkommunistischen Jahren des
Übergangs endlich eindeutig auf
die bürgerliche Einrichtung vo-
tiert haben, und das Parlament
endlich die erste demokratische
bürgerliche Verfassung Ungarns
vollenden konnte. 
Die wichtigste tragende Säule

der bürgerlichen Welt ist die Ge-
rechtigkeit und Billigkeit, wir ge-
ben einem jeden das, was ihm zu-
steht. Aus diesem Grunde hat das
Parlament schon im Jahre 2013
beschlossen, dass der 19. Januar
der Gedenktag der Verschleppung
und der Vertreibung der Ungarn-

deutschen sei. Als ein ewiges Me-
mento für die nach Sibirien zur
Zwangsarbeit verschleppten
65000 Menschen und für die zur
Aussiedlung verurteilten deut-
schen Familien. Der heutige Tag
ist aber nicht nur ein Gedenktag,
sondern auch ein Aufruf, all das
nicht zu vergessen, was die Un-
garndeutschen für Ungarn getan
haben und bis auf den heutigen
Tag tun.
Die ungarische Regierung

unterstützt die Bewahrung der
Identität und der Kultur der in
unserer Heimat lebenden deut-
schen Mitbürger. Seit 2014 kann
man im ungarischen Parlament
sich auf Deutsch zu Worte mel-
den, der Sprecher der Deutschen
kann in seiner Muttersprache im
Parlament reden. Es erfüllt uns
mit Freude, dass in den vergange-
nen Jahren sich die Zahl der deut-
schen Schulen verfünffacht und
die Zahl der dort lernenden Schü-
ler sich verdreifacht hat. Und wir
sind auch stolz darauf, dass sich
die Zahl derer, die sich als zur Ge-
meinschaft der Ungarndeutschen
gehörig bekennen, heute schon
beinahe 200000 erreicht. 
Die Ungarndeutschen können

bis auf den heutigen Tag eine Kul-
tur die ihre nennen, deren Fäden
tief in das Gewebe der ungari-
schen Kultur eingeflochten sind.
Wenn wir diese Fäden herauszö-
gen, so würde das gesamte Gewe-
be zerfallen. Die ungarisch-
schwäbische Gemeinschaft stellt
einen organischen und unveräu-
ßerlichen Bestandteil der ungari-
schen Kultur dar.  
Meine sehr geehrten Damen

und Herren,
Die Leidensgeschichte der Un-

garndeutschen soll uns dran erin-
nern, dass es das unveräußerliche
Recht des Menschen ist, dort zu
leben, wo er geboren worden ist,
in der Kultur, in dem Land, in der
Siedlung, die sein eigenes Zuhau-
se ist. Und uns möge der Herrgott
ausreichend Ausdauer und Ge-
duld geben, damit wir Europa
verteidigen und erhalten können
und er möge uns genügend Kraft
geben, damit wir das Recht dar-
auf, in der eigenen Heimat blei-
ben zu dürfen, auch außerhalb
Europas durchsetzen können. Im
Namen der ungarischen Regie-
rung wünsche ich unseren in Un-
garn lebenden deutschen Mitbür-
gern, dass sie das Andenken ihrer
Ahnen bewahren und ihre Kinder
als in der deutschen Kultur aufge-
wachsene gute Ungarn erziehen
sollen. Ehrfurcht den Opfern. Ge-
bührende Erinnerung an die Lei-
denden. Ein Verneigen vor der Er-
innerung an die Unschuldigen.
Anerkennung und Ruhm jenen,
die den in Not geratenen Ungarn-
deutschen geholfen haben. Alles
Gute unseren mit uns zusammen-
lebenden Mitbürgern.‘“ 

Edmund Ferner
Neumünster – Vorankündigung:

Der Jahresausflug findet am 
14. August 2019 statt. Abfahrt –
hinter dem Finanzamt am Bahn-
hof – um 13.30 Uhr nach Rends-
burg.
Bericht
Die Juni-Veranstaltung der

Landsmannschaft der Ost- und
Westpreußen, Gruppe Neumün-
ster, war wieder gut besucht auch
mit mehreren Gästen, die gerne
über Land und Leute – was  gibt
es Neues über die Landesteile
Samland, Frisches Haff und Neh-
rung, Kurisches Haff und Neh-
rung, Ermland, Natangen, das
Oberland, die Romintener – und
Johannisburger Heide, über das
Memelland und Masuren hören
und Bilder sehen wollten.
Die Beiträge, vorgetragen von

der Vorsitzenden Brigitte Profé
wurden vom Landsmann Dietmar
Anger mit seinen privaten wun-
derschönen Aufnahmen begleitet.
Zwischendurch wurden zu den
Provinzen passende Lieder ge-
sungen.
Man staunt, was Ostpreußen

vorzeigen kann an Burgen, den
Oberland-Kanal, Städte, das
Landleben, die Seebäder mit den
Stränden und die schöne Land-

schaft mit den preußischen Al-
leen.
Das Programm war sehr ab-

wechslungsreich, und viel zu
schnell verging der Nachmittag.

Brigitte Profé

Schmalkalden – Die Heimat-
treuen Schwägerauer, Eichenstei-
ner und Waldhausener haben sich
vom 19. bis 22. Mai zum neunten
Mal in Schmalkalden getroffen.
Unser Thema war diesmal „Acht
Jahre“ Treffen der Schwägerauer. 
Die Anreise erfolgte am Sonntag,

entweder mit dem Pkw oder mit
der Bahn. Gegen 17 Uhr waren al-
le angekommen. Leider konnten
vier Schwägerauer krankheitsbe-
dingt nicht anreisen. Aber dafür
waren zum ersten Mal Erika Block
aus Schwägerau mit Mann, Tochter
und Schwiegersohn angereist. So-
mit haben sich 14 Heimattreue zu-
sammengefunden. Nachdenkli-
ches und Freudiges waren dicht
beieinander. Unser 9. Treffen be-
gann wie immer mit dem gemein-
samen Gesang des Ostpreußenlie-
des ,,Land der dunklen Wälder“.
Am Sonntagabend haben wir

das zurückliegende Jahr mit sei-
nen Höhen und Tiefen Revue pas-
sieren lassen. Es wurde plachan-
dert, diskutiert und Begebenheiten
ausgetauscht, und natürlich wurde
auch gesungen. Willy und Sieg-
fried haben Königsberger Marzi-
panherzchen verteilt. Bevor es zu
Bett ging hat Siegfried noch für die
kommenden Tage den Ablauf kon-
kretisiert. 
Am Montag haben Siegfried und

Heinz einen Rückblick und eine
Übersicht vom Entstehen des
Schwägerauer Treffens, von 2011
bis 2019 gegeben. Unser erstes
Treffen haben Alfred und Siegfried
2011 zum Deutschlandtreffen der
Ostpreußen in Erfurt organisiert.
Siegfried war der Meinung, dass
zum Deutschlandtreffen einige
Schwägerauer kommen würden,
somit wäre es doch möglich, vorab
mit ihnen zu sprechen, ob sie teil-
nehmen würden. Für uns aus der
ehemaligen DDR war es eine ein-
malige Gelegenheit, „Alte Schwä-
gerauer“ zu treffen. Denn wir hat-
ten vor 1990 keine Möglichkeit, an
einem Deutschlandtreffen der Ost-
preußen teilzunehmen. Alfred und
Siegfried haben sich die Familien
aufgeteilt, um mit ihnen zu spre-
chen. Alfred mit einigen Schwäge-
rauern aus der ehemaligen BRD
und Siegfried mit Schwägerauern,
die in der ehemaligen DDR wohn-
ten. Viel Arbeit und Zeit haben

beide in die Vorbereitung inves-
tiert. Es war das erste Zusammen-
treffen der Schwägerauer nach der
Flucht im Januar 1945. Unsere Fra-
ge dabei war, wie wird die erste Be-
gegnung verlaufen. Es waren 
66 Jahre vergangen, und viele hat-
ten sich nicht mehr gesehen oder
gesprochen. Wir plachanderten
über Flucht und Neuanfang im ge-
teilten Deutschland. Nachbarn und
ehemalige Schüler trafen sich nach
so vielen Jahren, Kindheitserinne-
rungen tauchten auf. Dummheiten,
die man zusammen gemacht hatte,
brachten uns zum Lachen. Es wur-
de über die Schule und den Lehrer
Mücke plachandert. 
Alfred und Siegfried haben viele

Dokumente, Bilder und Karten
ausgelegt, dabei sind wir mit vie-
len ins Gespräch gekommen. Dank
der Mithilfe vieler Schwägerauer
ist dann das Büchlein „Die Erinne-
rung bleibt“ von Alfred und Sieg-
fried geschrieben worden. Für das
zweite Treffen wurde eine er-
weiterte Bilderauslage vorbereitet.
Das Ankommen nach der Flucht in
den Ländern, sei es in der soge-
nannten Westzone oder in der so-
genannten Sowjetischen Zone ge-
wesen. Es waren sehr unterschied-
liche und schwierige Anfänge in
der neuen Heimat. Solche Treffen
sind Momente, die Mut machen.
Daran haben auch Tagesgäste wie
Familie Haase, Muschketat und
Willy Plewka teilgenommen. Na-
türlich haben wir auch einige
Schwägerauer zu Jubiläen wie
Goldene Hochzeiten, runde Ge-
burtstage typische Ostpreußische
Geschenke überreicht. Ab dem
dritten Treffen fanden diese in
Schmalkalden statt. Für jedes Tref-
fen haben wir uns bestimmte
Schwerpunkte gesetzt, Heinz hat
dazu Vorträge gehalten wie über
Leben und Arbeiten von Agnes
Miegel, die Salzburger in Ostpreu-
ßen, Flucht und Vertreibung aus
unserer Heimat Ostpreußen (70
Jahre). Dazu haben wir über 100
Fotos ausgelegt und dabei ein
Kurzporträt über die Schwägerau-
er Historie sowie einige ostpreußi-
sche Sprachgewohnheiten auf
Schwägerauer Platt zum Besten ge-
geben. Die Diskussionen erstreck-
ten sich über die UN-Feindstaa-
tenklausel bis hin zu Fragen in Be-
zug auf erforderliche Friedensver-
träge. Diese Vorträge waren für uns
sehr lehrreich und interessant.
Siegfried hat eine Ton-Bild-Schau
über Insterburg (von Klaus Marci-
nowski) gezeigt, die die Situation
dieser einstmals sehr schönen
Stadt vor 1945 und jetzt aufzeigt.
Unvergleichbar die Eindrücke, Er-
griffenheit unter uns, Momente,
die wir schon mehrfach erlebten,
die uns aber immer wieder berüh-
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Vorsitzender: Alexander
Schulz, Willy-Reinl-Straße 2,
09116 Chemnitz, E-Mail: ale-
x a nd e r. s ch u l z - a g e n t u r@
gmx.de, Telefon (0371) 301616.

SACHSEN

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

Edmund Ferner Bild: privat

Vors.: Edeltraut Dietel, August-
Bebel-Straße 8 b, 07980 Berga an
der Elster, Tel. (036623) 231414.

THÜRINGEN

Schmalkalden: Treffen der Schwägerauer Bild: privat
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Obwohl es erst zum dritten
Mal stattfindet, genießt das
Kulturfestival „Miedzian-

ka-Fest“ (miedz heißt Kupfer auf
Polnisch, Fest in deutscher Spra-
che) in Kupferberg im Riesengebir-
ge [Miedzianka] bereits Kultstatus
und zieht neben Touristen renom-
mierte Literaten und Künstler aus
ganz Europa an. Auf Besucher war-
ten vom 23. bis 25. August Litera-
turabende und Konzerte im Freien
sowie Dokumentarfilm- und Thea-
teraufführungen. 
Es gibt Text-Ausflüge in die Welt

des Journalismus. Als Besonder-
heit versprechen die Organisatoren
ein Reportage-Experiment, an dem
die Kupferberger und Touristen
mitwirken. Es trägt das Motto: „Wie
dem auch sei“ (bylo nie bylo),
„denn die Reportage ist heute nicht
mehr nur eine bloße Wiedergabe
von Fakten. Das Interessante ist
heute das Ineinanderfließen ver-
schiedener Formen, wenn die Fik-
tion die Form eines Dokuments er-
hält und das Dokument wie eine
Fiktion wirkt. Für uns ist es dann
am interessantesten, wenn der Le-

ser konfus wird und überlegen
muss, was wahr ist und was sich
der Autor ausgedacht hat. Eben in
dieser Unsicherheit liegt die wahre
Kraft der Literatur“, so Wlodzi-
mierz Nowak, Ideengeber des
Miedzianka-Festes.
Der in Posen lebende polenweit

bekannte Journalist und Autor No-
wak arbeitet seit 1993 als Publizist
bei der Tageszeitung „Gazeta Wy-
borcza“. Er schreibt literarische Re-
portagen für die Beilage „Großes
Format“ (Duzy Format). Nowak
wurde 2008 mit dem Deutsch-Pol-
nischen Journalistenpreis ausge-
zeichnet und erhielt 2010 zusam-
men mit der Übersetzerin Joanna
Manc den Ehrenpreis des Georg-
Dehio-Buchpreises für seine Re-
portagensammlung „Die Nacht von
Wildenhagen“. In Kupferberg sam-
melt Nowak Erzählungen, Essays
und Beiträge, aus denen während
des Miedzianka-Fests eine Art im-
provisiertes, multimediales Feature
entsteht.
Einer, der Kupferberg – die mit

600 Einwohnern einmal kleinste
Stadt Preußens – polenweit be-

rühmt machte, ist der Journalist
und Fotograf Filip Springer. Vor
Jahren verliebte er sich in Kupfer-
berg – einen Ort, den es eigentlich
nicht mehr gibt. Springer, der für
Politmagazine wie „Polityka”,
„Polska The Times” oder „News-
week Polska” arbeitet, unterrichtet
an der Posener Hochschule für hu-
manistische Wissenschaften und
Journalistik. Vor zehn Jahren be-
gann er Reportagen über Kupfer-
berg zu schreiben. In einer heißt

es: „Karl Heinz Friebe steht zwi-
schen Brennesseln und zeigt ruhig
mit seinem Schirm: Dort stand das
Breuer-Restaurant, dort die Apo-
theke. Hier, wo wir stehen, war die
Stube meiner Großmutter, von hier
betrat man den Flur und ging hin-
aus zu einem wunderschönen Ap-
felbaum. Kupferberg war einmal
sehr schön und grün. Heute ist es
nur noch grün“. Diesen Text
schrieb Springer bereits 2009 in
der „Polityka“. 2011 folgte sein

Buch „Kupferberg. Die Geschichte
des Verschwindens“ (Miedzianka.
Historia znikania). 
Springer, der von Beruf Archäolo-

ge ist, archiviert seine ausgegrabe-
nen „Erinnerungs-Protesen” und
macht sie in seinem Buch und den
Reportagen wieder lebendig. Der
Ort, von dem nach dem Ende des
Uranerzabbaus Anfang der 70er
Jahre quasi nur noch die Kirche
überdauert hat, lebt dank ihm zu-
mindest für ein Wochenende im

Jahr, beim Miedzianka-Fest, wieder
auf. Dann kommen ehemalige Ein-
wohner zurück, die in den 70er Jah-
ren vom polnischen Staat in die
Großstadt Hirschberg [Jelenia Gora]
umgesiedelt wurden.
Fast schon wäre das Miedzianka-

Fest 2019 ausgefallen, da das polni-
sche Ministerium für Kultur und
Nationales Erbe die finanzielle
Unterstützung strich. Am 11. Juni
startete das Institut für Reportage in
Posen eine Internet-Sammelaktion.
Springer traute seinen Augen nicht,
als er nur einen Tag darauf die noch
fehlende Summe von 15000 Zloty
auf dem Spendenkonto sah, was ein
Viertel des Gesamtetats ausmachte.
Kupferberg erreicht man vom

zwei Kilometer entfernten Bahnhof
Jannowitz [Janowice Wielkie] zu
Fuß. Nach Jannowitz gibt es als End-
punkt im touristisch gut ausgebau-
ten Riesengebirge nach wie vor Di-
rektverbindungen aus Warschau
und Posen. Mit der Niederschlesi-
schen Eisenbahngesellschaft [Koleje
Dolnoslaskie] erreicht man Janno-
witz zudem aus Breslau, Hirschberg
und Waldenburg. Chris W. Wagner

»Heute ist es nur noch grün«
Preußens kleinste Stadt Kupferberg im Riesengebirge ist tot – doch einmal im Jahr lebt sie zum Miedzianka-Fest wieder auf

ÖSTL ICH VON ODER UND NEISSE

Ruft zum Besuch in
Kupferberg auf: 
Filip Springer

Bild: miedzianka-fest.pl

Zum traditionellen landsmann-
schaftlichen Treffen auf Schloss
Burg bei Solingen waren erneut
zahlreiche Ostpreußen, Schlesier
und Pommern gekommen. Es wa-
ren erlebnisreiche Stunden im Ber-
gischen, die mit Plachandern, Sin-
gen und Genießen wie im Flug ver-
gingen. 

Am Sonntag des ersten Juli-Wo-
chenendes war das Plateau vor der
Gedenkstätte des Deutschen
Ostens und der Vertreibung auf
Schloss Burg an der Wupper wie-
der Schauplatz einer Kulturveran-
staltung der besonderen Art. Das
frühere „Kleine Ostpreußentref-
fen“ hat sich in den letzten Jahren
zu einem kulturellen Stelldichein
entwickelt, an dem auch Vertreter
der schlesischen und pommer-
schen Landsmannschaften aus
Nordrhein-Westfalen teilnehmen. 
Beim fröhlichen Wiedersehen

mit alten Weggefährten, aber auch
in Gesprächen mit neuen Gleichge-
sinnten konnte man Erinnerungen
aus der ehemaligen Heimat auffri-
schen, Neuheiten austauschen und
auch in die Zukunft blicken. 
An den Ständen der drei Lands-

mannschaften sowie beim Bund
Junges Ostpreußen (BJO) und bei
„Café Lorbas“ war eine Fülle an In-
formationen, Büchern, Landkarten,
Reiseführern und Ansichten von
anno dazumal und von heute zu
sehen und zu erwerben. Zu den
jüngsten Veröffentlichungen gehör-
te der Band „Hermann Sudermann
– Erinnerungen an einen ostpreu-
ßischen Dichter mit Beiträgen von
Bärbel Beutner und Walter T. Rix“.
Die Broschüre wurde im Selbstver-
lag von Werner Schuka aus Anlass
des 90. Todestages von Hermann
Sudermann herausgegeben.
Erstmals waren Ulrike und Hans-

Werner Hösterey aus Solingen mit
Büchern von Gert O. E. Sattler
beim Treffen auf Schloss Burg da-
bei. Der Ostpreußen- und Heimat-
dichter (1921–2017) hat die mei-
sten seiner Gedichtbände mit Be-
zug zu den früheren deutschen
Ostgebieten selbst verlegt. Die
Nichte des Schriftstellers verwaltet
den Nachlass und informierte die
Interessenten über Titel wie die
„Ostpreußen-Septimelogie“ und
die „Bernstein-Quintologie“.

Für das leibliche Wohl der Besu-
cher wurde bestens gesorgt. Zum
Probieren gab es typische kulinari-
sche Spezialitäten wie „Schlesi-
scher Mohnkuchen“ und „Pom-
merscher Salzkuchen“. Hinzu ka-
men edle Tropfen wie „Bärenfang“
oder „Schit-Lot-Em“.
Das Bläserensemble der Da-

bringhausener Musikanten aus
dem Bergischen Land sorgte für
gute Stimmung und bot unter der
Leitung von Torben Krause ein ab-
wechslungsreiches Platzkonzert
mit beliebten Volksliedern.
Jürgen Zauner, der ehemalige,

langjährige Vorsitzende der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Landes-
gruppe Nordrhein-Westfalen, mo-
derierte den offiziellen Teil der
Veranstaltung. Stimmungsvolle
Momente waren die Andacht, das
Geläut der Glocken vom Königs-
berger Dom und von der Jakobus-
kirche Breslau sowie das Totenge-
denken mit Kranzniederlegung
und nicht zuletzt das Lied „Ich
hatt‘ einen Kameraden“ in der
Interpretation der Dabringhause-
ner Musikanten.
In ihren Grußworten wandten

sich die Vorsitzenden der drei Lan-
desgruppen Rudi Pawelka (BdV
Nordrhein-Westfalen, Schlesien),
Wilhelm Kreuer (Ostpreußen) und
Adalbert Raasch (Pommern) an al-
le Teilnehmer und freuten sich

über die gute Resonanz der Kultur-
veranstaltung.
Das „Wort der Jugend“ über-

brachte Tobias Link, der Vorsitzen-
de des Bundes Junges Ostpreußen
(BJO). Er verriet unter anderem,
dass der BJO seit Kurzem auch auf

Instagram vertreten sei, so dass
Interessenten jederzeit einen „hei-
ßen Draht“ zu aktuellen Veranstal-
tungsterminen, Brennpunktthe-
men und Reiseprogrammen haben. 
„Ostpreußen lebt!“ – so begrüßte

Stephan Grigat, Sprecher der

Landsmannschaft Ostpreußen, die
Teilnehmer der Kulturveranstal-
tung auf Schloss Burg. Es sei wich-
tig und richtig, dass man sich
durch Begegnungen dieser Art zur
ostpreußischen Heimat bekenne
und die Erinnerung an die Vergan-
genheit aufrechterhalte. Mit Blick
in die Zukunft verwies Grigat auf
das Jahr 2020, wenn das Deutsch-
landhaus mit der geplanten Ge-
denkstätte der Stiftung Flucht, Ver-
treibung und Versöhnung in Berlin
der Öffentlichkeit übergeben wird.
Die dort geplante Dauerausstellung
soll voraussichtlich 2021 eröffnet
werden.
Für die Festansprache konnte

Heiko Hendriks – seit 2018 Vorsit-
zender des NRW Landesbeirates
für Vertriebenen-, Flüchtlings- und
Spätaussiedlerfragen – gewonnen
werden. Er unterstrich die Tatsa-
che, dass das Land Nordrhein-
Westfalen viele Vertriebene und
geflüchtete Deutsche aufgenom-
men hat. Diese Menschen haben
hier eine neue Heimat gefunden,
sie haben Brücken aufgebaut und
Völkerverständigung gelebt.
Das von Bärbel Beutner betreute

musikalische Kulturprogramm des
diesjährigen Treffens bestritt die
Mezzosopranistin Isabelle Kusari.
Die Solistin brachte „Kulturschätze
aus Ostpreußen, Schlesien und
Pommern“ zu Gehör. Viel Freude
bereitete den Teilnehmern die ge-
meinsam gesungenen Lieder „Änn-
chen von Tharau“, „Wem Gott will
rechte Gunst erweisen“, „Wo die
Ostseewellen trecken an den
Strand“ und „Kein schöner Land“.
Zu den ostpreußischen Höhepunk-
ten gehörten unter anderem die
Solo-Gesänge „Wenn ich ein Vög-
lein wär“, „Es dunkelt schon in der
Heide“ oder „Freiheit, die ich mei-
ne“. 
Viele der Teilnehmer nutzten

auch die Gelegenheit, um die im
Batterieturm des Schlosses einge-
richtete Gedenkstätte des Deut-
schen Ostens und der Vertreibung
zu besuchen. Dort zeigte die Pom-
mersche Landsmannschaft ihre
Wanderausstellung „Vertrieben –
und vergessen?“
Am Ende des ereignisreichen Ta-

ges waren sich alle Anwesenden
einig: Auf Wiedersehen bei Schloss
Burg im nächsten Jahr!

Dieter Göllner

Gemeinsam gedenken, zusammen erleben
Zum traditionellen Treffen auf Schloss Burg kamen zahlreiche Ostpreußen, Schlesier und Pommern ren. In diesem Zusammenhang

wurde daran erinnert, dass wir, die
in Ostpreußen geboren wurden,
mit denen, die nach Flucht und
Vertreibung zur Welt kamen, eines
eint: ,,Der Begriff Heimat“. Heimat
ist untrennbar, ist im Herzen, ist
Verantwortung und Verpflichtung
zugleich. 
Wir haben auch über die Sat-

zungsänderungen der Kreisge-
meinschaft Insterburg Stadt und
Land gesprochen, über die Mitglie-
derversammlung, ihre Aufgaben
(§9) und Auflösung (§14). Danach
wurde rege diskutiert. Nach einer
Kaffeepause haben wir über
Deutschlands vergessene „Wolfs-
kinder“ gesprochen. Sie mussten
jahrzehntelang für Dinge büßen,
die sie selbst nicht zu verantworten
hatten. Sie leiden bis heute unter
ihren Nachkriegserfahrungen und
sind in ihrer Lebensqualität zum
Teil noch immer massiv einge-
schränkt. Auf der Grundlage eines
Interviews zeigte ein Rollenspiel
die jeweilige Situation der Wolfs-
kinder auf. Das war eine sehr nach-
denkliche Aussage über die Erleb-
nisse dieser „Kinder“. Als Ab-
schluss dieses Treffens hat Sieg-
fried eine Collage über diese Zeit
mit einem dazugehörigen selbstge-
machten Bärenfang überreicht. 
Zum Abschluss unseres 9. Tref-

fens haben wir über das Treffen der
Landsmannschaften Ostpreußens,
insbesondere die Rede des Spre-
chers Stephan Grigat in Wolfsburg
gesprochen. Heinz hat die Rede
ausschnittsweise vorgelesen und
wir haben darüber gesprochen,
hinterfragt und uns darüber ausge-
tauscht. Wir sind dabei übereinge-
kommen: Ostpreußen lebt, denn
das ist und bleibt unsere Heimat.
So wie wir Schwägerauer sagen
„Schwägerau, Eichenstein und
Waldhausen leben“. 
Zu diesen neun Jahren gehörte

dazu: das Gedenken an unsere Ver-
storbenen, das Plachandern, Sin-
gen, Erinnern an Reiseberichte aus
unserer unvergessenen Heimat so-
wie ostpreußische Köstlichkeiten.
Mit diesen Jahren gingen viele er-
lebnisreiche Tage mit vielen Ein-
drücken zu Ende. Wir sagen Danke
der Familie Jäger und deren Perso-
nal für die gelungene Gastfreund-
schaft in ihrem Haus. 
Wenn wir gesund bleiben, werden

wir uns vom 17. bis 20. Mai 2020 in
Schmalkalden wiedersehen. 

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 17

Offizielles und kulturelles Programm: Stephan Grigat (o.) bei seiner Rede, Bärbel Beutner und die
Sängerin Isabelle Kusari (u.v.l.) Bilder: D.G.
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Die pommersche Bibliothek in Stettin
Historischer Arbeitskreis Stettin besuchte Bibliothek, an der einst  Erwin Ackerknecht wirkte

Unveränderlich seit über 
100 Jahren dient die Pom-
mersche Bibliothek den 

Einwohnern Stettins und der Re-
gion als eine der wichtigsten kul-
turellen Einrichtungen der Stadt. 
Sie entwickelt und verändert sich, 
um am besten ständig wachsen-
den Anforderungen der gegen-
wärtigen Welt gerecht zu werden, 
ohne dabei die Vergangenheit zu 
vergessen. – Die Pommersche Bi-
bliothek in Stettin ist die Kulturin-
stitution der Selbstverwaltung der 
Wojewodschaft Westpommern, eine 
regionale und die größte öffent-
lich-wissenschaftliche Bibliothek 
Westpommerns. So liest man es in 
dem Flyer der Bibliothek.

An dieser Bibliothek wirkte Er­
win Ackerknecht, *15. Dezember 
1880 in Baiersbronn; †24. Au­
gust 1960 in Ludwigsburg. Als 
deutscher Literaturhistoriker und 
Bibliothekar hat er sich in Stettin 
in der Zeit der Weimarer Repu­
blik einen Namen als Pionier des 
Volkshochschulwesens und der 
Volksbüchereibewegung gemacht. 
1905 kam er als Bibliothekar an die 
Stadtbücherei in Stettin und baute 
hier ein einzigartiges Bücherei­ 
und Volksbildungswesen auf. Als 
Leiter der Stadtbücherei von 1907 
bis 1945, die er mit einem Bestand 
von 20.000 Bänden übernahm und 

zu einer wissenschaftlichen Studi­
enbücherei und einer Volksbüche­
rei mit insgesamt 200.000 Bänden 
ausbaute. Die Stettiner Volkshoch­
schule rief er 1919 ins Leben, wur­
de deren Leiter und Dozent. Bücher 
waren sein Leben, so gründete er 
1923 die Pommersche Landeswan­
derbücherei, 1932 die Staatliche 
Büchereischule in Stettin. Er ge­
hörte zu den Initiatoren der Grün­
dung (1921) des Vereins Deutscher 
Volksbibliothekare, heute aufge­
gangen im Berufsverband Informa­
tion Bibliothek.                            BS

Ein Programmpunkt des diesjäh­
rigen HAST­Treffens war der Be­
such der alten Stadtbibliothek an 
der Grünen Schanze.

Im Lesesaal, der sich im zwei­
ten Stock des alten Gebäudeteils 
befindet, wurden uns die Aufga­
ben und die Funktionsweise die­
ser Einrichtung im Rahmen der 
Bibliotheksstruktur erläutert und 
Fragen beantwortet. Frau Kacprzy­
kowska leitet die Einrichtung seit 
dem Tode von Barbara Sztark, die 
sich sehr um die Kontakte nach 
Deutschland und die Bewahrung 
der alten Bestände verdient ge­
macht hatte. Ihre Vorgängerin hat­
te sich zu diesem Thema auch des 
Öfteren in unserem „Stettiner Bür­
gerbrief“ geäußert, der bei dieser 
Begegnung überreicht wurde. Über 
die neue Leiterin und die Aufgaben 
der Bibliothek hat Bernd Aisch­
mann im Stettiner Bürgerbrief von 
2018 unter anderem berichtet: Mit 
fast 13 500 Büchern und Broschü­
ren sowie über 32 000 Dokumen­
ten des gesellschaftlichen Lebens, 
darunter Plakate, Handzettel und 
Flugblätter, zählt die Regional­
sektion der Pommerschen Biblio­

thek in Stettin (Dzial Regionalny 
Ksiaznicy Pomorskiej) zu den be­
deutendsten bibliografischen Pom­
mernzentren diesseits und jenseits 
der Oder. Viele Jahre geprägt von 
ihrer 2017 leider viel zu früh ver­

storbenen Leiterin Barbara Sztark 
und nun geführt von Sylwia We­
solowska ist sie eine nahezu uner­
schöpfliche Fundgrube für Histori­
ker und geschichtlich Interessierte. 
Ihre Bestände leisten gute Dienste 

bei wissenschaftlichen Projekten 
oder bei Magister­ und Abiturar­
beiten. Und sie sind von hohem 
Wert für die Deutschen und Polen, 
die sich mit ihrer einstigen oder 
heutigen pommerschen Heimat 
eng verbunden fühlen und sich für 
ihre Geschichte und Gegenwart 
interessieren. Zwar muss man aus 
deutscher Sicht wegen solch wert­
voller hier vorhandener Originale 
wie dem Pommerschen Urkunden­
buch, dem Pommerschen Wappen­
buch, dem von Thomas Kantzow 
verfassten vierzehnbändigen Werk 
Pomerania oder Ursprunck, Altheit 
und Geschichte der Völcker und 
Lande Pomern, Caßuben, Wenden, 
Stettin, Rhügen..., der Chronik der 
Stadt Stettin von Friedrich Thiede 
oder der Geschichte der Stadt Stet­
tin von Martin Wehrmann nicht 
unbedingt in die Pommersche Bi­
bliothek nach Stettin fahren. Sie 
sind auch in deutschen Büchereien 
zugänglich. Doch das Besondere 
an den Sammlungen der Pommer­
schen Regionalsektion ist, dass 
ihre deutschen Bestände durch 
polnische Beiträge zur einstigen 
deutschen und heutigen polnischen 
sowie gemeinsamen deutsch­pol­
nischen pommerschen Geschichte 
und Gegenwart ergänzt werden. So 
ergibt sich die interessante Mög­
lichkeit des direkten Vergleichs 
historischer Ansichten und aktuel­
ler Entwicklungen unmittelbar an 
einem Ort. – Soweit Aischmann.

Eine weitere Besichtigung er­
folgte im Hause in den vor Jah­
ren errichteten zwei Leseräumen 
mit der deutschsprachigen Litera­
tur nebst Katalogen und weiteren 
Hilfsmitteln, die zur segensreichen 
Zeit von Dr. Erwin Ackerknecht 
beschafft, verwaltet und später 

gerettet werden konnten. Diese 
Bestände machen einen Teil des 
Kulturellen Erbes aus, das hier, 
wie im Stettiner Staatsarchiv, ge­
pflegt wird. Alte Katalogzettel 
aus den frühen Jahren des vorigen 
Jahrhunderts weckten das Interes­
se der Teilnehmer, denn heute ist 
ein Nachweis der Zugänge fast nur 
noch digital möglich. Auf die neu­
en Möglichkeiten einer Recherche 
in der Digitalplattform „Pomera­
nia/Zachodnia Biblioteka Cyfrowa 
Pomerania“ hatte bereits der oft­
malige Gast vor Ort Bernd Aisch­
mann hingewiesen. Ein Austausch 
zu diesen Fragen erfolgt ständig in 
einem Netzwerk mit den Direkto­
ren der deutschen Universitätsbib­
liotheken in Greifswald, Schwerin 
und Rostock.

Für die Sammlung der Doku­
mente aus der deutschen Zeit wur­
de der Bibliothek ein Beleg aus den  
1960er Jahren mit Fotos überreicht, 
in dem Erwin Ackerknecht aus sei­
ner alten und wieder neuen Heimat 
in Ludwigsburg (Baden­Württem­
berg) an eine frühere Mitarbeiterin, 
Frau Barbara Zobel, antwortet und 
sich an die jahrzehntelange Arbeit 
in der Stettiner Stadtbibliothek er­
innert.

Die Kontakte zur Bibliothek sol­
len weiter gepflegt werden; auch 
gemeinsame Ausstellungen werden 
in Erwägung gezogen. Ein Höhe­
punkt in der länderübergreifenden 
Zusammenarbeit mit Stettin wird 
die Übernahme von Gegenständen 
aus der bekannten Stoewer­Samm­
lung von Manfried Bauer im Oden­
wald durch das Technik­Museum 
im heutigen Szczecin noch in die­
sem Jahr sein.

Wolfgang Dahle

Die Stadtbibliothek heute                                            Foto: Jan Surudo

Anna von Pommern war eine 
geborene Prinzessin von 
Pommern­Wolgast. Zeit­

genossen bezeichneten sie wegen 
ihres attraktiven Aussehens sowie 
ihrer geistigen Vorzüge als „Es­
ther von Charakter“, „Abigail von 
Verstand“ und „Krone der Fürsten­
frauen“. Sie war in Jugendjahren 
begehrt, heiratete als Lutheranerin 
vor 400 Jahren den katholischen 
Herzog Ernst von Croy und er­
scheint in den Geschichtsbüchern 
allerdings nur noch als „letzte Grei­
fin“, deren Grabdenkmal in Stolp 
erhalten blieb. Außerdem besteht 
ein enger Bezug zum berühmten 
Croy­Teppich, der jetzt in der Dau­
erausstellung des Pommerschen 
Landesmuseums in Greifswald zu 
bewundern ist. 

Die Fürstin wurde am 3. Oktober 
1590 auf dem Schloss der Greifen 
in Barth geboren. Ihr Vater war Her­
zog Bogislaw XIII. von Pommern­
Wolgast. Als Mutter ist Clara von 
Braunschweig­Lüneburg überliefert, 
die in erster Ehe mit dem Fürsten 
Bernhard von Anhalt verheiratet war, 
als junge Witwe nach Pommern kam 
und in zweiter Ehe mit dem Pom­
mernherzog verheiratet wurde. Prin­
zessin Anna war die jüngste Tochter 
unter mehreren Geschwistern und 
hatte glückliche Kindertage bis ihre 
Mutter 1598 starb. Nach der Wie­
derverheiratung des Vaters mit Anna 
von Holstein lebte die Prinzessin zu­
nächst noch abwechselnd in Barth 
und Stettin, ehe sie in die Obhut ihrer 
Tante Anna, einer Schwester ihres 
Vaters, an den Hof nach Güstrow 

kam. Nach dem Tod des Herzogs 
Ulrich von Mecklenburg wechselte 
die Tante Anna als Witwe mit ihrer 
gleichnamigen Nichte, die inzwi­
schen zu einer attraktiven und gebil­
deten Prinzessin gediehen war, auf 
ihren Witwensitz Grabow, wo man 
zahlreiche Gäste empfing. 

Unter den Besuchern, die mehr­
heitlich ihre Fühler nach der um­
worbenen Prinzessin Anna von 
Pommern ausstreckten, war auch 
Herzog Ernst von Croy aus der 
fürstlichen Linie Havré. Die Adels­
familie Croy stammte ursprünglich 
aus der französischen Picardie, war 
im Dienst der Herzöge von Bur­
gund, der Habsburger und auch 
Frankreichs in den Fürstenstand 
aufgestiegen. Dazu war als Krö­
nung der Herzogstitel gekommen. 

Zwischen dem katholischen Fürs­
tenspross und der evangelischen Prin­
zessin aus dem Greifenhaus knisterte 
es sofort. Doch die unterschiedlichen 
religiösen Orientierungen schienen 
zunächst unüberwindlich, um inmit­
ten der vielen Zweckheiraten unter 
den Fürstenhäusern auch einmal eine 
Liebesheirat zu ermöglichen. Doch 
das Liebespaar setzte in beiden Fa­
milien seinen Heiratswillen durch. Es 
wurde ein komplizierter Ehevertrag 
abgeschlossen, der die Zugehörigkeit 
der Braut sowie eventueller Kinder 
zum evangelischen Glauben sicher­
te und als Leibgedinge den Croy­
Besitz Vinstingen mit Herrschaft und 
Schloss festlegte. Vinstingen liegt an 
der oberen Saar rund 40 Kilometer 
von Saarbrücken, gehörte abwech­
selnd zu Deutschland und Frankreich 

und ist jetzt unter dem Namen Féné­
trange eine mittelalterlich anmutende 
Kleinstadt im französischen Arrondis­
sement Sarrebourg­Chateau­Salins. 
Nach der vertraglichen Festlegung 
über die Hochzeits­, Glaubens­ und 
Erb angelegenheiten folgte am 4. Au­

gust 1619 in Alt­ Stettin die Heirat. An­
schließend übersiedelte das Paar nach 
Vinstingen, der von der Croy­Familie 
überlassenen Residenz. Vierzehn Mo­
nate dauerte nach der ungewöhnlichen 
Liebesheirat das Eheglück.

Dann zog der Herzog Ernst von 

Croy als kaiserlicher Offizier in den 
Dreißigjährigen Krieg. Er erlebte 
nicht die Geburt seines Sohnes, starb 
selbst kurz danach in Oppenheim 
und hinterließ seine Witwe Anna in 
großen Schwierigkeiten. Die katho­
lische Verwandtschaft aus den Häu­

sern Croy und Havré verlangte ihren 
Übertritt zum Katholizismus und ver­
weigerte angesichts ihrer Weigerung 
die Aushändigung des ehevertrag­
lich festgelegten Erbes. Anna von 
Croy lief Spießruten und folgte nach 
zwei Jahren der Pein der Einladung 

ihres Bruders Bogislaw XIV., der 
inzwischen Pommern regierte. Sie 
zog mit ihrem Sohn Ernst Bogislaw 
von Croy nach Stettin, bekam vom 
Bruder einen außerplanmäßigen 
Witwensitz in Stolp mit zahlreichen 
Gütern und stand ihm fortan in den 
Wirren des Dreißigjährigen Krieges 
mit ihrer Intelligenz als Beraterin 
zur Seite. Herzogin­Witwe Anna 
erlebte den Erbvergleich ihres Bru­
ders mit dem Schwedenkönig 1630, 
dann den Tod aller ihrer Geschwis­
ter und 1637 auch noch den Verlust 
von Bogislaw XIV., der keinen Sohn 
hinterließ und als letzter männlicher 
Greifenspross starb. Damit trat der 
Erbfall Pommerns an Schweden ein. 
Das Herzogtum fiel als Schwedisch­
Pommern an Schweden und wur­
de später zwischen Schweden und 
Preußen geteilt.

Die letzte Greifin erbte mit ihrem 
Sohn nicht das Herzogtum Pom­
mern, sondern nur große Teile des 
persönlichen Nachlasses des Toten. 
Darunter war der berühmte Teppich, 
der die Maße von ca. 6,80 x 4,32 
hat, 1554 von Herzog Philipp I. von 
Pommern in Auftrag gegeben wor­
den war und die Hochzeitsgesell­
schaft seiner Heirat mit Maria von 
Kursachsen, mit Martin Luther auf 
der Kanzel zeigt. Diese Tapisserie 
gilt bis heute als einzigartige kultur­
historische Arbeit aus der Zeit der 
Reformation. Weil Ernst Bogislaw 
von Croy, der Sohn der letzten Grei­
fin, den Teppich vor seinem eigenen 
Ableben der Greifswalder Universi­
tät übereignete, ist seitdem nur noch 
vom Croy­Teppich die Rede. 

Für Anna von Croy bedeutete der 
Tod ihres Bruders 1637 eine neuer­
liche Umstellung. Sie wechselte mit 
ihrem Sohn nun dauerhaft auf ihren 
Witwensitz Stolp, brachte den Besitz 
auf Vordermann und besuchte oft die 
Witwe ihres verstorbenen Bruders 
Bogislaw XIV. in Rügenwalde sowie 
die Universitätsstadt Greifswald, wo 
ihr Sohn studierte. Diese wachsende 
Bindung an Greifswald hatte Fol­
gen. Die Fürstin sorgte in Stolp für 
eine neue Kirche, organisierte die 
Kranken­ sowie Armenpflege und 
engagierte sich für die Bildung der 
armen Kinder. Dann kam der schwe­
disch­polnische Krieg und Anna 
von Croy musste zunächst auch aus 
Stolp flüchten. Auf Maßgabe des 
Kurfürsten von Brandenburg konn­
te sie sich auf Schloss Rügenwalde 
niederlassen. Doch ihre Lebensgeis­
ter schwanden. Sie starb 1660 und 
fand in der Schlosskirche zu Stolp 
ihre letzte Ruhe, wo ihr Sohn, der 
später neben ihr bestattet wurde, ein 
Marmordenkmal aufstellen ließ. (sie­
he auch PAZ Nr. 5/2019) Ihr Sohn 
Ernst Bogislaw von Croy, der als 
evangelischer Bischof von Cammin 
sowie brandenburgischer Statthalter 
in Hinterpommern fungierte, starb 
1684 in Königsberg. Er vermachte 
der Greifswalder Universität den Sie­
gelring von Bogislaw XIV. und den 
berühmten Teppich aus dem Fami­
lienbesitz, der heute als Croy­Tep­
pich in der Dauerausstellung des 
Pommerschen Landesmuseums in 
Greifswald zu sehen ist. 

Martin Stolzenau

Pommerns „Krone der Fürstenfrauen“
Anna von Pommern – eine unglaubliche Lebensgeschichte

Schloß der pommerschen Herzöge in Stolp              (Foto: Jubiline)

Foto: Dahle



Zum Leserbrief: Darf deutschen
Wehrmachtssoldaten gedankt
werden? (Nr. 23)

Dass der von Hitler begonnene
Zweite Weltkrieg ein Verbrechen
war, und zwar für alle Beteiligten,
sowohl die von uns zuerst über-
fallenen Polen als auch zum
Schluss uns Deutsche und unse-
ren Wehrmachtsoldaten selbst, ist
wohl unbestritten. 

Und das, auch wenn für das
unterlegene Deutschland der
Keim dazu schon mit den Bedin-
gungen des Versailler Vertrages
gelegt wurde. Sowie auch wenn
die polnische Regierung trotz des
Zugewinns Westpreußens und
Ostoberschlesiens auf weitere
Landnahme gierig war, was mit in
einer polnischen Generalstabs -
übung schon während der Zeit
der Weimarer Republik (also
schon gegen das friedliche
Deutschland) geübt wurde, näm-
lich weitere Gebiete mit Ostsee-
küste bis möglichst Kolberg mit
einen Krieg gegen das geschwäch-
te Deutschland zu erobern. 

Wenn der Leserbriefschreiber
wohl meint, für einen (deutschen)
Diktator hätte es keine andere Lö-
sung gegeben, so sollte man doch
auch von einem Diktator erwar-
ten dürfen, dass er solche sich
dann ergebenden Konstellationen
rechtzeitig erkennt und hinsicht-
lich eines Überfalls auf das be-
nachbarte Land entsprechend
nicht handelt. 

Aber statt eines Krieges hätte
Deutschland andere Möglichkei-
ten gehabt, schwierige Nach-
kriegsbedingungen zu korrigie-
ren. Zum Beispiel Polen durch
wirtschaftlichen Druck zur Ein-
richtung eines nur für den deut-
schen Verkehr nach und von Ost-
preußen genutzten und deutsch
verwalteten Korridors durch den
polnischen Korridor zu bewegen.

Bei fortgeführter polnischer
Ungefälligkeit hätte es bis zur
vollkommenen Schließung der
deutsch-polnischen Grenzen wie
zu DDR-Zeiten mit gleichzeitigem
Abbruch der Handelsbeziehun-
gen kommen können. Also, kein
Schnellzug Paris–Berlin–War-
schau–Moskau mehr. Kein Pole
hätte dann mehr auf dem Land-
wege durch Deutschland in den
Westen Europas reisen können.
Millionen polnischer Erntehelfer
in Deutschland hätten sich bei
uns nichts mehr verdienen kön-
nen. Und auch die Schließung des
Nord-Ostsee-Kanals für polnische
Schiffe hätte eine Option sein
können. Und anderes mehr. 

Da auch Russland durch weite
Gebietsverluste an Polen diesem
nicht gerade so freundlich geson-
nen war, um ihm irgendwelchen
wirtschaftlichen Ausgleich zu bie-
ten, wären die Polen in der Korri-
dorfrage Deutschland vielleicht
irgendwann entgegengekommen.
Man hätte es zumindest versu-
chen können – aber niemals ei-
nen Krieg anzetteln, der war das
Verbrechen. 

Es war gerade für unsere deut-
schen Soldaten so sinnlos, dass
man sich niemals bei ihnen be-
danken kann – wofür denn 
auch? –, sondern grenzenloses
Bedauern für ihren Missbrauch
durch die Nazis empfinden muss.
Nachträgliche Beschimpfungen
der Wehrmachtsoldaten sind ganz
und gar ungerechtfertigt und da-
her unangebracht. 

Helmut von Binzer,
Hamburg

Zum Leserbrief: Darf deutschen
Wehrmachtssoldaten gedankt
werden? (Nr. 23)

Nach der Lektüre des Leser-
briefs kann man sich nicht des
Eindrucks erwehren, dass die Ge-
schichtskenntnisse des Autors,
was Polen und die deutsche
Wehrmacht betrifft, ausschließ-
lich auf seinem Besuch eines
Danziger Museums beruhen.
Eventuell käme auch noch
Reemtsmas Wehrmachtsausstel-
lung in Betracht. Auf jeden Fall
hat er keinerlei Kenntnis von den
mörderischen Aktivitäten Polens,
beginnend mit den Verhandlun-
gen in Versailles, in den deutsch-
polnischen Grenzgebieten bis
zum Ausbruch des Zweiten Welt-
kriegs. 

Um es vorwegzunehmen: Polen
ist weltweit das einzige Tätervolk,
das verstanden hat, von seinem
völkerrechtswidrigem Verhalten,
egal ob gegen Deutsche oder Ju-
den, abzulenken und sich als die
großen Leidtragenden der deut-
schen Wehrmacht darzustellen.
Beginnend mit dem 19. Juli 1919
startet die extreme Hetze gegen
Deutsche. Der Starost von Culm,
Ossowski, erklärte: „Wenn ein
Deutscher oder Jude wagt, irgend-
etwas gegen den polnischen Staat
zu sagen, so bindet ihn mit Strik-
ken und schleift ihn durch die
Straßen.“

1921 empfing Ministerpräsident
Witos in Warschau eine Abord-
nung deutscher Domänenpächter,
gewährte ihnen zwei Minuten
und erklärte: „Dies ist der erste
Vorstoß gegen die deutsche Intel-
ligenz, und es ist höchste Zeit,
dass die sogenannten deutschen
Kulturträger verschwinden.“ Der
offene Terror gegen Deutsche be-
gann und hörte nie auf.

1932/33 versuchte der polni-
sche Außenminister, die Franzo-

sen und Engländer zu animieren,
einen Krieg gegen Deutschland zu
beginnen, mit dem Ziel einer spä-
teren gemeinsamen Grenze mit
Frankreich an der Elbe. 1933
schloss Deutschland mit Polen ei-
nen Nichtangriffspakt ab. Danach
kündigte die polnische Regierung
den Minderheitenschutzvertrag.
Die Entdeutschung wurde fortge-
führt, der Terror gegen Deutsche
verschärfte sich nach der Garan -
tie erklärung Englands vom 
31. März 1939. Im Juni 1939 hielt
der polnische Oberbefehlshaber,
Marschall Ryds-Smigly, an polni-
sche Offiziere eine Rede und hob
hervor: „Polen will den Krieg mit
Deutschland, und Deutschland
wird ihn nicht verhindern kön-
nen, selbst wenn es das wollte.“ 

Die Teilmobilmachung Polens
wurde bekanntgegeben. Am 
22. August 1939 begann Polen,
deutsche Verkehrsflugzeuge zu
beschießen. Schließlich führten
folgende Ereignisse, die für sich
alleingenommen nach damaligem
Recht ein Kriegsgrund waren, am
31. August 1939 zum Ausbruch
des Krieges: Der Eisenbahnver-
kehr von Ostpreußen ins Reich
wurde durch die Sprengung der
Dirschauer Brücke durch Polen
unterbrochen. Beuthen wurde
von polnischer Artillerie unter
Beschuss genommen. Das Linien-
schiff „Schleswig-Holstein“ wurde
von der widerrechtlich zur Fe-
stung ausgebauten Westerplatte
unter Gewehrfeuer genommen.
Und der deutsche Generalkonsul
in Krakau wurde ermordet. 

Der von polnischen Politikern
beteuerte Gedanke zur Unschuld
am Ausbruch des Krieges, mag
von deren Brüdern und Schwe-
stern im Geiste geglaubt werden,
aber nicht von jenen, die sich
noch einen Rest von Realitätssinn
bewahrt haben. Gebhard Knull,

Buxtehude

Unangebrachte BeschimpfungenVerlorener Realitätssinn
Zum Leserbrief: Darf deutschen
Wehrmachtssoldaten gedankt
werden? (Nr. 23)

Mich hat der Leserbrief des
Herrn Maußhardt zutiefst ver-
letzt. Nach meinem Empfinden
spricht der Herr wie der Blinde
von der Farbe. Sicher hat ihn das
polnische Weltkriegsmuseum be-
eindruckt.

Herrn Grigat, dem Sprecher der
Landsmannschaft Ostpreußen,
bin ich dankbar, dass er der deut-
schen Wehrmacht gedenkt. Ich
verdanke der Marine von damals
mein Leben. Mein junger Vater
verlor seines in Russland, obwohl
er kein Nazi war, wie mir meine
Mutter versicherte. Meine Eltern
haben Hitler nicht gewählt, und in
die Partei wurde ja auch nicht je-
der aufgenommen. Hätte mein Va-
ter den Kriegsdienst verweigert,
wäre sein Leben auch verwirkt
gewesen.

„Ostpreußen galt als ,Muster-
Gau‘“, schreibt er. Soweit mir be-
kannt ist, war der Gauleiter in
Ostpreußen aus dem Rheinland,
und die „Stadt der Bewegung“
war München, und die großen
Aufmärsche und Feiern fanden in
Nürnberg statt. Ostpreußen war
eine abgetrennte deutsche Pro-
vinz, die darunter litt. Die Propa-
ganda hat damals schon funktio-
niert, genauso wie heute. 

Der Leserbriefautor besitzt die
„Gnade der späten Geburt“ und
sollte sich informieren, bevor er
durch seine „Weisheiten“ Men-
schen verletzt. Waltraud Schmidt,

Henstedt-Ulzburg

20 Nr. 28 – 12. Juli 2019 

Schlägt auch nach über einem Monat noch hohe Wellen: Der in der PAZ am 7. Juni abgedruckte Leserbrief zur Rede des Sprechers
der Landsmannschaft Ostpreußen, Stephan Grigat Bild: PAZ

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zum Leserbrief: Darf deutschen
Wehrmachtssoldaten gedankt
werden? (Nr. 23)

Der Leserbrief zu Herrn Grigats
Rede ist ein Musterbeispiel für
die gelungene Gehirnwäsche an
den Deutschen durch die Sieger-
mächte der beiden Weltkriege,
auch „Charakterwäsche“ genannt.
Der Sieger schreibt seit alters her
die Geschichte, und in Deutsch-
land sogar die Geschichtsbücher.

Bekanntlich ließen die Alliier-
ten nach 1945 über 32000 Buch-
titel in Deutschland vernichten

und erlaubten nur Verlage, die im
Sinne der Sieger publizierten.
Dennoch ist es möglich, sich über
die wahren Kriegstreiber zu infor-
mieren. Allerdings ist es nicht
leicht, im deutschsprachigen
Raum Schriften oder Aussagen
verlässlicher und objektiver Hi-
storiker zum Thema „Ursachen
beider Weltkriege“ zu finden.

So wie Polen heute gar nicht ab-
warten kann, bis die USA Solda-
ten und Waffen im Land stationie-
ren, um Russland zu provozieren,
hat es Deutschland seit seiner
Neugründung nach dem Ersten

Weltkrieg durch Grenzübergriffe
und marodierende Überfälle pro-
voziert. Besonders die Deutschen
im sogenannten Korridor hatten
Unsägliches zu leiden. Kein wehr-
fähiges Land hätte diese Übergrif-
fe so lange geduldet wie das Deut-
sche Reich. Die Polen freilich ver-
schweigen diese Vorkommnisse.
Sie sind sogar der Überzeugung,
dass dieses 700 Jahre lang
deutsch besiedelte Land „urpolni-
sches Gebiet“ sei.

Den Tod von zirka 2,5 Millionen
Deutschen, meist Frauen, Kindern
und Alten, haben die Vertreiber-

staaten verursacht, ebenso die
Vertreibung und Enteignung von
zirka 15 Millionen Ostdeutschen.
Selbst die ehemaligen Feinde
sprachen mit Hochachtung von
der Wehrmacht, in welcher Verge-
hen, wenn sie vorkamen, streng
bestraft wurden.

Dass unwissende und indoktri-
nierte Nachfahren die eigenen
Soldaten diffamieren, ist unge-
heuerlich und wohl einmalig in
der Welt. Der Einsatz vieler Wehr-
machtseinheiten und der deut-
schen Marine bei der Rettung ei-
ner großen Zahl Vertriebener war

vorbildlich und sollte nie verges-
sen werden.

Hätte die Mutter oder Großmut-
ter des Leserbriefschreibers in
den deutschen Ostgebieten gelebt
und wären unter dem Schutz
deutscher Soldaten den Russen,
Polen oder auch Tschechen ent-
kommen, würde er vermutlich an-
ders urteilen, auch, weil er dann
über das Verhalten der polni-
schen und tschechischen Bevöl-
kerung sowie der Roten Armee
besser unterrichtet wäre. 

Brigitte Bean-Keiffenheim,
Frankfurt am Main

Einsatz der Wehrmacht war vorbildlich und sollte nicht vergessen werden Eine Anmaßung
Zum Leserbrief: Darf deutschen
Wehrmachtssoldaten gedankt
werden? (Nr. 23)

Der PAZ gehört alle Achtung so
vorzügliche, ehrliche, wissen-
schaftliche Abhandlungen und
Meinungen der Allgemeinheit zu
veröffentlichen. Natürlich sind
wir nicht mit allem, was wir lesen,
einer Meinung. Das wäre ja lang-
weilig. Aber: Als wir Philipp
Maußhardts Leserbrief vor Augen
hielten, da brach unsere gute Lau-
ne. Nun war Schluss mit der Tole-
ranz. Sein Leserbrief ist nicht kor-
rekt, anmaßend und eine wahre
Unverschämtheit. 

Ich habe als Soldat in Russland,
Polen und Frankreich meine
Pflicht getan wie auch hundert-
tausende von deutschen Män-
nern. Wir haben für das Vaterland
gekämpft gegen eine Übermacht,
die sich schon seit Ende des Er-
sten Weltkrieges auf eine Vernich-
tung des deutschen Volkes ver-
schworen hatte. Aber Herr Mauß-
hardt würde das nicht wissen.

Erdmute und George Kuester,
New Minas/Kanada

Zutiefst verletzend

Exkommuniziert
Zum Leserbrief: Darf deutschen
Wehrmachtssoldaten gedankt
werden? (Nr. 23)

Mit seiner Aussage, „Ostpreu-
ßen galt als ,Muster-Gau‘“, belei-
digt Leserbriefautor Maußhardt
meine verstorbene Mutter, mei-
nen vermissten Vater und alle
Ostpreußen. Die Ostpreußen wer-
den aus der deutschen Geschich-
te exkommuniziert. Dazu passt
die Aussage vom polnischen Ge-
neralkonsul in Königsberg 1925:
„Keine Opfer können zu groß
sein, um Ostpreußen in den
Kreislauf des Polentums einzube-
ziehen.“ Edwin Falk,

Eutin

Er ist diskreditiert

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de

LESERFORUM

Zum Leserbrief: Darf deutschen
Wehrmachtssoldaten gedankt
werden? (Nr. 23)

PAZ-Leser Maußhardt rügt,
dass der Sprecher der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Stephan
Grigat, den „deutschen Wehr-
machtssoldaten“ dafür gedankt
habe, dass sie „den Überlebenden
aus Ostpreußen“ die Flucht er-
möglicht hätten. Es ist keine Wort-
klauberei, wenn ich dazu feststel-
le, dass Grigat bei seiner diesjäh-
rigen Rede das Wort „Wehrmacht“
überhaupt nicht gebraucht hat,
sondern schlicht „den deutschen
Soldaten“, gedankt hat, die unter
Einsatz ihres Lebens die „Flucht
hunderttausender Ostpreußen“
ermöglicht hätten. 

Grigat hat damit ganz konkret
denjenigen Soldaten gedankt, die
ab 12. Januar 1945 in Ostpreußen
zehn Wochen lang unter größten
Verlusten gekämpft haben, um
den Fluchtweg für die Bevölke-
rung, insbesondere zuletzt aus
dem Heilsberger Kessel über das
Frische Haff und die Frische Neh-
rung, offenzuhalten. Grigat erhielt
für seinen Dank lebhaften Beifall.
Auch von mir. Meine Mutter er-
reichte mit meinen drei Geschwi-
stern und mir dank des zäh hin-
haltenden Kampfes der deutschen
Soldaten am 21. Januar 1945 aus
dem zentralen Ostpreußen kom-
mend noch einen der letzten Zü-
ge, die aus Elbing abgingen.

Schon zwei Tage später war die
Flucht nur noch unter fürchter-
lichen Umständen und mit sehr
vielen Todesopfern über das Eis
des Frischen Haffes und die Fri-
sche Nehrung möglich. Unter den
Toten auf dieser Fluchtroute be-
fanden sich auch mein von mir
sehr geliebter Spiel- und Klassen-
kamerad sowie ein zweimonatiges
Baby und zwei Frauen, die ich al-
le kannte. Sie fuhren auf den drei
von insgesamt sieben Treckwagen
des Gutshofes, auf dem ich aufge-
wachsen bin. Nur diese drei konn-
ten nach Einholung durch die
Front bei Landsberg den sowjeti-
schen Truppen noch einmal ent-
kommen. Die Familien auf den
vier anderen Treckwagen gehören
zu den 390000 Ostpreußen, die
noch bis Mitte der 60er Jahre als
verschollen galten. Es war an de-
ren Alter zu erkennen, dass die
meisten mit mir Applaudierenden
wohl wie ich mit sehr hoher
Wahrscheinlichkeit nur dank der
Soldaten überlebt haben, denen
Grigat gedankt hatte. 

Weil die Kritiker der Vertriebe-
nenverbände wie Maußhardt das
hinsichtlich der Schuld anders se-
hen, nutzen sie jede vermeintli-
che Gelegenheit für den Versuch,
die Landsmannschaften der Ver-
triebenen in Misskredit und end-
lich zum Schweigen zu bringen.
Ein weiterer Grund dafür ist, dass
es sie stört, daran erinnert zu wer-
den, dass die Vertriebenen durch
den Verlust der Heimat und ihres
ganzen dortigen Vermögens La-
sten zu tragen hatten, die ihnen 
– bei nicht geringerer „deutscher
Schuld“ – erspart geblieben sind.

Nicht Grigat hat sich diskredi-
tiert, sondern der Leserbrief-
schreiber und Journalist Mauß-
hardt. Friedrich Gastell, 

Isernhagen
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Stierkämpfe
und Almkühe

Für den berühmten US-ameri-
kanischen Stargeiger Yehudi

Menuhin muss es Liebe auf den
ersten Blick gewesen sein, als er
das erste Mal in den Schweizer
Ort Gstaad kam. 1957 siedelte er
in dem 7000-Einwohner-Ort im
Berner Oberland über und grün-
dete im selben Jahr dort nach
zwei Konzertauftritten das
„Gstaad Menuhin Festival“.
Bis 1996 blieb Menuhin dem

Festival als dessen Leiter treu.
Drei Jahre später starb er in Ber-
lin. Doch das Festival hält die
Erinnerung an den Wundergeiger
aufrecht. Vom 18. Juli bis 6. Sep-
tember findet es nun zum 63. Mal
statt. Im Festivalzelt von Gstaad
und in den Kirchen des Saanen-
landes werden den Besuchern 65
hochkarätige Konzerte angeboten. 
Im Mittelpunkt steht diesmal

aber nicht die Alpenwelt, sondern
die französische Metropole Paris,
die auch das Zentrum der franzö-
sischen Musik ist. Davon zeugen
die Meisterwerke, die dort über
Jahrhunderte hinweg entstanden
sind – von der École de Notre
Dame bis hin zu Tristan Murail,
bei dem das Festival eine Kompo-
sition in Auftrag gegeben hat.
Aber dies belegen auch Komponi-
sten wie George Bizet, der in Paris
geboren wurde. Seine Stierkampf-
Oper „Carmen“ wird in Gstaad in
einer konzertanten Aufführung zu
erleben sein. Hoffentlich fühlen
sich die Almkühe dabei nicht auf
die Hörner genommen. Pro-
gramm und Karten: www.gstaad-
menuhinfestival.ch H. Tews

Selbst der Kaiser kam zu Men-
schen, Tieren, Sensationen. Vor
120 Jahren starb Gustave Castan,
der Schöpfer des legendären
„Castans Panoptikum“ von Berlin.

Eine skurrile „Alles-Schau“ im
Berlin der Kaiserzeit: Preußische
Herrscher in Lebensgröße, plasti-
sche Nachbildungen berühmter
Gemälde, Totenmasken von Pro-
minenten, spektakuläre Fossilien,
aber auch merkwürdige „Bären-
weiber“, hindustanische Gaukler,
und zwei fast 130 Kilogramm
schwere „Herkulesknaben“ aus
Danzig und noch vieles mehr: Das
alles gehörte im Laufe der Zeit zu
den zahlreichen „Attraktionen“
des legendären Panoptikums der
Gebrüder Castan. 
1869 hatte es Gustave Castan in

bescheidenen Räumlichkeiten in
der ehemaligen Straße „An der
Stechbahn“ im „Roten Schloss“
eröffnet, so genannt, weil es ein
wenig wie das Berliner Rathaus
aussah. Gustave Castan, geboren
1837 in Berlin als Nachfahre
hugenottischer Glaubensflücht-
linge, war von Beruf eigentlich
Bildhauer, ebenso wie sein neun
Jahre jüngerer Bruder und späte-
rer Panoptikums-Mitinhaber
Louis, der schließlich für eine
Weile nach England ging, um das
Herstellen von anatomischen
Modellen zu erlernen. Schon der
Vater, Jean Charles Louis Castan
hatte einen künstlerischen Beruf,
er war Schauspieler. 
Das Anliegen der geschäfts -

tüchtigen Brüder war zunächst,
dem geneigten Publikum Zeitge-
schichte anhand plastischer Dar-
stellungen von Persönlichkeiten
zu vermitteln. Marmor als Ar -
beitsmaterial schien ihnen dann
aber nicht mehr zu genügen, und
so stiegen sie auf Wachs um und
entdeckten das Material als
Grundlage für einen spektakulä-
ren Unterhaltungsfaktor. 
1872 wurde das Kabinett durch

einen Brand zerstört, es zog in

eine standesgemäße Behausung
in der Kaiser-Galerie (Unter den
Linden) um und wurde dort vom
Kaiserpaar anlässlich der Eröff-
nungsfeier begutachtet. 1888 er -
folgte ein weiterer Umzug in den
Pschorr-Palast, benannt nach der
Münchner Brauerei. 
War das Panoptikum anfangs

noch eine recht gesittete Angele-

genheit, in der man zum Beispiel
das komplette preußische Königs-
haus im Ornat, aber in Wachs
geboten bekam, wurde es im
Laufe der Zeit zunehmend skurri-
ler, und schließlich schufen die
Castans sogar eine „Schreckens-
kammer“, in der man sich ange-
sichts der geballten Ladung von
Mördern und Henkern gepflegt

gruseln konnte, dafür aber noch
ein zusätzliches Eintrittsgeld zah-
len musste. Der Reiz des Verbote-
nen, der Laster und des Schrek-
kens ließen zunehmend auch die
Kassen klingeln. „Fehlt’s ihr nicht
an Geld, alsdann / Strengt der
Castan sich auch an, / Manches
Bild von größern Mördern / Flei-
ßig an das Licht zu fördern“ und

„Ströme hin in Masse, lasse / Leer
nicht Castan’s Tageskasse“, wurde
bereits im Juli 1874 in dem Ge -
dicht „Reklame“ in der Zeitschrift
„Berliner Wespen“ die Geschäfts -
tüchtigkeit der Brüder auf die
Schippe genommen. 
Ausführlich wurden in der

„Schreckenskammer“ stets auch
die Gräuel spektakulärer Mordta-

ten beschrieben, doch als in
einem Fall der Ausstellungskata-
log darüber keinerlei Abscheu be -
kundete, verbot die Berliner Poli-
zei im April 1879 kurzerhand die
Ausstellung über zwei besonders
grausame „Mordbuben“. 
Nach und nach wurde auch in

anderen Städten ein Castans Pa -
noptikum errichtet, so auf der

Kölner Hohe Straße, aber auch in
Belgien, wo es in Brüssel von
Moritz Castan geleitet wurde,
einem unehelichen Sohn von
Pauline Castan, der Schwester
Gustaves und Louis’. 
Doch dann überschritten die

Castans eine moralische Grenze,
und das unter dem wohlwollen-
den Nicken einiger Berliner Wis-

senschaftler, angeführt von Pro-
fessor Rudolf Virchow, der die
Berliner Anthropologische Ge -
sellschaft mitbegründet hatte.
Immer häufiger wurden Men-
schen aus fernen Ländern zur
Schau gestellt, die auf verschiede-
ne Art und Weise nicht den ge -
sellschaftlichen Normen entspra-
chen, darunter zum Beispiel ein

junger Mann namens Hassan Ali
aus der libyschen Wüste, der mit
16 Jahren bereits 2,40 Meter groß
war. Oder man karrte „20 Sioux-
Indianer, lebend“ heran, die vom
Publikum begafft wurden, und
setzte dafür die Menschen den
völlig fremden und ungewohnten
Situationen aus, bei denen zudem
die medizinische Versorgung

nicht ausreichend gewährleistet
war. Durch Beziehungen zu dem
Hamburger Zoodirektor Carl Ha -
genbeck, der ebenfalls für „Völ-
kerschau“-Ausstellungen verant-
wortlich war, zogen dann auch
noch lebende Tiere temporär in
das Panoptikum ein. 
Welche Lehre die Zuschauer

aus solchen Darbietungen ziehen
sollten, blieb das Geheimnis der
Castans, die das Publikum trotz
aller Bemühungen unter dem
Motto „Menschen, Tiere, Sensa-
tionen“ nicht bei der Stange hal-
ten konnten. Gegen Ende der
1880er Jahre hatte es schon ange-
fangen, leicht zu kriseln, dann
kam vermutlich eine Intrige er -
schwerend hinzu: Louis Castan
wurde 1895 wegen „Verbrechens
gegen die Sittlichkeit“ – involviert
war ein junges Mädchen, das ihm
Modell gestanden und ihn
schließlich beschuldigt hatte –
unter Anklage gestellt, aber frei-
gesprochen. Gustave Castan starb
am 21. Juli 1899 in Charlotten-
burg, da gab es das Unternehmen
in seiner alten Form schon nicht
mehr, es war drei Monate zuvor in
eine GmbH übergegangen. 
Louis war zunächst einer der

drei Gesellschafter, schied jedoch
bald wieder aus, nachdem er sein
gesamtes Vermögen inklusive sei-
ner Potsdamer Villa in der Neuen
Königstraße 78 verloren hatte. Er
starb am 14. Juli 1908 völlig ver-
armt und auf milde Gaben seiner
Freunde angewiesen in einem
Schöneberger Krankenhaus. Das
Publikum verlor nun immer mehr
das Interesse an den Wachsfigu-
ren, der aufkommende Stumm-
film war wesentlich interessanter,
weil dort vor allem echte Men-
schen am Werk waren. Die wirt-
schaftliche Lage nach dem Ersten
Weltkrieg kam erschwerend
hinzu, und so wurde 1922 die
Berliner Institution „Castans Pan-
optikum“, das Lebenswerk der
Brüder Castan, für immer ge -
schlossen. Bettina Müller

Zur Schau gestellt
Madame Tussauds geistige Erben – In der Kaiserzeit verzückte ein Wachsfigurenkabinett die Berliner 

Zäher Bursche: Ein indischer Fakir ließ sich um 1912 in Castans Panoptikum selbst mit Haken am Mund nicht abführen Bild: Bpk

Ein rundes Jubiläum feiert in
diesem Jahr das Seebad
Wyk auf Föhr. Vor 200 Jah-

ren wurde die kleine Inselstadt
zum ersten Seebad an der Nord-
see-Küste gekürt. Könige, Kron-
prinzen und Künstler haben das
Seebad besucht, den kleinen Ort
und die Insel tief ins Herz
geschlossen und mit ihren Besu-
chen die Insel geprägt.
Für die Nordseeinsel Föhr war

der Titel Seebad, der dem Klein-
städtchen Wyk 1819 verliehen
wurde, ein großer Gewinn. Das
Baden in der Nordsee wurde
damit schlagartig sehr attraktiv.
Dass König Christian VIII. von
Dänemark Föhr liebte und 1842
erstmals den Sommer dort ver-
brachte, war die beste Werbung
für die rund 83 Quadratkilometer
große, damals zu Dänemark gehö-
rende Insel.
Der königliche Gast sorgte

dafür, dass das Seebad Wyk und
damit auch die Insel Föhr bald in
aller Munde waren und zuneh-
mend mehr Gäste auf die Insel
reisten. Außerdem lud der König
in den folgenden Jahren Künstler
wie den Dichter Hans Christian
Andersen nach Wyk ein. Der
dänische Märchenautor sprach
1844 über seine Zeit am Strand
von Föhr von dem „unvergesslich-
sten Wasser, in dem ich je gewe-
sen bin“. Eine Aussage, die wohl
etliche andere Gäste zu ihrem
ersten Besuch im Seebad inspi-
riert haben wird.

Nach dem Deutsch-Dänischen
Krieg wurde im Jahr 1864 der
Dannebrog, die dänische Flagge,
eingeholt. Damit endete die Ära
des Seebades Wyk als Sommer-
ziel des dänischen Königs. Statt-
dessen verbrachte ab 1866 der
preußische Kronprinz Fried-
rich III. gerne die Sommerzeit auf
Föhr. Auch die Künstler, die nun
die Insel besuchten, waren ande-
re. So reiste Johann Strauß 1878
auf seiner Hochzeitsreise nach
Wyk, seinerzeit bereits berühmter
Konzertmeister. Ein Jahr später
kam er wieder auf die Insel und
schrieb während seines Aufent-
halts im Seebad Wyk den Walzer
„Nordseebilder“.
Daher wundert es nicht, dass

ausgerechnet ein Werk von
Johann Strauß beim 200. Jubi-
läum in diesem Sommer aufge-
führt wird. Der Aufführungsort ist
dabei ebenso besonders wie die
Inszenierung selbst. Die Bühne
für die Operette „Die Fleder-
maus“ wird in dem Haus aufge-
baut, in dem Johann Strauß
damals logierte. Das Haus mit der
Adresse Sandwall 38 in Wyk –
heute der Kurgartensaal – ist zur
200-Jahr-Feier des Seebads Wyk
der Ort, an dem die Strauß-Ope-
rette präsentiert wird. 
Die Inszenierung, die sich

Regisseur Franz Garlik für das
Jubiläum ausgedacht hat, ist eine
ganz besondere Fassung dieses
Werks: Die Fledermaus wurde
eigens für die 200-Jahr-Feier für

ein Quartett umgeschrieben. Die
vier Künstler von Voice Passion
übernehmen dabei zahlreiche
Doppelrollen. Die Musik ent-
spricht dem Original, die Texte
haben jedoch eine Überarbeitung
erfahren. Die Künstler der Grup-
pe Voice Passion, die sich im Juli
für die Jubiläums-Feier des See-
bades Wyk auf den Weg nach
Föhr machen, sind auf den gro-

ßen Bühnen zuhause, tourten
2017 mit dem Theaterstück
„Maria und die Callas“ durch
Europa. Im Juli 2019 holen die
vier Künstler die weite Welt in
das beschauliche Wyk. 
Damit folgt Föhr seinem Prin-

zip: Die Welt auf die Insel holen,
aufgeschlossen sein für viele kre-
ative Ansätze, das gehört auf der
Insel einfach dazu. Und es bildet
einen Kontrast zu den kleinen,

hervorragend gepflegten Kapi-
tänshäusern und historischen
Gebäuden, die für das Bewahren
von Traditionen und Werten ste-
hen. Die Mischung ist bei den
regelmäßigen Insel-Besuchern
beliebt. Auch wenn heute keine
Könige und Kronprinzen mehr
dazu zählen, zieht es doch jede
Menge Prominenz nach Föhr:
Ende des 20. Jahrhunderts waren

es TV-Stars wie Helga Feddersen
und Hans Rosenthal, die ihren
Urlaub hier verbrachten. Später
war es Harald Schmidt, der auch
heute noch immer wieder gerne
nach Föhr kommt. Die Insel ist
offenbar ein Magnet für Künstler.
Auch das Museum der Westkü-

ste feiert in diesem Jahr ein run-
des Jubiläum. Vor zehn Jahren
gegründet greift das Museum in
diesem Jahr das 200. Jubiläum des

Seebads Wyk auf. Die Ausstellung
„200 x Badesaison. Seebad Wyk
auf Föhr 1819–2019“ wurde be -
reits Anfang März eröffnet und ist
noch bis zum 15. Juli zu sehen. 
Der 15. Juli ist das offizielle

Gründungsdatum des Seebades
vor 200 Jahren und damit der
Startschuss für die großen Feier-
lichkeiten. Dazu gehört neben der
Aufführung der Johann-Strauß-
Operette „Die Fledermaus“ auch
eine Wattenpolonaise auf der
Sandbank Preester und ein histo-
rischer Handwerkermarkt mit
Gauklern, Barden, Seilerei und
anderen Gewerken, die vor 200
Jahren in Mode waren. Stattfin-
den wird dieser Markt vom 16. bis
18. Juli auf dem Gelände des Dr.-
Carl-Häberlin-Friesen-Museums.
Während vor dem Haus die

Vergangenheit lebendig gestaltet
wird, zeigen im Museum elf
Künstler ihren Blick auf das heu-
tige Wyk und die Insel Föhr. Die
Ausstellung „Föhr im Blick“ 
(23. Juni bis 1. September) zeigt
Werke von Künstlern der Gruppe
Norddeutsche Realisten, die an -
lässlich des Seebadjubiläums im
Sommer 2018 auf Föhr gemalt
haben. „Wir wollen ge meinsam
die Geschichte des Seebades Wyk
auf Föhr erlebbar machen und
damit die Brücke zwischen Ver-
gangenheit und Gegenwart schla-
gen“, sagt Andreas Miler, Veran-
staltungsleiter der Wyk-auf-Föhr-
Touristik zum Jubiläumspro-
gramm. Stephanie Sieckmann

Bei Flut bringt die Fähre neue Gäste nach Wyk auf Föhr 

LEBENSST IL

Ein Walzertraum an der Nordsee
Vor 200 Jahren machten die Dänen den Ort Wyk auf Föhr zum Seebad – Im Juli wird mit Johann Strauß gefeiert
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Die promovierte Autorin Dörthe
Binkert studierte Germanistik,

Kunstgeschichte und Politik. Sie
hat mit ihrem Roman „Vergiss kein
einziges Wort“ einen wort- und sei-
tenstarken Familieneinblick in
Oberschlesien abgeliefert.
Die Einbandseiten enthalten

Schwarz-Weiß-Karten, in der vor-
deren Klappe eine von Oberschle-
sien mit den Grenzen der Schlesi-
schen Teilung 1921/22, und die
hintere Klappe enthält eine Karte
des heutigen Schlesiens. Die ersten
drei Seiten nehmen ein Personen-
verzeichnis ein. Das ist sehr hilf-
reich, kommen doch auf den 630
Seiten sehr viele Namen und Ver-
strickungen vor, sodass ein Blick in
das Personenverzeichnis den
Überblick ermöglicht.
Ein Anhang enthält eine weitere

Orientierungshilfe, und zwar eine
Zeittafel mit für den Romanverlauf
wichtigen historischen Ereignissen
von 1138 bis 2007. Der Roman
selbst beginnt 1921 und endet
2004. 
Die Schrift

ist sehr groß-
zügig, sodass
der Leser seine
Augen nicht
a n s t r e n g e n
muss. Ange-
strengt wird je-
doch das Ge-
müt. Ober-
schlesien er-
fährt in diesem
Zeitraum viele
Veränderun-
gen, wie den
Konflikt Deut-

sche gegen Polen, Protestanten ge-
gen Katholiken, Nationalsozialisten
gegen Andersdenkende und Gläu-
bige, und das in instabilen politi-
schen Verhältnissen.
Erzählt wird die Familienge-

schichte der Familie Strebel in der
Gleiwitzer Paulstraße. Martha und
Carl Strebel haben sechs Kinder,
ein siebtes ist bereits nach vier Mo-
naten gestorben. Mit der Geburt
der jüngsten Tochter Luise (eigent-
lich Emma Luise) beginnt die Ge-
schichte, die aus Szenen zu-
sammengesetzt ist. Immer sind ein
Familienmitglied oder Luises
Freundinnen Maria und Magda
Protagonist dieser Szenen. Die Sze-
nenwechsel sind durch Absatzzei-
chen kenntlich gemacht. Der Ro-
man ist in vier Teile gegliedert:
1921 bis 1938, 1939 bis 1945, 1946
bis 1970, und der Epilog aus dem
Jahr 2004 beendet diesen Roman.
Der Leser wird das Buch in einem
Rutsch lesen  – trotz der vielen Sei-
ten. Christiane Rinser-Schrut

Langsam beginnt das Eis zu
schmelzen. Lange Zeit war
das Wort „Vertreibung“ der

Deutschen in den Staaten Osteu-
ropas tabu. In Polen besteht man
noch heute darauf, dass es eine
„Aussiedlung“, eine „Umsied-
lung“ gewesen sei. Andere Töne
sind aus der Tschechischen Re-
publik zu hören. Dort wird seit
Jahren offen darüber gesprochen
und eingestanden, dass den
Deutschen Unrecht geschehen
sei, auch wenn die NS-Besatzung
allen Grund dafür gegeben habe.
Vor zehn Jahren hat die heute

knapp 40 Jahre alte, in Brünn ge-
borene Schriftstellerin Katerina
Tucková einen Roman über die
Vertreibung der Deutschen aus
Brünn am Beispiel des Mäd-
chens Gerta Schnirch veröffent-
licht. Dafür erhielt sie 2010 den
wichtigsten Literaturpreis des
Landes. In diesem Jahr ist das
Buch zur Leipziger Buchmesse
mit Förderung des tschechi-
schen Kultusministeriums in ei-
ner deutschen Übersetzung her-
ausgekommen. 
Gerta hat einen deutschen Va-

ter und eine tschechische Mut-
ter. Obwohl in beiden Kulturen
zu Hause, wird ihr im Mai 1945
ihr deutscher Anteil zum Ver-
hängnis. Mit vielen anderen
Deutschen wird sie brutal aus
der Stadt getrieben und erlebt
mit ihrer kleinen Tochter Barbo-
ra den berüchtigten Brünner To-
desmarsch, dem damals Hunder-
te, wenn nicht Tausende zum
Opfer gefallen sind. Kurz vor ih-
rem Tod durch Erschöpfung und

Misshandlung gelingt das Wun-
der der Rettung: Mit einigen an-
deren Mädchen kommt sie in ei-
nem Gutshof unter, wo sie jahre-
lang bleiben und später bei  ei-
ner örtlichen Behörde arbeiten
kann.
Anfang der 50er Jahre kann sie

nach Brünn zurückkehren, wird
aber noch immer als Tochter ei-
nes „Henleiners“ (Konrad Hen-
lein war der berüchtigte NSDAP-
Repräsentant in Mähren) ange-

feindet. Das kurze Glück mit ei-
nem tschechischen Jugend-
freund endet, als dieser im Zuge
der Slansky-Prozesse spurlos
verschwindet. Der Roman reicht
bis in Gertas Alter, das sie in be-
scheidensten Verhältnissen, aber
zumindest unbehelligt, mit Toch-
ter und Enkelin erreicht. Die
Tochter resümiert nach der Beer-
digung, ihre Mutter habe von ih-
rem Leben „rein gar nichts“ ge-
habt: „Ich kann mir nicht helfen,
aber ich habe den Eindruck, dass
Mamas gesamtes Leben, abgese-
hen von den zwei drei Jahren mit
Onkel Karl, unerfüllt und sinnlos
war.“ 
Die Autorin schreibt mit viel

Anteilnahme für das Schicksal
ihrer Protagonistin und damit
letztlich für das Schicksal aller

damals betroffenen Deutschen.
Sie schildert die Gräuel des To-
desmarsches und die ebenso
grausamen Tötungen deutscher
Gefangener, geht auf die
Deutschfeindlichkeit in der Be-
völkerung ein, führt manche
Tschechen an, die auf die Verbre-
chen des NS-Regimes verweisen,
was Rache- und Vergütungsver-
langen erkläre, bringt dann aber
auch Zeichen großer Mensch-
lichkeit sowohl von Tschechen
als auch von verbliebenen Deut-
schen, allen voran einer Frau
Zipfelová vom Gutshof, die ihren
deutschen Namen tschechisiert
hat und die Gerta wie eine zwei-
te Mutter wird. Über viele Ver-
brechen können und wollen die
Menschen noch lange nach
Kriegsende nicht sprechen. An-
ders als einige ihrer Leidensge-
nossinnen ist Gerta keine Kämp-
ferin, sie fügt sich resignierend
in ihr Schicksal. Soviel Stolz
allerdings hat sie, dreisten An-
werbungs-
versuchen
der Staats-
sicherheit
zu wider-
stehen. 
Tu cko -

vás Ro-
man ist
k o nv e n -
tionell er-
zählt, und
vielleicht
g e r a d e
d e s h a l b
gut lesbar.
In seiner

Intensität, in seiner genauen Mi-
lieu- und Zeitschilderung ist er
ein großer Wurf. Der Leser geht
mit wachsender Anteilnahme
durch all die Jahre, die bis zur
Wende 1989 reichen. Am Ende er-
lebt er eine von Gertas Enkelin
angeregte Petition, die Stadt
Brünn möge sich für die damali-
gen Verbrechen bei den deut-
schen Bürgern entschuldigen.
Diese steht beispielhaft für die
Haltung der Autorin, – ob für die
heutigen Menschen in Brünn ins-
gesamt, mag man nicht beurteilen. 
Dass ausgerechnet ein Prager

Ministerium die deutsche Über-
setzung finanziert hat, kann man
als hoffnungsvolles Zeichen für
Verständigung sehen. Von der
Qualität her hätte dieses Buch ei-
gentlich einen großen deutschen
Verlag verdient. Nun hat der klei-
ne Berliner Klak Verlag das Risiko
auf sich genommen. Man möchte
ihm wünschen, dass es sich ge-
lohnt hat. Dirk Klose

Der aus Israel stammende
muslimische Psychologe
Ahmad Mansour wirft in

seinem autobiografischen Buch
„Klartext Integration“ in scho-
nungsloser Offenheit der bundes-
deutschen Gesellschaft eine blau-
äugige Immigrationspolitik und
das Scheitern der Integration vor.
Diese hat er als Immigrant selbst
in Deutschland erlebt.
Dem Problem der muslimi-

schen Massenzuwanderung und
Integration stehen Staat und Ge-
sellschaft bisher trotz „Wir schaf-
fen das“ planlos gegenüber, es
mangelt an konkreten Konzepten
und langfristigen Plänen. Man-
sour beschäftigt sich seit vielen
Jahren mit diesen Problemen,
auch weil er sie selbst durchge-

macht hat. Ohne falsche Rück-
sichtnahme spricht er offen an,
wo die Politik versagt hat, aber
auch, welche Werte beim Aufein-
anderprall der Kulturen unver-
handelbar seien. 
Auch dem Islam und seiner ver-

bandsmäßigen Organisation in
Deutschland gibt er eine Mit-
schuld am Entstehen der Parallel-
gesellschaften und dem Scheitern
der Integration. Die Islamverbän-
de, wie die aus der Türkei gesteu-
erte DITIB, treiben mit bundes-
deutschen Hilfsgeldern die Musli-
me in Parallelgesellschaften, an-
statt sie zu integrieren, ein Skan-
dal, wie nicht nur Mansour meint.
Die Funktionsweise von Paral-

lelgesellschaften ist eines der
Hauptthemen in diesem höchst

interessanten Buch. Warum sollen
muslimische Männer sich in die
bundesdeutsche Gesellschaft in-
tegrieren, in
der ihre Frau-
en gleichbe-
rechtigt sind,
wenn sie in
der Parallelge-
sellschaft der
Chef sind,
fragt sich der
Autor. In der
Parallelgesell-
schaft sei sein
Patriarchat un-
angefochten
und erlaube
wie seine Reli-
gion keine
Zweifel. Dazu

lebe der muslimische Immigrant
in der Parallelgesellschaft, wie er
in Syrien/Palästina etc. gelebt hat,

nur, dank Sozialstaat, sicherer
und sorgenfreier. 
Durch Mansour könnten auch

Politiker mit Scheuklappen ver-
stehen, warum sich gerade arabi-
sche Männer so schwer tun mit
der deutschen Mehrheitsgesell-
schaft, in der sie viel zu verlieren
und wenig zu gewinnen haben.
Nicht bloß den Respekt und die
Ehre, die ihnen so wichtig ist – ih-
re Macht wäre dahin, würden sie
die Gleichberechtigung der Ge-
schlechter akzeptieren. 
Auch die Islamisierung und Ra-

dikalisierung einer jungen Gene-
ration von Deutschen mit nahöst-
lichem Immigrationshintergrund
treibt Mansour um, er sieht eine
„Generation Allah“ heranwach-
sen. Seine zehn Vorschläge zur

Integration für die Politik und die
deutsche Gesellschaft sind so et-
was wie die letzte Chance für das,
was endlich getan und durchge-
setzt werden müsse, damit in
deutschen Städten nicht noch
größere Parallelgesellschaften
und noch mehr Clans entstehen.
Der islamische Fundamenta-
lismus habe sehr wohl etwas mit
dem Islam zu tun, behauptet
Mansour, ohne das Deutungsmo-
nopol darüber zu beanspruchen.
Angesichts linker Beschönigun-
gen und eines „planlosen Durch-
wurstelns“ der Mainstream-Poli-
tik liest sich Mansours radikal
aufklärerische und autobiografi-
sche Streitschrift  wie eine wohl-
tuende Rückbesinnung auf die
Realität. Bodo Bost

Bereits 2015 hat Miriam Geb-
hardt in ihrem Buch „Als die
Soldaten kamen“ die mas-

senhaften Vergewaltigungen deut-
scher Frauen durch die Soldaten
der Siegermächte am Ende des
Zweiten Weltkriegs thematisiert.
Insbesondere fokussierte sie sich
dabei auf die Sexualdelikte der
westlichen Alliierten. In ihrem ak-
tuellen Buch „Wir Kinder der Ge-
walt“ folgt sie den individuellen
Spuren der Gewalt in den Familien
der betroffenen Frauen. 
Im Mittelpunkt stehen die seeli-

schen Probleme der Kinder, die
aus den Sexualdelikten der Besat-
zungssoldaten gegen ihre Mütter
hervorgingen. Die Vergewaltigun-
gen wurden von der Sowjet-, der
US- und der französischen Armee
begangen. Da die Herkunft dieser
Kinder mit Scham und Schande
verknüpft war, wurde ihre Iden-
tität in den meisten Familien ver-
schleiert. Für einen Großteil von
ihnen bedeutete das, mit dem un-
gelösten Rätsel ihrer väterlichen
Herkunft leben zu müssen, da ih-

re Mütter sich in Schweigen hüll-
ten. Viele wuchsen in prekären
Verhältnissen und emotional ver-
nachlässigt bei Verwandten oder
Fremden auf. 
Aufgrund ihres ersten Buches

hatten sich bei Gebhardt Personen
gemeldet, die den Verdacht hatten,
bei Kriegsende durch einen grau-
samen Zeugungsakt ins Leben ge-
rufen worden zu sein. Sie bekun-
deten Interesse an einem Gespräch
mit der Autorin, weil sie sich mit
ihren Familiengeschichten allein
gelassen und stigmatisiert fühlten.
Einige der über 70-Jährigen waren
neurotisch und hatten schon meh-
rere Therapien hinter sich. Für ihre
Studie führte Gebhardt Interviews
mit vier Frauen und einem Mann.
Sein Fallbeispiel erinnert an die
Vergewaltigungen deutscher Frau-
en in den sibirischen Arbeitslagern.
Frauen, die diese Torturen überleb-
ten, fanden nach ihrer Rückkehr
nach Deutschland manchmal kei-
nen Weg mehr zurück in ein nor-
males Leben. Zu den Opfern der an
ihnen begangenen Sexualverbre-

chen zählt Gebhardt auch ihre Kin-
der, die erst später zur Welt kamen,
aber in Hilf- und Ratlosigkeit mit
einer seelisch und körperlich ge-
brochenen Mutter aufwuchsen. 
Jeder Falldarstellung folgt ein

Kapitel zur Einordnung der per-
sönlichen Situation der Berichter-
statter und ihrer Familien in den
zeitlichen Kontext. Neben den
Themen Erziehung und Sexualmo-
ral in der Gesell-
schaft der Nach-
kriegszeit, Ge-
sundheit, Bil-
dungs- und Be-
r u f s c h a n c e n
greift die Auto-
rin auch die
Schwierigkeiten
auf, denen An-
tragstellerinnen
auf eine Rente
für sich und ihr
Kind aus dem
„Fonds für Be-
satzungsschä-
den“ begegne-
ten: Sie mussten

durch Zeugenaussagen nachwei-
sen, dass ihr Kind tatsächlich aus
einer Vergewaltigung hervorging.  
Wie etliche Psychoanalytiker hat

auch Gebhardt Hinweise darauf
gefunden, dass die Gewalterfah-
rungen bei Kriegsende, Flucht,
Hunger und die massenhaften Se-
xualdelikte in den Familien schick-
salhaft bis in die heutige Enkelge-
neration fortwirken. D. Jestrzemski

Eine „Geschichte der Kleinen
Eiszeit von 1570 bis 1700“ woll-

te der in Wien lebende Historiker
und Journalist Philipp Blom mit
seinem Buch „Die Welt aus den An-
geln“ vorlegen. Das ist ihm aber lei-
der nur zum Teil gelungen. Zwar
schildert der Autor die wesentlich-
sten Veränderungen in Europa
während der Zeit der Klima-Ab-
kühlung und deren Folgen für die
Menschen da-
mals. Jedoch
gleitet er dabei
zu oft ins Phi-
losophische ab
– so entsteht
der Eindruck,
dass ihm die
d i e s b e z ü g -
lichen Reflexio-
nen wichtiger
sind als das ei-
gentliche The-
ma. Und Bloms
abschließende
weitschweifige
Überlegungen
über die mög-

lichen Konsequenzen der angeb-
lichen Klima-Erwärmung von heu-
te gehören auch nicht unbedingt in
ein Buch über die Kleine Eiszeit.
Sehr viel relevanter ist hingegen,
dass es demonstriert, wie flexibel
der Mensch auf Klimaveränderun-
gen reagieren kann, wenn ihn we-
der von oben verordnete Unwis-
senheit noch ideologischer Dogma-
tismus daran hindern. W.K.

BÜCHER IM GESPRÄCH

Tschechin verarbeitet Vertreibung der Deutschen Bewegte Geschichte

Wie Vergewaltigungsverbrechen bis heute nachwirkenReflexionen über das Klima

Israelischer Autor spricht Klartext über die muslimische Parallelgesellschaft

Katerina Tucková:
„Gerta. Das deutsche
Mädchen. Roman“,
aus dem Tschechi-
schen von Iris Milde,
Klak Verlag, Berlin
2019, gebunden, 548
Seiten, 19,90 Euro

Dörthe Binkert:
„Vergiss kein ein-
ziges Wort“, dtv
V e r l a g s g e s e l l -
schaft, München
2018, gebunden,
671 Seiten, 22 Eu-
ro

Miriam Gebhardt:
„Wir Kinder der
Gewalt. Wie Frau-
en und Familien
bis heute unter
den Folgen der
Massenvergewalti-
gungen bei Kriegs-
ende leiden“,
Deutsche Verlags-
Anstalt, München
2019, gebunden,
301 Seiten, 21,99
Euro

Ahmad Mansour:
„Klartext zur Inte-
gration, Gegen fal-
sche Toleranz und
Panikmache“, S. Fi-
scher Verlag, Frank-
furt am Main 2018,
gebunden, 304 Sei-
ten, 20 Euro

Philipp Blom: „Die
Welt aus den Angeln.
Eine Geschichte der
Kleinen Eiszeit von
1570 bis 1700 sowie
der Entstehung der
modernen Welt, ver-
bunden mit einigen
Überlegungen zum
Klima der Gegen-
wart“, dtv Verlagsge-
sellschaft, München
2018, 302 Seiten,
broschiert, 14,90 Eu-
ro

Anteilnahme für

das Schicksal 

einer Deutschen 
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MELDUNG MEINUNGEN

Er war’s!
Wer wirklich auf Ursula von der Leyen gekommen ist, warum er das gemacht hat, und wie

eine Grüne zum Rassismus fand / Der satirische Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Du liebe Güte, wer war’s
denn nun? Wer hat uns
mit der erfrischenden Idee

überrascht, Ursula von den Leyen
an die Spitze der Europäischen
Union zu setzen? Als der jüngste
Wochenrückblick noch geschrie-
ben wurde, rutschte die Nachricht
durch, EU-Ratspräsident Donald
Tusk habe das auf dem Kerbholz.

Stimmte wohl gar nicht, denn
während die PAZ bereits in Druck
ging, redeten alle nur noch vom
französischen Präsidenten Emma-
nuel Macron als Urheber. Oder ist
es Angela Merkel als erste einge-
fallen, die dann nur jemand ande-
ren vorgeschickt hat?

Alles Spekulation. Daran betei-
ligen wir uns nicht mehr. Müssen
wir auch gar nicht, weil wir nun-
mehr mit absoluter Sicherheit
wissen, wer es wirklich getan hat.
Es war kein anderer als: Nigel Far-
rage, der Chef der britischen Bre-
xit-Partei!

Jetzt wollen Sie natürlich erfah-
ren, woher wir das haben. Sie
werden staunen: Das haben wir
ganz alleine herausgefunden. Es
musste sich um jemanden han-
deln, der die EU mit allen Fasern
abgrundtief hasst. Nur so einer
konnte auf die glänzende Idee
verfallen, Frau Ursula obendrauf
zu setzen, auf dass sie die Euro-
päische Union in den gleichen
Zustand befördern möge, in den
sie zuvor die deutschen Streit-
kräfte manövriert hat.

Nun wissen wir zum jetzigen
Zeitpunkt noch nicht, ob sie den
Posten auch bekommt. Farrage
muss um den Erfolg seiner genia-
len Operation noch ein bisschen
bangen, denn das EU-Parlament
muss die fatale Personalie noch
abnicken.

Geht das aber glatt, ist der erste
Schaden schon in dem Moment
angerichtet, da die bisherige deut-
sche Verteidigungsministerin
siegerlächelnd in die Kameras
winkt. Denn das Parlament (das
eigentlich keines ist) wird schwer
beschädigt aus seiner Zustim-
mung hervorgehen. Hatte man
den Wählern doch versprochen,
dass der siegreiche „Spitzenkan-
didat“ bei den EU-Wahlen Chef
der Kommission werden würde −
als Zeichen von mehr „Bürgerbe-
teiligung“ und „Demokratisierung
der EU“. Zumindest und zuvör-
derst das Parlament sollte hier

fest im Wort stehen. Wer denn
sonst? Tut es das nicht, kann sich
der gute, böse Nigel schon mal
die erste Zigarre anzünden. Am
Ende der Amtszeit einer EU-
Kommissionspräsidentin von der
Leyen wird die Zigarrenkiste leer
sein.

Deutsche Medien sind gerade
emsig mit dem beschäftigt, was
sie seit einigen Jahren am besten
können: So lange am Licht dre-
hen, bis selbst die dunkelsten
Stellen im Antlitz der politischen
Führung zu strahlen scheinen.

Eine große Boulevardzeitung
lobt die Nominierung von der
Leyens für das höchste EU-Amt
und untermalt das mit über-
schwänglichem
Lobgesang. Sie
sei „eine sehr
gradlinige Frau“,
wird Viviane Re-
ding zitiert, eine
frühere Vizeprä-
sidentin der EU-
Kommission. Die
Luxemburgerin
gehört laut dem
Blatt „zu von der Leyens interna-
tionalem Frauennetzwerk“ (aha?).
Von der Leyen, so die Zeitung,
„neigt zum Perfektionismus“, ver-
füge über eine „eiserne Disziplin“
und „findet, dass Frauen jeden Job
können“.

Früher wäre so ein Text für den
derart Gelobten ein propagandis-
tischer Hauptgewinn gewesen,
denn alle Leser hätten ganz ver-
zückt den Kopf auf die Seite ge-
legt. Heute hingegen muss man da
vorsichtig sein. Die Deutschen ha-
ben eine Fähigkeit zurückgewon-
nen, die bis 1989 nur DDR-Be-
wohner draufhaben mussten: zwi-
schen den Zeilen und gegen den
Strich lesen.

Ja, von der Leyen hat die
Bundeswehr tatsächlich mit er-
staunlicher „Gradlinigkeit“ an die
Wand gefahren und beim Kurs ins
Verderben „eiserne Disziplin“ an
den Tag gelegt. Das Desaster ist
ohne Zweifel „perfekt“, der mili-
tärische Feind kann kommen.
Frauenquote und Vätermonate
werden ihn so sehr einschüch-
tern, dass er sich kaum an uns
heranwagt. 

Auch, dass Frauen jeden Job
können, wagt heute kaum noch
jemand zu bestreiten. Als Beispiel
dafür aber ausgerechnet diese Mi-

nisterin anzuführen, dürften die
meisten Leser als fiese Ironie ei-
nes verkappten Frauenverächters
interpretieren.

Auf Ironie versteht sich von der
Leyen indes ganz gut, wie sie jetzt
bewiesen hat. Sie fände das Sy-
stem, dass der von den Bürgern
bevorzugte Spitzenkandidat bei
den EU-Wahlen Kommissionsprä-
sident wird, eigentlich gut, und
wolle es bei der nächsten Wahl in
fünf Jahren auch wieder einfüh-
ren. Wie bitte? Das kann sie nur
ironisch meinen, denn meinte sie
es ernst, hätte sie ihre Nominie-
rung durch die Hinterzimmer-
Runden der Staats- und Regie-
rungschefs niemals akzeptieren

dürfen.
Von der Leyen

hört sich hier an
wie einer dieser
zahllosen afrika-
nischen Putschi-
sten, die auch
immer behaup-
ten, nur nach
der Macht ge-
griffen zu haben,

um die Demokratie wieder einzu-
führen. Tatsächlich bleiben sie an
der Macht, bis sie selbst gewalt-
sam vom Sockel gestoßen werden
oder im Amt sterben. Dann folgt
der nächste Demokratieretter aus
dem gleichen Holz. So wissen wir
wenigstens jetzt schon, was aus
von der Leyens Versprechen in
fünf Jahren werden wird.

Was wir nicht für möglich hiel-
ten: In der Fraktion der EU-
Christdemokraten, der „Europäi-
schen Volkspartei“ (EVP), hat die
Kandidatin mit dieser Einlassung
für gute Stimmung gesorgt. Wir
hätten da eher hämisches Geläch-
ter oder grimmiges Murren er-
wartet. Als erfahrene Küchenpsy-
chologen könnten wir auf die Idee
kommen, das die EU-Parlamenta-
rier das Gesabbel von der „Bür-
gerbeteiligung“ und der „Demo-
kratisierung der EU“ selbst nicht
ganz so ernst genommen haben,
wie sie immer taten.

Ja, die Psychologie ist ein rut-
schiges Feld. Da kommt manches
ans Licht, was man lieber verbor-
gen hätte. Madeleine Henfling ist
da gerade etwas auf die Füße ge-
fallen. Die Thüringer Grünenpoli-
tikerin war auf einen vermeint-
lichen Skandal in der Fraktions-
zeitung der CDU im thüringi-

schen Landtag gestoßen. Dort gibt
es immer ein Kreuzworträtsel.
Das Lösungswort im jüngsten Rät-
sel lautet „Messerangriff“, was
Frau Henfling völlig aus der Fas-
sung brachte. Die CDU habe sich
hier „ganz klar einer typischen
AfD-Rhetorik bedient“. Und die
Grüne ist sich sicher: „Natürlich
ist das Absicht! Damit versucht
die CDU, Wähler von der AfD zu-
rückzuholen.“

So, so, die CDU versucht Leute,
die bislang etwas anderes gewählt
haben, zu sich herüberzuziehen.
Tun das aber nicht irgendwie alle
Parteien? Ach was, darum geht es
doch gar nicht. Sondern? Jetzt
wird es peinlich, aber nicht für
die CDU oder die AfD. 

Wenn eine wie Frau Henfling
„AfD-Rhetorik“ schnaubt, dann
meint sie etwas, das rassistisch,
fremdenfeindlich oder sonst
irgendwie „nazimäßig“ sein soll.
Was für Gedanken, ja „Vorurteile“
aber kreisen im Kopf von Frau
Henfling herum, wenn sie beim
Wort „Messerangriff“ automatisch
an bestimmte „Rassen“ oder
fremdländische Völker und deren
mutmaßliche Diskriminierung
denken muss? Na? Reingefallen!

Die Thüringer Grünen-Politike-
rin teilt sich ihre Misere mit ei-
nem ganzen Pulk von „Hilfsorga-
nisationen“ und Afrika-Verste-
hern. Jedes Mal, wenn auf dem
schwarzen Kontinent irgendetwas
schiefgeht, suchen sie die Verant-
wortung bei den Europäern und
fordern Geld und Schuldbekennt-
nisse.

Offenbar leben diese Leute in
der festen Überzeugung, die Afri-
kaner seien dermaßen unbehol-
fen, dass sie ohne unser rabenvä-
terliches Zutun nicht auch mal
was alleine verbocken könnten.
Überall müssen erst die Europäer
oder „der Westen“ oder schlicht
„die Weißen“ ihre Finger reinhal-
ten, damit’s was wird. Dahinter
haust ein Überlegenheitsfimmel,
der dem 19. Jahrhundert Ehre ge-
macht hätte. So hüllt sich alte ko-
loniale Arroganz in die neuen
Kleider der Humanität.

War noch was? Ach ja, „Messer-
angriff“: Die CDU erklärt, das Lö-
sungswort beziehe sich immer auf
das zentrale Thema der jeweili-
gen Zeitungsnummer. Diesmal sei
es ums Waffengesetz gegangen.
Das war alles.

So reden afrikanische
Putschisten, die

vorgeben, nur die
Demokratie retten

zu wollen

ZUR PERSON

Hoffnung für
Griechen und EU

Die 280 Milliarden Euro Ret-
tungshilfe der EU für Grie-

chenland haben Alexis Tsipras
nicht retten können. Der Minister-
präsident von der linken Syriza-
Partei wurde bei den Parlaments-
wahlen abgewählt, obwohl die
Wirtschaft nach zehn Jahren erst-
mals wieder wächst und die Ar-
beitslosigkeit gesunken, mit 18,6
Prozent aber immer noch die
Höchste der Eurozone ist.

Weil den Griechen das nicht ge-
nügt, haben sie Kyriakos Mitsota-
kis zum neuen Regierungschef ge-
wählt. Mit seinem Versprechen
von Steuersenkungen für die ge-
beutelte Mittelklasse, von riesigen
Investitionsprogrammen und Pri-
vatisierungen von Staatsunterneh-
men hat er erfolgreich die Wähler
ködern können. Bei vielen Natio-
nalisten punktete er mit der Dro-
hung, jener Nachbarrepublik, die
sich seit Januar gegen sein Votum
als „Nordmazedonien“ bezeich-
nen darf, auf dem Weg zur EU ei-
nen Stein in den Weg zu legen. 

Dass der neue Regierungschef
der bürgerlichen Partei Nea Di-
mokratia einer Politikerdynastie
entstammt, schreckte die Wähler

nicht ab. Politik,
so hoffen sie,
stecke in seinen
Genen. Sein Va-
ter Konstanti-
nos Mitsotakis
war von 1990
bis 1993 grie-

chischer Ministerpräsident, seine
Schwester Dora Bakogianni erst
Oberbürgermeisterin von Athen
und danach griechische Außen-
ministerin, sein Großonkel Elef-
therios Venizelos zwischen 1910
und 1933 insgesamt über 15 Jahre
griechischer Premierminister. Ein
Großvater und zwei Urgroßväter
waren Parlamentsabgeordnete.

Als Kind ist der 1968 in Athen
geborene Mitsotakis in Paris auf-
gewachsen, wohin seine Eltern
nach dem Staatsstreich der grie-
chischen Militärjunta ins Exil ge-
gangen waren. Später war der Eli-
testudent der US-Universitäten
Harvard und Stanford für mehrere
Banken und für die Beraterfirma
McKinsey tätig, ehe er 2004 in die
Politik ging, von 2013 bis 2015 Mi-
nister für Verwaltungsreform war
und 2016 den Vorsitz der Nea Di-
mokratia übernahm. 

Jetzt hat der verheiratete Vater
dreier Kinder vier Jahre Zeit, das
Land mit seinen wirtschaftslibera-
len Ideen zu reformieren. Die EU
wird ihn dabei sicher nicht fallen
lassen, hat er doch versprochen,
die EU-Rettungsmilliarden den
Gläubigern zurückzuzahlen –
aber nur, wenn die griechische
Wirtschaft kräftig anläuft. H. Tews

Stefan Schmidt, Beauftragter
für Flüchtlings-, Asyl- und Zu-
wanderungsfragen für das Land
Schleswig-Holstein, träumt in
der „Neuen Osnabrücker Zei-
tung“ (2. Juli) von einem Ein-
marsch in Italien wegen Roms
Grenzschutzpolitik:

„Wenn ich nicht so ein fried-
liebender Mensch, sondern der
Kaiser von Deutschland wäre,
würde ich am liebsten mit den
maritimen Gebirgsjägern in Ita-
lien einreiten.“

In der „Neuen Zürcher Zei-
tung“ (5. Juli) verurteilt Kom-
mentator Eric Gujer die groß-
spurigen Belehrungen, welche
Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier und andere deut-
sche Spitzenpolitiker über
Italien wegen der „Sea-Watch“-
Affäre ausgegossen haben,
scharf: 

„Steinmeier wollte den häss-
lichen Rechtspopulisten de -
maskieren und steht nun selbst
als ein Deutscher da, der die
Rechtsordnung anderer Staaten
geringschätzt und sich heraus-
nimmt, zu definieren, was in
Europa eigentlich zu gelten hat
... Der hässliche Deutsche trägt
nicht mehr Stahlhelm und
Wehrmachtsuniform. Er hält
stattdessen in allen Lebensla-
gen eine gesinnungsethische
Lektion bereit.“

Kristina Antonia Schäfer geht
in der „Wirtschaftswoche“
(3. Juli) scharf ins Gericht mit
dem Postengeschacher in der
EU-Spitze:

„Es wäre der Moment gewe-
sen, die so vorgefertigten wie
ausgetretenen Pfade zu verlas-
sen und frisch zu überlegen, wo
die EU eigentlich hinsteuern
soll ... Stattdessen wiederholt
die EU ihre schlimmsten Fehler
und setzt ihr letztes bisschen
Glaubwürdigkeit aufs Spiel. Das
könnte gefährliche Konsequen-
zen haben.“

Josef Urschitz blickt in der
Wiener „Presse“ (5. Juli) düster
auf das, was den Sparern durch
die neue EZB-Chefin Christine
Lagarde droht:

„Die Notenbanken sind mit
ihrem Latein am Ende, die
Schuldenorgien der reformun-
willigen Staaten werden wohl
per Abschöpfung der Guthaben
der Eurozonenbürger bezahlt
werden. Und die neue Chefin
(der EZB, Christine Lagarde)
bringt von ihrem früheren Job
(beim Internationalen Wäh-
rungsfonds) umfassendes theo-
retisches Wissen mit, wie man
solches bewerkstelligt, ohne
dass die Bürger den Notenban-
kern per Bargeldhortung eine
lange Nase drehen können.
Schöne Aussichten sind das
nicht.“

Nach Auffassung des Juristen
und ehemaligen Kanzleramts-
Mitarbeiters Matthias Buth
werden die deutschen Soldaten
„alleingelassen“. Sie wüssten
kaum noch, wofür sie eigentlich
kämpfen sollen, kritisiert Buth
im Deutschlandfunk (28. Juni):

„Die Frage bleibt doch: Für
wen und was setzen unsere
Soldatinnen und Soldaten wo
ihr Leben ein? Sie gründet auf
dem Begriff, das fast Fremd-
wort geworden ist: Vaterland.
Im Deutschlandlied singen
zwar die Fußballerinnen und
Fußballer davon. Aber die Sol-
datinnen und Soldaten? Bin-
den sie ihr Leben an dieses
Wort? Die Bundespolitik mei-
det es schon lange, auch die
Kanzlerin.“

Sarajewo – Der Wanderungsstrom
auf der Balkanroute schwillt wie-
der an. Wie das Flüchtlingshilfs-
werk der Vereinten Nationen,
UNHCR, meldet, sind allein in
Bosnien-Herzegowina in den er-
sten fünf Monaten dieses Jahres
50 Prozent mehr illegale Einrei-
sen gezählt worden als im glei-
chen Zeitraum des Vorjahres. In
den vergangenen zwölf Monaten
seien es annähernd 33000 Men-
schen gewesen. Da nicht einmal
2000 von ihnen Asyl in dem Land
beantragt haben, ist anzunehmen,
dass die allermeisten weiterzie-
hen wollen. Hauptzielland dürfte
wie in den vergangenen Jahren
Deutschland sein.  H.H.

Balkanroute 
füllt sich wieder
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